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1. Einleitung 
 
Bosnien und Herzegowina (BiH) ist 15 Jahre nach Kriegsende noch immer ein Staat mit 
einem Demokratiedefizit. Dafür sprechen einige Indikatoren, allen voran die Verfassung des 
Landes, die 1995 in Dayton (USA) im Rahmen der Friedensverhandlungen festgeschrieben 
worden ist. Diese ist bis heute noch gültig und trägt entscheidend dazu bei, dass in BiH der 
Mangel an Demokratie größer ist als in einigen Nachbarstaaten des Landes, die ebenso 
während des Krieges und an seinen Folgen gelitten haben. 
 
In BiH gibt es drei konstitutive Völker: Bosniaken, Kroaten und Serben. Ihnen werden 
bestimmte kollektive Gruppenrechte zugesprochen, die anderen verwehrt bleiben. Zudem 
genießen die Bosniaken und Kroaten in der größeren Entität des Landes, der Föderation 
Bosnien und Herzegowina (FBiH), bestimmte Rechte, die z.B. den serbischen Bewohnern 
dieses Gebietes vorenthalten werden. Dasselbe ist allerdings umgekehrt der Fall; so werden in 
der kleineren Entität Bosnien und Herzegowinas (BiHs), der Republika Srpska (RS), in 
vielerlei Hinsicht Serben, im Vergleich zu Bosniaken, Kroaten und „Anderen“, bevorzugt. 
Diese Verfassung legitimiert somit einen Staat, der das ethnische- vor das staatsbürgerliche 
Prinzip stellt. Um in die Europäische Union (EU) zu kommen, wird BiH die Verfassung in 
dieser Hinsicht entscheidend reformieren müssen, um zu gewähren, dass alle Völker im Land 
gleichberechtigt sind. Im weiteren Verlauf dieser Arbeit, sollen bisherige Ansätze zu 
Reformen der jetzigen Verfassung, sowie weitere Vorschläge diesbezüglich geboten werden. 
 
Eine entscheidende Frage im Hinblick auf den Annäherungsprozess BiHs zur EU wird sein, 
welche Anstrengungen das Land selbst unternehmen wird, um der Union letztendlich 
beizutreten. Vor allem in der Vergangenheit, ausgehend von den Friedensverhandlungen in 
Dayton, wurden den Politikern des Landes viele Vorschläge präsentiert, wie das Land 
demokratischer gestaltet werden könnte, um sich so schneller der EU anzunähern. Jedoch 
waren es hier eben die externen Akteure die die Initiative ergriffen haben; von den bosnisch-
herzegowinischen Politikern kam wenig, da sich diese mit dem Status-Quo zufrieden gaben. 
Am Status-Quo hat sich bis heute nicht viel geändert, da viele Parteien in BiH von ethnischem 
Denken geleitet werden und vielmehr an das jeweilige Volk, als an ein bosnisch-
herzegowinisches Gesamtvolk denken. Dieses Hindernis muss im Hinblick auf den EU-
Integrationsprozess überwunden werden. Die Arbeit soll Lösungen zu der Frage bieten, wie 
diese Hindernisse überwunden werden können. 
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Eine weitere Hürde ist, dass es in BiH nicht nur die gesamtstaatliche, nationale1 Verfassung, 
sondern 12 weitere Verfassungen gibt. Das ist ein zusätzliche Hürde, was die Effektivität der 
politischen Institutionen BiHs betrifft. In der Arbeit wird ein Überblick über die 
Entitätsverfassungen, sowie ein detaillierter Einblick in die gesamtstaatliche Verfassung BiHs 
geboten. Dadurch soll die Frage beantwortet werden, warum BiH durch politische 
Ineffektivität gekennzeichnet ist und welchen Teil die Verfassungen dazu, in negativer 
Hinsicht, beitragen. 
 
Ziel dieser Arbeit ist es ebenso aufzuzeigen, warum die externen Akteure einen so großen 
Einfluss auf die Politik in BiH hatten bzw. noch immer haben. Die Frage wer die 
entscheidenden externen Akteure in BiH, auch im Hinblick auf den EU-Integrationsprozess, 
sind, soll im Rahmen dieser Arbeit beantwortet werden. Ebenso soll aufgezeigt werden, wie 
sich diese Akteure, durch den Nation-Building-Prozess, zu entscheidenden politischen 
Kräften in BiH etabliert haben. 
 
Die entscheidenden Fragen dieser Arbeit sind daher wie der bisherige EU-Integrations- bzw. –
Annäherungsprozess BiHs aussieht und welche Institutionen, sowohl bosnisch-
herzegowinische als auch externe, diesbezüglich interagieren. Warum haben die externen 
Akteure in BiH so viel Einfluss gewonnen und wie kam es dazu? Warum leidet BiH heute an 
einem Demokratiedefizit und warum ist die nationale Verfassung ein Indikator dessen? 
Welche Rolle spielt, innerhalb dessen, der Hohe Repräsentant? 
       Nach Beantwortung dieser Fragen sollen letztendlich Lösungen geboten werden, wie die 
Neugestaltung einer Verfassung in BiH aussehen könnte und warum diese von Nöten ist. 
 
Um diese Fragen beantworten zu können ist es allerdings wichtig auch die 
Friedensverhandlungen in Dayton zu skizzieren, da diese zu dem beigetragen haben, was 
heute die bosnisch-herzegowinische Staatlichkeit, mit all ihren Facetten, ausmacht. 
 
 
 
 
                                                 
1 In der Arbeit ist, im Hinblick auf die Verfassung, der Begriff „gesamtstaatliche“ Verfassung ein Synonym für 
„nationale“ Verfassung. Im Titel der Arbeit wird „nationale Verfassungsreform“ angeführt. „National“ deshalb, 
da es insgesamt 13 existierende Verfassungen in BiH gibt und dadurch signalisiert werden soll, dass es sich um 
die gesamtstaatliche handelt. 
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2. Theoretische Überlegungen 
 
Im Laufe dieser Arbeit wird in den einzelnen Kapiteln oftmals die Staatlichkeit Bosnien und 
Herzegowinas diskutiert. Dabei geht es vor allem darum, ob BiH überhaupt ein 
funktionierender Staat ist? In weiterer Folge stellt sich anschließend die Frage, inwieweit 
dieser Staat EU – funktionsfähig ist? Doch um sich der Beantwortung der EU – 
Funktionsfähigkeit annähern zu können, muss zunächst festgestellt werden, ob Bosnien und 
Herzegowina selbst funktionsfähig ist. Auf diese Frage wird zwar in den folgenden Kapiteln 
eingegangen, jedoch muss man, bevor man sich diesbezüglich einer Lösung nähert, einen 
theoretischen Rahmen setzen. Es ist bekannt, dass BiH ein Staat ist, in dessen jüngerer 
Vergangenheit externe Akteure eine massive Rolle beim Staatsaufbau gespielt haben. 
Innerhalb des Rahmens dieser Arbeit, soll Nation – Building als Konzept näher gebracht 
werden, um zu verstehen, warum Bosnien und Herzegowina ein Staat ist, der auf die 
Unterstützung externer Akteure aus der internationalen Gemeinschaft angewiesen ist. 
 
 
2.1. Die bosnisch – herzegowinische Staatlichkeit 
  
Die zentrale Frage bezüglich Staatlichkeit ist in welcher Beziehung Staat und Staatlichkeit 
zueinander stehen. Grundsätzlich, so Džihić (2009: 37), stehen diese beiden Faktoren „nicht 
in einem Widerspruch zueinander, sondern bedingen sich einander wechselseitig.“ Die 
Kennzeichen der Staatlichkeit des Post – Dayton – Bosnien und Herzegowinas sind 
Instabilität und eine äußerst ausgeprägte Krisenanfälligkeit. Hinzu kommt noch der enorme 
externe Einflussfaktor (vgl. ebd.: 37). Gerade dieser externe Einflussfaktor kann durch die 
Elementartheorien der Staatlichkeit verstanden werden, da diese eine „gewisse Sicht auf 
Probleme der institutionellen und formalen Gestaltung des Staates in Bosnien und 
Herzegowina nach dem Dayton – Abkommen“ (ebd.: 37) bieten. 
 
Ausgehend von der klassischen Dreielementenlehre von Jelinek ist der Staat eine 
Rechtsordnung, die aus drei Elementen besteht: Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt.  
 
„Der Staat wird in diesem – sehr engen, da die Beziehung zur Gesellschaft beiseite lassenden – 
Staatsverständnis als dauerhaft organisierter Herrschaftsverband auf einem begrenzten Territorium 
bestimmt, der die Existenz dieses Verbandes sichern sowie die Gemeinschaftsinteressen der 
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Verbandsangehörigen wahrnehmen soll und insoweit das Primat gegenüber anderen Verbänden – 
Staaten sichern kann.“ (Džihić 2009: 38) 
 
Das Primat gegenüber anderen Verbänden bzw. Staaten ist nichts anderes, als die staatliche 
Souveränität bzw. die Unabhängigkeit von jedem anderen externen Einfluss. Anschließend 
daran führt Friedrich Koja die drei konstituierenden Elemente des Staats aus. Das Staatsvolk 
wird durch alle durch die Herrschaftsordnung vereinigten Menschen gebildet. Das 
Staatsgebiet ist der räumliche Geltungsbereich einer staatlichen Ordnung, wobei das 
Territorium eines Staates ein spezifisch hoheitlicher Herrschaftsbereich ist. Die Staatsgewalt 
schließlich stellen jene Staatsorgane, die durch rechtliche Ermächtigung diese Gewalt, „durch 
Erzeugung oder Vollziehung von Rechtsnormen ausüben.“ (Koja 1993: 14 ff.) 
        Betrachtet man den bosnisch – herzegowinischen Staat, so sind zwar diese drei Elemente 
auch auf diesen Staat übertragbar, allerdings trifft die Definition von Staat von Max Weber 
eher zu. Laut Weber (1980: 821) ist der Staat „ein auf das Mittel der legitimen (das heißt als 
legitim angesehenen) Gewaltsamkeit gestütztes Herrschaftsverhältnis von Menschen über 
Menschen. Damit er bestehe müssen sich also die beherrschten Menschen der beanspruchten 
Autorität der jeweils Herrschenden fügen.“ 
      Wie könnte daher ein Modell für die bosnisch – herzegowinische Staatlichkeit aussehen? 
Džihić hat so eines entworfen und es sieht wie folgt aus: 
  
 Souveränität nach Außen:                       Souveränität nach Innen:                 Existenz einer bürokratischen                        
    BiH im Rahmen der                               Faktische Souveränität innerhalb          Verwaltung: Frage ihres 
    internationalen Staaten=                          des Territoriums von BiH                    Charakters und Effizienz des  
       gemeinschaft                                                                                                       Ausmaßes der Willkür sowie  
                                                                                                            Fähigkeit zur Steuerung der 
                                                                                                            Staatsaktivitäten 
 
 
 
 
 
                               Einschätzung des Zustands der bosnisch-herzegowinischen Staatlichkeit 
                                                                                                          (Quelle: Džihić 2009: 40) 
Diese Grafik verdeutlicht, dass die Souveränität der wichtigste Kern „des inneren und äußeren 
Herrschaftsanspruches der im modernen Nationalstaat organisierten Gesellschaft“ 
(Seidelmann 1995: 398) ist. Daher ist die Souveränität das konstitutive Element des Staates, 
  
 
8 
womit ein Verzicht auf- bzw. ein Verlust der Souveränität einem Verlust der Staatlichkeit 
gleichkommt (vgl. Džihić 2009: 40). Heute gibt es zwar weiterhin Staaten, allerdings sind 
viele in einem Staatenverbund, wie z.B. in der Europäischen Union. Daher gibt es die 
Souveränität in diesem Sinne nicht mehr. In Bosnien und Herzegowina wurde aber durch das 
Dayton – Abkommen ein klassisches Konzept der Souveränität legitimiert, obwohl die 
Souveränität eigentlich auf Entiätsebene übertragen worden ist. Hier spricht Džihić (2009: 41) 
von einer „partiellen Verteilung der Souveränität.“ Vor allem durch die Bonner Vollmachten 
des Hohen Repräsentanten ist ein entscheidender Einschnitt in die bosnisch – 
herzegowinische Souveränität gemacht worden.2 Im Rahmen der internationalen 
Gemeinschaft hat BiH nach dem Krieg der 1990er – Jahre eine besondere Stellung 
eingenommen, da viele Beobachter das Land, aufgrund der Präsenz des Hohen 
Repräsentanten, als eine Art Protektorat betrachteten. So wurde z.B. Paddy Ashdown, von 
2002 bis 2006 Hoher Repräsentant in Bosnien und Herzegowina, oftmals als „European Raj“ 
(Fagan 2010: 82) bezeichnet. 
 
Grundsätzlich ist das entscheidende Merkmal der Staatlichkeit die Staatsgewalt. Das bedeutet 
in weiterer Folge, dass die Staatlichkeit daher die Wirkungs- und Funktionsweise eines 
Staates ist (vgl. Löffler 2005: 129). Dieser Punkt trifft insbesondere auf das 
Staatlichkeitsmodell Bosnien und Herzegowinas zu. Weiters ist zu beachten, dass Staat und 
Gesellschaft voneinander getrennt werden müssen. „Man muss die beiden Bereiche und die 
Dynamiken ihrer wechselseitigen Bedingtheit als ein (Macht)Feld des Politischen auffassen, 
dessen Eckpunkte im bosnischen Fall durch das ethnonationale Paradigma und seine 
begleitenden Phänomene bestimmt werden können.“ (Džihić 2009: 44) 
 
In Anlehnung an Foucault schreibt Džihić, in weiterer Folge, über Machtbeziehungen in 
Bosnien und Herzegowina. Grundsätzlich sind Machtbeziehungen strategische Spiele, „an 
denen unterschiedliche Akteure mit ihren jeweiligen Vorstellungen über die Gestaltung der 
Gesellschaft teilnehmen.“ (ebd.: 45) Das bedeutet, dass es sich dabei um einen dynamischen 
Prozess handelt. Diese Machtbeziehungen unterliegen einem gespannten Verhältnis. Auf BiH 
übertragen bedeutet das, dass es sich diesbezüglich um ein gespanntes Verhältnis zwischen 
Kräften, die bemüht sind den bosnisch – herzegowinischen Gesamtstaat zu stärken und somit 
zur funktionalen demokratischen Staatlichkeit im Land beizutragen und Kräften, die den 
                                                 
2 Die Bonner Vollmachten werden im Kapitel „Externe Akteure in Bosnien und Herzegowina nach Dayton“ 
näher ausgeführt. 
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Gesamtstaat durch ethnonationales und entitätsgeleitetes Denken schwächen wollen, handelt 
(vgl. ebd.: 46). Dieses Problem hat die internationale Gemeinschaft durch einen externen 
Eingriff versucht zu lösen, wie z.B. durch den Einsatz des Hohen Repräsentanten. Statt einer 
Lösung wurde aber vielmehr ein weiteres Problem geschaffen, das Claus Offe als das 
„Dilemma der Gleichzeitigkeiten“ (Džihić 2009: 78) bezeichnet.  
 
„Mit diesem Dilemma wird der Umstand bezeichnet, dass sich in postsozialistischen 
Gesellschaften parallel zueinander das politische System, die Wirtschaft, die Institutionen der 
sozialen Sicherheit und häufig auch der nationalstaatliche Rahmen transformiert haben, wobei die 
Wirkungen der Transformationsprozesse sich überlagern und gegenseitig bedingen.“ (ebd.: 78) 
 
Offes Begriff zeigt eine wichtige Besonderheit der postjugoslawischen Region im Vergleich 
zu anderen Demokratisierungsprozessen auf. Vor allem in BiH kommt die Transition vom 
Kriegs- in den Friedenszustand hinzu. Die Transition ist „mit ständigen und konflikthaft 
verlaufenden Neuverhandlungen des nationalen bzw. nationalstaatlichen Rahmens“ (ebd.: 78 
ff.) verbunden. Das wiederum hatte enorme Konsequenzen für die Entwicklung der bosnisch 
– herzegowinischen Staatlichkeit der letzten 15 Jahre. Die Demokratisierung, die in Bosnien 
und Herzegowina zu schnell erfolgte, leistete der Ethnisierung und dem Ethnonationalismus, 
der bis heute im Land gegenwärtig ist, Vorschub. Ein Indiz für eine „zu schnelle“ 
Demokratisierung ist z.B. die vorzeitige Durchführung freier Wahlen, die in BiH zur Stärkung 
der ethnonationalen Eliten führte (vgl. Džihić 2009: 81). Alternativen zu ethnonationalen 
Parteien gab es bei den ersten freien Wahlen in Bosnien und Herzegowina kaum – dieser 
Zustand hat sich bis heute wenig geändert. Daraus lässt sich schließen, dass der 
Demokratisierungsprozess in BiH zu schnell begonnen, aber bis heute nicht vollständig 
abgeschlossen wurde. So lange dieser Prozess nicht beendet ist, ist es schwierig einen 
ernsthaften Europäisierungsprozess im Land einzuleiten. Der Ethnonationalismus ist aber 
ebenso eine Folge des durch die internationale Gemeinschaft betriebenen nation – building 
Prozesses nach dem Krieg. 
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2.2. Nation – Building 
 
Grundsätzlich war das 20. Jahrhundert bzw. die Politik in diesem Zeitraum vor allem durch 
die Diskussion geprägt, was die richtige Größe und Stärke eines Staates ausmacht. Ende der 
1980er - / Anfang der 1990er – Jahre lautete das Motto „weniger Staat“. „Es war keine Frage, 
dass die alles beherrschenden Staatssektoren der ehedem kommunistischen Welt drastisch 
zurückgefahren werden mussten […].“ (Fukuyama 2004: 17). Zentral in dieser Annahme war, 
dass der Staat in einem viel geringeren Maß, als bis dahin üblich, in die Wirtschaft eingreifen 
sollte („Washington Consensus“). 
 
„Im Nachhinein betrachtet, war am Washingtoner Konsens an sich nichts falsch: Die 
Staatssektoren von Entwicklungsländern behinderten in sehr vielen Fällen das Wachstum, und auf 
lange Sicht konnte das nur durch wirtschaftliche Liberalisierung behoben werden. Allerdings war 
das Problem, dass die Staaten zwar auf bestimmten Gebieten zurückgestutzt, gleichzeitig auf 
anderen jedoch hätten gestärkt werden müssen. […] Der Aufbau von Staaten, der zumindest 
genauso wichtig war wie das Zurückfahren, fand dagegen nicht annähernd so viel Beachtung. Die 
Folge war, dass in vielen Ländern liberale Wirtschaftsreformen nicht zu den versprochenen 
Ergebnissen führten.“ (Fukuyama 2004: 18) 
 
 
Der Staatsaufbau erlebte erst in der zweiten Hälfte der 1990er – Jahre seinen Durchbruch. 
Grundsätzlich gibt es für diesen Begriff mehrere Definitionsmöglichkeiten, aber häufig wird 
Nation – Building als Synonym für Staatsaufbau verwendet. Bevor auf die Begriffsdefinition 
eingegangen wird, muss zunächst die Funktion von Nation – Building beschrieben werden. 
Demzufolge kann Nation – Building „entweder als präventive Politikoption zur Vermeidung 
von Staatszerfall und gesellschaftlicher Fragmentierung, als Alternative zu militärischer 
Konfliktbearbeitung, als Bestandteil militärischer Interventionen oder als Element der 
Konfliktnachsorge“ (Hippler 2003: 1) verstanden werden. Jedoch gab es auch vor den 1990er 
– Jahren solche Versuche. So war Nation – Building bereits in den 1950er – und den 1960er – 
Jahren „ein Schlüsselkonzept der Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik.“ (ebd.: 2) 
Ziel war es Gesellschaften zu modernisieren bzw. den Industriestaaten strukturell anzupassen. 
Das bedeutete aus traditionellen Gesellschaften moderne Nationalstaaten zu machen, wobei 
Europa immer das Vorbild war (vgl. ebd.: 2). Zieht man den Nation – Building – Prozess in 
Bosnien und Herzegowina nach dem Krieg Mitte der 1990er – Jahre als Beispiel heran, so 
fällt auf, dass auch hier Europa und Amerika, jene „Mächte“, die den Westen verkörpern, die 
Akteure sind an denen sich der neu gestaltete bosnisch – herzegowinische Staat orientieren 
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sollte. Ein erster Schritt in diese Richtung war die, unter starkem US – Einfluss, 
Verschriftlichung der bosnisch – herzegowinischen Verfassung in Dayton Ende 1995. 
 
Nachdem die Funktion von Nation – Building dargelegt wurde, soll nun eine Annäherung an 
den Begriff selbst erfolgen. „Nation-Building ist einerseits ein Prozess sozio-politischer 
Entwicklung, der idealtypisch – meist über eine längere historische Zeitspanne – aus zuerst 
locker verbundenen Gemeinschaften eine gemeinsame Gesellschaft mit einem ihr 
entsprechenden „National“-Staat werden lässt.“ (Hippler 2003: 3) Hippler (2003: 3) erwähnt 
aber auch, dass diese Nation-Building-Prozesse nicht automatisch erfolgreich sind. Nation-
Building wird betrieben, um ein politisches Ziel zu erreichen oder aus strategischen Gründen.  
 
„Interne oder externe Akteure streben die Schaffung oder Stärkung eines nationalstaatlich 
verfassten politischen und sozialen Systems an, wenn dies ihren Interessen zu nützen scheint, 
wenn es bestimmte funktionale Erfordernisse besser erfüllt als ein zuvor bestehendes Arrangement 
oder wenn es ihre Macht stärkt oder ihre Gegner schwächt.“ (Hippler 2003: 3) 
 
Im Falle Bosnien und Herzegowinas ist ganz klar zu erkennen, dass externe Akteure daran 
entscheidend beteiligt waren, einen bosnisch-herzegowinischen Nationalstaat aufzubauen. 
Allerdings haben diese Akteure, auch aufgrund der ethnonationalistischen Politiken der 
politischen Elite Bosnien und Herzegowinas, dazu beigetragen, dass der Staat heute durch 
eine stark fragmentierte Gesellschaft gekennzeichnet ist. Dafür spricht auch die Staatsform, da 
das Land aus zwei „Entitäten“ besteht, die mehr oder weniger wie ein „Staat im Staat“ agieren 
können. Das ist ihnen durch die Daytoner Verfassung ermöglicht worden. So sehr die 
externen Akteure bis heute das Staatsbild Bosnien und Herzegowinas prägen, so sehr ist auch 
festzustellen, dass der Nation-Building-Prozess in diesem Land nicht vollständig 
abgeschlossen ist. Dafür sprechen zwei Tatsachen: Zum einen liegt „die primäre Identität und 
Loyalität bei[m] […] einer ethnischen oder ethno-religiösen Gruppe“ (ebd.: 4) und die 
nationale Identitätsebene ist nicht vorhanden. In Bosnien und Herzegowina gibt es kein 
bosnisch-herzegowinisches Staatsvolk, vielmehr definieren sich die Menschen über ihre 
religiöse Zugehörigkeit und je nach dieser als Bosniaken, Kroaten oder Serben. Zum anderen 
sind bestimmte Aspekte, wie z.B. die Infrastruktur und bestimmte politische Kapazitäten, 
durch externe Akteure bereitgestellt worden, jedoch wurde von ihnen kein ideologisches 
Nation-Building betrieben, da dies grundsätzlich nicht von außen zu bewältigen ist. Der Staat 
hat diesbezüglich nicht viel getan. Grundsätzlich, so Hippler (2003: 6) „ging und geht der 
Impuls zur Durchsetzung gesellschaftlicher Integration und der Schaffung eines 
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Nationalstaats [in vielen multiethnischen Gesellschaften ] vom Staatsapparat selbst aus“. 
Dabei werden oftmals kulturelle Mittel, wie z.B. Sprachen- oder Religionspolitik eingesetzt. 
Das kam in Bosnien und Herzegowina zwar zum Tragen, aber nicht im Sinne eines bosnisch-
herzegowinischen Staatsvolkes, sondern ging vielmehr von nationalistischen Politikern aus, 
die dadurch Stimmen der jeweiligen Volksgruppen für sich gewinnen wollten. In diesem 
Zusammenhang spricht Armina Galijaš von der „ethnischen Matrix“: Diese „stellt ein 
geschlossenes Universum dar, in der alles, von Politik über Kultur, Bildung, Religion usw. für 
die Angehörigen einer bestimmten Gruppe „produziert“ wird.“ (Galijaš 2008: 416) Noch dazu 
war Bosnien und Herzegowina besonders gefährdet, was ethnonationalistische Politik betrifft, 
da die urbane, besser ausgebildete Mittelschicht durch die ländliche und schlechter 
ausgebildete Schicht verdrängt wurde. Natürlich ist das nur einer der Gründe, warum gerade 
in BiH der Ethnonationalismus (bis heute) dominiert. Schlussendlich, so Galijaš (2008: 418), 
kann kein gemeinsamer funktionsfähiger Staat existieren, solange diese ethnischen Matrices 
dominant sind. Diese werden aber durch externe Akteure nicht beseitigt werden können, 
vielmehr geht es dabei um einen Prozess, der von internen Akteuren in Gang gesetzt werden 
muss. Im Hinblick auf die EU-Annäherung BiHs muss daher zunächst ein funktionsfähiger 
Staat existieren, bevor von einem EU-funktionsfähigen Staat gesprochen werden kann. 
 
Wie bereits erwähnt, können bestimmte Aspekte, wie eben Infrastruktur oder politische 
Kapazitäten, durch externe Akteure zur Verfügung gestellt werden. Das wird grundsätzlich 
durch den Begriff unmittelbarer Staatenbau bezeichnet:  
 
„Die andere Möglichkeit, von außen institutionellen Bedarf zu schaffen, ist die direkte politische 
Machtausübung durch Länder oder Konsortien von Ländern, die entweder Besatzungsmächte sind 
oder starke direkte Beziehungen zur lokalen Regierung haben. […] Eine Besatzungsmacht hat 
selbstverständlich viel mehr direkten Einfluss auf ein Land als ein externer Kreditgeber oder eine 
Hilfsorganisation, die mit Bedingungen arbeiten. Andererseits stellen die meisten Staatenbauer 
bald fest, dass ihre Fähigkeiten, die lokale Gesellschaft zu prägen, sehr begrenzt sind.“ (Fukuyama 
2004: 60) 
 
Gerade mit der Prägung der lokalen Gesellschaft hatten z.B. einige Hohe Repräsentanten in 
BiH Probleme, da sie bei ihrem Versuch des Staatenbaus viel mehr auf westliche Vorbilder 
achteten, als auf die lokalen Gegebenheiten einzugehen. Das hat den ethnonationalistischen 
Kräften einen zusätzlichen Spielraum ermöglicht.  
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„Die Möglichkeiten äußerer Mächte, einen Bedarf an Institutionen zu schaffen, sind also sehr 
begrenzt […]. In Wirklichkeit ist das Problem noch vertrackter: Der internationalen Gemeinschaft 
sind nicht nur bei der Menge von Kapazität, die sie aufbauen kann, enge Grenzen gesetzt; sie ist de 
facto der Mittäterschaft bei der Zerstörung von institutioneller Kapazität […] schuldig. Zu dieser 
Kapazitätsvernichtung kommt es trotz der besten Absichten […]: Sie ist Folge widersprüchlicher 
Ziele, denen die internationale Hilfe dienen soll.“ (Fukuyama 2004: 62) 
 
In BiH ist dieses Bild praktisch seit Unterzeichnung des Daytoner Friedensvertrages präsent: 
Die internationale Gemeinschaft handelt zwar und ist, im Vergleich zum bosnisch-
herzegowinischen Staat, die aktivere Seite im Nation-Building-Prozess. Jedoch ist sie auch 
durch einen hohen Grad an Heterogenität gekennzeichnet, da jeder Akteur, der am 
Staatsaufbau in BiH beteiligt ist oder war, unterschiedliche Interessen hat. Rückwirkend 
betrachtet ist es den externen Akteuren, wie z.B. Ländern der EU, nicht gelungen mit einer 
Stimme zu sprechen. Partikularinteressen haben vieles das aufgebaut wurde zerstört bzw. kam 
es aufgrund dieser nicht einmal zum Aufbau notwendiger Ressourcen. 
 
Eine grundlegende Frage, die sich auch in BiH stellt, ist, ob durch den Einsatz von externen 
Akteuren im Nation-Building-Prozess die staatliche Souveränität untergraben wird? In 
Bosnien und Herzegowina geht es diesbezüglich vor allem um den Hohen Repräsentanten. 3 
Diese Frage stellt sich vor allem deswegen, da die internationale Gemeinschaft in BiH keine 
„Abstraktion“ (Fukuyama 2004: 138) war, sondern zu einer effektiven Regierungsmacht 
wurde. BiH hatte, laut Fukuyama (2004: 138), „keine Souveränität mehr, und die 
Regierungsfunktionen wurden den Vereinten Nationen oder anderen Hilfs- und 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) übertragen […].“ 
 
 
Nachdem nun der Begriff Nation-Building und seine Funktion näher dargelegt wurden, geht 
es abschließend noch darum zu klären, wie Nation-Building betrieben wird. Es gibt, laut 
Fukuyama, drei Phasen von Nation-Building (zum Folgenden vgl. Fukuyama 2004: 142). 
 
1. „Die erste Phase ist der Wiederaufbau nach gewaltsamen Konflikten und in Ländern 
[…] in denen die staatliche Autorität völlig zusammengebrochen ist und von Grund 
auf wiederhergestellt werden muss.“ (ebd.: 142) Bereits in dieser ersten Phase handeln 
                                                 
3 Auf die Legitimation des Hohen Repräsentanten in Bosnien und Herzegowina wird näher im Kapitel „Externe 
Akteure in Bosnien und Herzegowina“ und dort im Unterkapitel „Die völkerrechtliche Legitimation der „Bonn 
Powers“ und des Hohen Repräsentanten“ eingegangen. 
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externe Akteure, da sie z.B. Sicherheitskräfte zur Verfügung stellen, aber auch 
humanitäre Hilfe leisten. 
2. Die zweite- folgt unmittelbar auf die erste Phase bzw. tritt dann ein, wenn der 
zusammengebrochene Staat, auch aufgrund des Eingriffs von außen, ein Minimum an 
Stabilität erreicht hat. „Hier besteht das Hauptziel darin, sich selbst erhaltende 
Institutionen zu schaffen, die weitermachen können, wenn die Unterstützung von 
außen endet.“ (ebd.: 142) Grundsätzlich ist diese Phase schwieriger zu bewältigen als 
die erste, allerdings ist sie wichtig, wenn das Ziel erreicht werden soll, dass das Land 
auf eigenen Beinen steht und nicht mehr auf externe Unterstützung angewiesen ist. 
3. Die dritte- überlappt sich nahezu mit der zweiten Phase. Hier geht es generell „um die 
Stärkung schwacher Staaten, in denen die Autorität des Staates ausreichend stabil ist, 
diese aber bestimmte notwendige staatliche Funktionen wie […] die Bereitstellung 
eines primären Bildungssystems nicht erfüllen kann.“ (ebd.: 142) 
 
Von dieser Einteilung ausgehend ist festzustellen, dass Bosnien und Herzegowina noch 
immer in der zweiten Phase steckt. Denn noch immer dominieren externe Akteure, wie z.B. 
der Hohe Repräsentant, das politische Geschehen im Land. Je länger diese Akteure weiterhin 
tonangebend sind, desto länger wird BiH von der dritten Phase entfernt sein. Jedoch, das gilt 
auch zu sagen, ist es nicht vorhersehbar wann ein Staat von einer Phase in die andere 
übergeht, da dies von Staat zu Staat verschieden ist und von den jeweiligen Umständen 
abhängt. 
 
Was die Erfolge von Nation-Building durch externe Akteure betrifft, so fällt die Bilanz der 
internationalen Gemeinschaft weder positiv, noch negativ aus. Beim Versuch des 
Staatsaufbaus von außen wurden Fehler gemacht, aus denen die Akteure allerdings gelernt 
haben. Ein Beispiel dafür ist das Nation-Building in Ost-Timor 1999 oder im Kosovo 2000. 
Die erste Phase des Nation-Building fiel hier um Einiges positiver aus als z.B. in Bosnien und 
Herzegowina, da „sowohl die US-Regierung als auch die internationale Gemeinschaft viel 
bessere Möglichkeiten zur internen Koordination und einige Mechanismen zur Bewahrung 
des institutionellen Gedächtnisses zum Staatsaufbau entwickelt“ (ebd.: 144) haben. Die 
zweite Phase des Nation-Building fällt im Vergleich zur ersten, wo es immerhin einige 
Erfolge gegeben hat, ziemlich ernüchternd aus. „Weder die Vereinigten Staaten noch die 
internationale Gemeinschaft machten in all diesen Ländern [Somalia, Haiti, Kambodscha, 
BiH] beim Aufbau lebensfähiger Staaten sonderliche Fortschritte.“ (ebd.: 145) Hier war die 
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Konfliktlösung primär, um anschließend Friedensverhandlungen starten zu können. Jedoch 
wurde, wie bereits erwähnt, das Ziel verfehlt politische Kapazitäten aufzubauen, was z.B. auf 
die Interessensheterogenität der externen Akteure zurückzuführen ist. Vielmehr kam es zu 
einem „Aussaugen von Kapazität“ (Fukuyama 2004: 146). Dadurch läuft man Gefahr, dass 
das betroffene Land wieder in den ursprünglichen (Konflikt)Status zurückfällt. Um das zu 
vermeiden ist die internationale Gemeinschaft heute bei ihren Entscheidungen, wann Nation-
Building betrieben werden soll, vorsichtiger geworden. 
 
„Die Debatte unter den Mitgliedern der internationalen Gemeinschaft dreht sich heute vielmehr 
um die Frage, wer entscheiden soll, wessen Souveränität verletzt werden kann und aus welchen 
Gründen. Inwiefern bleibt es das Vorrecht souveräner Nationalstaaten, und inwieweit müssen 
solche Entscheidungen durch internationale Gesetze oder Normen eingeschränkt werden?“ 
(Fukuyama 2004: 148) 
 
Hier prallen grundsätzlich zwei Denkweisen aufeinander, zum einen die europäische, zum 
anderen die US-amerikanische. Nach den Anschlägen auf das World Trade Center am 11. 
September 2001 nahmen sich die USA das Recht auf Präventivkriege gegen Staaten, die sie 
als potenzielle Bedrohung für den eigenen Staat erachteten. Nach einer Welle des Mitgefühls 
durch Europa wuchs aber die Kritik am Unilateralismus der USA. Die Kritik richtete sich vor 
allem gegen die Art und Weise wie die USA diesen Unilateralismus vollzogen, nämlich – 
wenn notwendig – auch ohne Zustimmung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. 
Durch die Wahl Barack Obamas zum Präsidenten der USA, haben sich die euroatlantischen 
Beziehungen aber entscheidend gebessert. Zeitweise scheint es so als würden die USA den 
europäischen Standpunkt, der sich an einem supranationalen Prinzip orientiert, unterstützen 
(vgl. Fukuyama 2004: 155). 
 
Das trifft auch für Bosnien und Herzegowina zu. Hier hat die EU die USA als entscheidenden 
Akteur abgelöst. Doch wie lange es einen EU Special Representative (EUSR) in Bosnien und 
Herzegowina benötigen wird, bleibt abzuwarten. Grundsätzlich ist der EU – Präsenz im Land 
nichts Schlechtes abzugewinnen, wenn BiH in die EU möchte. Doch BiH muss sich vom 
Gedanken befreien, ohne eigene Anstrengungen der EU beitreten zu können. Es wird auf die 
einheimische politische Elite selbst ankommen. Wenn diese gewillt ist sich von 
ethnonationalistischer Rhetorik zu lösen, wäre das ein erster Schritt in Richtung Europäische 
Union. Die EU und BiH verbindet ein gemeinsames theoretisches Konzept, nämlich die 
Konsoziation. Diese „ist ein politisches Gemeinwesen, das durch folgende vier Kriterien 
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gekennzeichnet ist – Machtteilung, Vetorechte, Proportionalität und Autonomie.“ (vgl. Galijaš 
2008: 417). Dieses theoretische Konzept wurde von der internationalen Gemeinschaft 
eingeführt, da man sich dadurch erhoffte, die Wogen zwischen den drei ethnischen Gruppen 
zu glätten, indem jede dieser drei durch die Konsoziation, in allen Belangen gleichberechtigt 
ist. Bekanntlich hat das jedoch zu mehr Blockaden in der politischen Landschaft BiHs, als zu 
Fortschritt geführt. Die EU beruht ebenso auf diesem Modell, allerdings mit dem Unterschied, 
dass die EU über eine Gesellschaft verfügt, die die diversen Institutionen mitträgt, was in BiH 
nicht der Fall ist. Deshalb liegt es, wie bereits erwähnt, an der politischen Elite des Landes 
einen europäischen Weg der Zukunft einzuschlagen, denn wie es scheint – und angesichts der 
Tatsache, dass es bei Nachbarländern wie Kroatien und Serbien nur noch eine Frage der Zeit 
ist, wann sie der EU beitreten – gibt es derzeit keine Alternative dazu. BiH muss zeigen, dass 
es gewillt ist den Weg Richtung EU zu gehen – auch ohne Einmischung von außen. Dass das 
in den 1990er – Jahren undenkbar war, zeigen die folgenden Ausführungen, die den Einfluss 
externer Akteure auf den Nation-Building-Prozess in BiH demonstrieren sollen. 
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3. Das Allgemeine Rahmenabkommen über den Frieden in Bosnien und 
Herzegowina: Der Friedensvertrag von Dayton 
 
                 „Je näher Dayton rückte, um so mehr wuchs der Druck .Die                               
Vorbereitungen  für die Konferenz übertrafen von ihrem Arbeitsaufwand her […] alles was 
ich bisher miterlebt hatte. […] In der Atmosphäre schwang etwas Schicksalsträchtiges mit, 
fast so, als ob jeder einzelne das Gefühl hatte, an einem entscheidenden Ereignis in der 
amerikanischen Außenpolitik mitzuwirken.“ 
                       Richard Holbrooke (1998: 337), ehemaliger US-Sonderbeauftragter für Bosnien und Herzegowina 
 
 
3.1. „Bosnien ist nicht Somalia“: Kurswechsel der internationalen Gemeinschaft 
im Bezug auf Bosnien und Herzegowina 
 
Nach dem blutigen Krieg in Bosnien und Herzegowina, der tausende Todesopfer und 
Millionen an Flüchtlingen forderte, sah sich die internationale Gemeinschaft Mitte der 1990er 
– Jahre zum Handeln gezwungen. Die Kritik an der bis dahin passiven Rolle dieser, erreichte 
im Sommer 1995 ihren Höhepunkt, als in Srebrenica (eine Stadt im Osten BiHs gelegen) das 
größte Massaker nach dem zweiten Weltkrieg stattfand, als die Truppen des (militärischen) 
Führers der bosnischen Serben, Ratko Mladić, 8000 Muslime systematisch umbrachten.4 Den 
Vereinten Nationen (UN) wurde eine Mitschuld an diesem Massaker gegeben, da die 
niederländischen Truppen der UN, tatenlos zusahen wie die Truppen Mladićs die Männer in 
Busse steckten und an Orte transportierten, an denen sie später regelrecht hingerichtet 
wurden. Das führte schließlich dazu, dass die anglo – europäische Politik, im Hinblick auf den 
Krieg in BiH, einen neuen Kurs einschlug. Jaques Chirac, der damals zum neuen Präsidenten 
Frankreichs gewählt wurde, brach mit seinem Vorgänger Mitterand und war bereit einen 
neuen Weg zu gehen, der eine intensive Zusammenarbeit zwischen den USA und Europa 
bewirken sollte (vgl. Almond 2007: 439). Das Leadership in dieser Beziehung, wie sich 
später herausstellen sollte, sollte allerdings den Amerikanern vorbehalten bleiben. Bill 
Clinton, der damalige US-Präsident, war bereit Verluste eigener Truppen in Kauf zu nehmen, 
um einen Frieden in BiH zu erzielen. So sagte Richard Holbrooke (1998: 341), US-
Sonderbeauftragter für Bosnien und Herzegowina in diesem Zusammenhang: 
                                                 
4 Es gilt anzumerken, dass 8000 eine, von den Vereinten Nationen, allgemein veranschlagte Opferzahl ist. 
Natürlich gehen die Zahlen der Umgebrachten auseinander, da sich die serbische Sichtweise und die 
bosniakische diesbezüglich unterscheiden. Informationen zu den Opferzahlen können unter 
http://www.unmultimedia.org/tv/unifeed/d/15511.html [23.01.2011] abgerufen werden. 
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„Zwar müssen wir davon ausgehen, daß die Situation nicht völlig risikolos ist, aber wir schicken 
die Leute nicht in eine Schlacht. Bosnien ist nicht Somalia, und es ist nicht Vietnam…Wir gehen 
nicht davon aus, daß wir die Verluste und die Leichensäcke sehen werden, die Sie in ihrer Frage 
voraussetzen. Es wird keinen Frieden ohne ein amerikanisches Engagement geben, aber, um es 
noch einmal zu wiederholen, es wird auch kein amerikanisches Engagement ohne einen Frieden 
geben.“ 
 
 
3.2. Vorverhandlungen zu Dayton: Das Washington Abkommen und das Entstehen 
der Föderation Bosnien und Herzegowina 
 
Ungefähr ein Jahr vor den Daytoner Friedensverhandlungen, am 18. März 1994, ist das 
Washington Abkommen unterzeichnet worden. Das Wichtigste an diesem Abkommen ist, 
dass ein formaler und offizieller Waffenstillstand zwischen der damaligen, international nicht 
anerkannten und innerhalb der territorialen Grenzen Bosnien und Herzegowinas liegend, 
kroatischen Republik Herceg-Bosna und der Republik Bosnien und Herzegowina erzielt 
werden konnte. Die verfeindeten Kriegsparteien wurden schließlich zur Föderation Bosnien 
und Herzegowina zusammengelegt. Vor allem aus US – amerikanischer Sicht brachte die 
Gründung der FBiH entscheidende Vorteile mit sich. Erstens konnte somit das Entstehen 
eines muslimischen Staates BiH verhindert werden, zweitens wurde mit dem Abkommen das 
Problem der territorialen Abgrenzung zwischen Kroaten und Bosniaken gelöst und drittens 
wurde der im Süden der Herzegowina liegende Ort Neum, in dem mehrheitlich Kroaten 
wohnen, in die Föderation eingegliedert, wodurch der Wunsch der Bosniaken nach einem 
Adriazugang teilweise erfüllt worden ist (vgl. Džihić 2009: 160). Bei dem Entwurf des 
Washington Abkommens dachten die beteiligten Akteure, unter Führung der USA, an die 
Gründung einer Konföderation mit Kroatien, jedoch wurde diese Idee von Seiten der 
Bosniaken, aber auch von Seiten der Kroaten, mit großer Skepsis betrachtet. Eine 
Konföderation hätte konkret, eine gemeinsame Zoll- und Währungsunion und eine 
aufeinander abgestimmte Verteidigungspolitik, bedeutet. Für die Bosniaken war das aber 
nicht hinnehmbar, da sie dadurch ihre staatliche Souveränität gefährdet sahen (vgl. ebd.: 161). 
 
   Mit der Gründung der FBiH wurde Sarajewo zur Hauptstadt dieser ernannt und überdies 
wurden zehn Kantone eingerichtet. Vorwiegend setzten sich die Kantone aus jenen Gebieten, 
in denen vor dem Krieg eine bosniakische oder kroatische Bevölkerungsmehrheit gewohnt 
hatte, zusammen. Weiters wurde eine eigene Verfassung der FBiH ins Leben gerufen, die bis 
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heute existiert. Das Pendant zur FBiH, die Republika Srpska, besitzt ebenso eine eigene 
Verfassung, was bedeutet, dass mit der gesamtstaatlichen Verfassung in BiH, insgesamt drei 
Verfassungen existieren.5 Durch die Entstehung der FBiH und die Verschriftlichung einer 
eigenen Verfassung ist somit das staatsbürgerliche Prinzip durch das ethnische Prinzip ersetzt 
worden. Denn in der FBiH werden Bosniaken und Kroaten, gemäß der Verfassung, als 
konstitutive Völker geführt. Das brachte zudem mit sich, dass die Identifikation mit den 
Kantonen über jene des Gesamtstaates gestellt wurde. Diese Ethnonationalisierung hatte zur 
Folge, dass ein gewaltiger bürokratischer Apparat aufgebaut wurde, der bis heute die 
politische Landschaft Bosnien und Herzegowinas prägt (vgl. ebd.: 162). 
 
Durch das Washington Abkommen konnte zwar ein Waffenstillstand zwischen Kroaten und 
Bosniaken erreicht werden, doch der Kampf zwischen Bosniaken, Kroaten und Serben war 
dadurch bei Weitem noch nicht zu Ende. Der internationalen Gemeinschaft wurde 
diesbezüglich eine passive Rolle zugeschrieben, was sich, wie bereits erwähnt, vor allem beim 
Massaker von Srebrenica verdeutlichte. Als sich Chirac und Clinton auf eine Zusammenarbeit 
bezüglich BiH geeinigt hatten, dauerte es nicht lange bis die USA ihre Machtposition 
innerhalb der NATO demonstrierten. Was nach Srebrenica folgte waren NATO-Luftangriffe 
gegen bosnisch-serbische Stellungen, zudem brachte eine Offensive der Bosniaken und 
Kroaten erhebliche territoriale Verluste für die bosnischen Serben mit sich (vgl. ebd.: 163). 
1995 waren die serbischen Militärs regelrecht ausgeblutet und von Milošević konnten sie 
zudem keine großartigen Hilfsleistungen mehr erwarten, da dieser mit der Isolation des 
eigenen Landes, der damaligen Bundesrepublik Jugoslawien, konfrontiert war.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
5 Zählt man noch die Verfassungen der Kantone hinzu so kommt man auf eine Anzahl von insgesamt 13 
Verfassungen in BiH (exklusive des Statuts des Brčko – Distrikts). Nähere Ausführungen zu den Verfassungen 
Bosnien und Herzegowinas sind in Kapitel 4 zu finden. 
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3.3. Dayton als Ort der Friedensverhandlungen und die Positionen der 
Kriegsparteien 
 
Vor der Unterzeichnung des Friedensabkommens mussten drei grundlegende Punkte erfüllt 
werden: 
 
„ – Erstens, jeder Präsident mußte mit allen Vollmachten zur Unterzeichnung von Abkommen in    
die Vereinigten Staaten kommen, so daß eine spätere Ratifizierung im Parlament nicht notwendig 
war 
- Zweitens, die Präsidenten mußten so lange in den USA bleiben, bis ein Abkommen erreicht 
war, und keiner durfte mit dem Abbruch der Verhandlungen drohen 
- Drittens, keine Gespräche mit der Presse oder Außenstehenden.“ (Holbrooke 1998: 314) 
 
Bevor über ein Friedensabkommen verhandelt werden konnte, musste ein geeigneter Ort 
dafür gefunden werden. Holbrooke sprach sich für einen Ort aus, der die militärische Macht 
Amerikas demonstrieren sollte. Diesbezüglich wäre Camp David6 geeignet gewesen, jedoch 
wollten die Amerikaner diesen Ort vermeiden, da dieser bereits mit Ägypten und Israel 
assoziiert wurde. Daher wurde Patrick F. Kennedy, der damalige US-Staatssekretär für 
Verwaltungsaufgaben, beauftragt einen geeigneten Ort für die Friedensverhandlungen zu 
finden. Die Aufgabe dazu hatte, in streng vertraulichen Kreisen, den Codenamen Site X 
verliehen bekommen (vgl. ebd.: 319). Die Rahmenbedingungen waren klar definiert: Der Ort 
sollte für neun Delegationen Platz bieten, das heißt für die drei Kriegsparteien, die fünf 
Delegationen der Kontaktgruppe und die EU – Vertreter rund um Carl Bildt. 
 
„Ideal wäre ein Ort, von dem wir [die verhandelnden Parteien] die Presse und alle anderen 
Außenstehenden fernhalten könnten, ein Ort, der zugleich so nahe bei Washington lag, daß 
führende Regierungsvertreter ihn problemlos besuchen könnten, und doch so weit entfernt, daß, 
[…], >>die Warlords vom Balkan nicht jedesmal gleich ins nächste Fernsehstudio in New York 
oder Washington rennen können, wenn es bei den Verhandlungen zu einem Problem kommt<<..“ 
(ebd.: 320)  
 
Aufgrund dieser Kriterien wurde die Suche auf drei Militärstützpunkte eingeengt: Der 
Marinestützpunkt Newport (Rhode Island) und die Luftwaffenstützpunkte Langley (Norfolk, 
Virginia) und Wright-Patterson (Dayton, Ohio) kamen in die engere Auswahl. Neben den 
                                                 
6 Camp David ist eine Erholungsanlage in Frederick County (Maryland/USA), die ursprünglich als Ferien- und 
Erholungsdomizil des US-Präsidenten diente. Weltruhm erlangte Camp David im Zuge der 
Friedensverhandlungen 1978 zwischen Ägypten und Israel.  
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formulierten Anforderungen ging es auch darum, dass die Häuser, in denen die Verhandler 
logieren und arbeiten sollten, nicht zu weit auseinander liegen durften. Diesbezüglich hatte 
der Luftwaffenstützpunkt in Dayton die entsprechendsten Bedingungen, da es dort fünf 
Gasthäuser für Offiziere gab, die dicht beieinander standen und von einem Parkplatz umgeben 
waren (vgl. ebd.: 320). Das gab letztendlich den Ausschlag, dass Dayton als Ort für die 
Friedensverhandlungen ausgewählt wurde. Das klare Ziel der Friedensverhandlungen sollte 
sein, einen Konsens zwischen den drei Volksgruppen zu erreichen. Doch davon war man, vor 
Beginn der Verhandlungen, weit entfernt. Keine der Kriegsparteien wollte, im Laufe der 
Verhandlungen, kleinste territoriale Verluste hinnehmen und die Kompromissbereitschaft war 
im Vorfeld auf ein Minimum beschränkt. Wie sahen demnach also die Positionen der 
Kriegsparteien, vor Beginn der Friedensverhandlungen, aus? 
 
1) Bosniaken. Die Bosniaken waren die einzige der drei Volksgruppen, die ihre Ziele 
öffentlich bekannt machten. Diesbezüglich wurde ein 21-Punkte-Programm erstellt, 
das am 21. Oktober 1995 von Alija Izetbegović, dem damaligen Präsidenten BiHs, 
vorgestellt wurde. Die Souveränität und die Ganzheit Bosnien und Herzegowinas war 
dabei das oberste Prinzip, an dem es nichts zu rütteln gab. Izetbegović sah damals 
schon die paritätische Zusammensetzung der Institutionen Bosnien und Herzegowinas 
als größte Gefahr für die Bildung eines nicht geteilten Staates. Zudem gab es, neben 
der obersten Prämisse eines souveränen Staates BiH, weitere Forderungen, wie z.B. 
freie und demokratische Wahlen oder die Rückkehr der Kriegsflüchtlinge. Doch 
Izetbegović stellte auch klar, dass, bevor diese Forderungen eine reale Form annehmen 
konnten, zunächst einmal der Frieden im Land selbst sichergestellt werden musste. 
Die militärische Option hingegen ließ er noch immer offen: „Falls wir unsere 
gerechtfertigten Forderungen nicht auf dem Verhandlungsweg durchsetzen können, 
bleibt uns nur der militärische Weg.“ (ebd.: 165) 
2) Bosnische Kroaten. Das Ziel der Kroaten war eindeutig die Schwächung eines 
Gesamtstaates BiH, bei gleichzeitiger „Schaffung von Nationalstaaten, deren Fürsorge 
und Schutz ausschließlich Angehörigen der eigenen Nation gelten sollte.“ (Thumann 
1998: 16) Selbstverständlich war auch der Erhalt der mehrheitlich kroatisch 
besiedelten Gebiete, die durch das Washington Abkommen aus dem Jahr 1994 zur 
Föderation Bosnien und Herzegowina gehörten, ein großes Ziel. Man war nicht bereit 
diese Gebiete, durch mögliche territoriale Verschiebungen, die im Zuge der 
Verhandlungen entstehen könnten, an die Serben abzugeben. Überdies war kein 
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bosnischer Kroate Verhandlungsführer dieser Volksgruppe. Stattdessen wurde Franjo 
Tuđman, damaliger Präsident der Republik Kroatien, von Seiten des Westens, zum 
Verhandlungsführer ernannt. 
3) Bosnische Serben. So wie bei den bosnischen Kroaten, waren auch die Ziele der 
bosnischen Serben ähnlich definiert. Es ging darum den bosnischen Gesamtstaat so 
weit wie möglich zu schwächen, dabei aber den Einfluss der eigenen Volksgruppe so 
weit es ging zu maximieren. Nationale Eigenständigkeit war hier das oberste Prinzip. 
Ebenso vom Westen bestimmt war Slobodan Milošević, damaliger Präsident der 
Bundesrepublik Jugoslawien (dem späteren Serbien), Verhandlungsführer der 
bosnischen Serben. Für ihn selbst ergab sich dadurch die Möglichkeit zwei Probleme 
in einer Verhandlung zu lösen: Zum einen den Frieden in BiH herbeizuführen, zum 
anderen die Bundesrepublik Jugoslawien aus der Isolation herauszuführen. „Zur 
Erreichung dieser Ziele war er bereit, die Vertreter der bosnischen Serben – allen 
voran Karadžić und Mladić – einem starken Druck auszusetzen.“ (Džihić 2009: 167) 
 
Schon vor Beginn der Verhandlungen war klar, dass keine der Kriegsparteien ohne 
Zugeständnisse und Kompromisse auskommen würde. Doch wie sah das im Detail aus? 
 
 
3.4. Die Verhandlungen von Dayton (1. bis 21. November 1995)7 
 
Grundsätzlich waren die Verhandlungen von Dayton langwierig und sehr komplex. Sie 
dauerten insgesamt 21 Tage lang und waren zugleich ein bis dahin in dieser Form noch nie da 
gewesener Verhandlungsmarathon, an dem sich insgesamt neun Delegationen beteiligt hatten. 
Während der Verhandlungen selbst fanden in Bosnien und Herzegowina keine 
Kampfhandlungen statt, da aufgrund des Eingreifens der NATO, ein Waffenstillstand 
zwischen den Kriegsparteien erzielt werden konnte. Der Vorsitz oblag den Vereinigten 
Staaten von Amerika, zudem waren die Vertreter der drei Kriegsparteien (Alija Izetbegović, 
Franjo Tuđman, Slobodan Milošević), jene der Kontaktgruppe8 und die EU – Delegation 
unter Führung des Schweden Carl Bildt (später der erste Hohe Repräsentant in Bosnien und 
Herzegowina), an den Verhandlungen beteiligt. Natürlich konnten die Verhandlungen nicht 
                                                 
7 Im Rahmen dieser Arbeit werden die letzten drei Tage der Friedensverhandlungen, das heißt der Zeitraum von 
18. bis 21. November 1995, ausführlicher behandelt, da diese Tage die Entscheidenden im Hinblick auf die 
Unterzeichnung des Friedensabkommens waren. 
8 Die Kontaktgruppe bestand aus den USA, Großbritannien, Frankreich, der Bundesrepublik Deutschland und 
Russland. 
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ohne ein vorher entworfenes Konzept bzw. einen gut durchdachten Plan für die Zukunft 
Bosnien und Herzegowinas aufgenommen werden, so dass bereits im Vorfeld zu Dayton über 
die Gründung einer Friedensimplementierungstruppe (die spätere IFOR – Peace 
Implementation Force der UN) nachgedacht wurde. Ihr Mandat erhielt die IFOR zwar erst 
nach der Unterzeichnung des Friedensabkommens, allerdings wurden bereits vor Aufnahme 
der Verhandlungen zum Friedensabkommen grundlegende Rahmenbedingungen für die 
Arbeit der IFOR festgelegt. So sollte z.B. das IFOR - Hauptquartier in Sarajewo liegen und 
auch im serbischen Teil Bosnien und Herzegowinas sollten IFOR – Truppen stationiert 
werden, um so einer Teilung des Landes vorzubeugen (vgl. Holbrooke 1998: 346). 
Letztendlich wurde, ebenso vor Verhandlungsbeginn, ganz klar darauf hingewiesen, dass die 
Verhaftung mutmaßlicher Kriegsverbrecher ein entscheidendes Element für den politischen 
Wiederaufbau Bosnien und Herzegowinas sein müsste. Einen Tag vor Beginn der 
Friedensverhandlungen sagte Richard Holbrooke (1998: 346) dazu: 
 
„Wenn wir einen richtigen Frieden und nicht nur einen unsicheren Waffenstillstand haben wollen, 
dann müssen Karadžić und Mladić festgenommen werden. Dies ist nicht nur eine Frage der 
Gerechtigkeit, sondern auch des Friedens. Ohne ihre Verhaftung kann schlußendlich kein in 
Dayton geschlossenes Friedensabkommen Erfolg haben.“ 
 
Die letzten drei Tage der Friedensverhandlungen waren sehr angespannt und das Erzielen 
eines Friedensabkommens stand auf der Kippe. Grundsätzlich herrschte großer Pessimismus 
vor, was sich z.B. in den Notizen von US-General Donald Kerrick verdeutlicht: 
„Schlussphase – persönliche Beziehungen zusehends konfliktgeprägt. Milošević und die Pale-
Serben – nie gemeinsam zu sehen – sprechen kaum miteinander. Izetbegović, Mo, Haris 
verblüffen uns weiterhin mit ihrem Bedürfnis, einander zu torpedieren – und vielleicht auch 
den Frieden.“ (ebd.: 442)9 Obwohl sich bis zum 18. November 1995 die Kriegsparteien über 
das Allgemeine Rahmenabkommen über den Frieden in BiH geeinigt hatten, blieben 
essentielle Issues noch ungelöst. Darin fallen das Problem der gegenseitigen Anerkennung der 
Staaten, das Problem der Grenzdemarkation zwischen der FBiH und der RS (insbesondere 
ging es um die Gebiete Brčko, Sarajewo und den Posavina-Korridor), sowie das Problem des 
Wahlrechts für Flüchtlinge (vgl. ebd.: 443). So sehr es das Problem der Grenzdemarkation 
gab, so sehr war aber auch klar, dass das Territorium Bosnien und Herzegowinas mit 51 zu 49 
Prozent, zu Gunsten der FBiH, aufgeteilt werden sollte. Daran wollten sich alle 
                                                 
9 Mit „Mo“ und „Haris“ sind der damalige bosnische US-Botschafter, Muhamed Sacirbey und Haris Silajdžić, 
der damalige Ministerpräsident Bosnien und Herzegowinas, gemeint. 
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Kriegsparteien halten, selbstverständlich gab es aber noch den Streit um das eine oder das 
andere Gebiet, das entlang der Entitätsgrenzen verlief. Vor allem Silajdžić und Milošević 
stritten heftig um die Gebiete, die entweder der FBiH oder der RS zufallen sollten, Tuđman 
hielt sich aus der Debatte größtenteils heraus. So dachten sowohl die Amerikaner und die 
Europäer, als auch die Bosniaken und Serben, dass sie am 19. November 1995, zu später 
Stunde, eine Einigung hinsichtlich eines Friedensabkommens erzielt hätten. Doch dieser 
Frieden dauerte exakt 37 Minuten, denn die Parteien hatten sich, ohne kroatische Beteiligung, 
auf die territoriale Verteilung geeinigt, da Silajdžić, von Seiten der Bosniaken, jene Gebiete 
zu Gunsten der Serben abgetreten hatte, die auf kroatisch beherrschtem Terrain gelegen hatten 
(vgl. ebd.: 458). 
 
Somit war am vorletzten Tag der Verhandlungen noch immer nicht klar, welche Gebiete 
letztendlich welcher Entität zufallen würden. Sollten die Bosniaken einen Teil ihres Landes 
abtreten und sollten die Kroaten einen Teil der Posavina-Enklave zurückbekommen, so wäre 
Tuđman bereit gewesen, das 51 zu 49 Prozent – Verhältnis wieder zu etablieren. 
Grundsätzlich war Milošević dazu bereit, jedoch erwiesen sich, in dieser Hinsicht, die 
Bosniaken als sehr hartnäckig. Sie waren nicht dazu bereit Gebiete abzutreten, die eigentlich 
nur „theoretisch“ zu ihnen gehörten, da sie diese erst vor kurzem von Milošević zugesprochen 
bekamen. Das ging den Amerikanern wiederum zu weit, was Richard Holbrooke dazu 
veranlasste, dem bosnischen Präsidenten ein einstündiges Ultimatum zu setzen. Letztendlich 
stimmte Izetbegović zu, das soeben am grünen Tisch erworbene Land wieder abzutreten, 
dafür stellte er aber eine neue Forderung: Brčko sollte der FBiH zugeschrieben werden. Allen 
war klar, dass es unmöglich werden würde, der Forderung Izetbegovićs nachzukommen, was 
wiederum bedeutete: Dayton stand kurz vor dem Scheitern. 
 
Aufgrund der Vorgehensweise der bosniakischen Delegation machte sich unter den anderen 
Parteien große Resignation breit. Vor allem Milošević und Tuđman zeigten sich über die 
Vorgehensweise ihres Amtskollegen schwer enttäuscht. Als alle schon glaubten, dass kein 
Friedensabkommen zustande kommen würde, ließ Milošević, am 21. November 1995, dem 
letzten Tag der Verhandlungen, mit folgendem Statement aufhorchen: „Dann werde ich den 
letzten Schritt zum Frieden tun. Ich erkläre mich hiermit einverstanden, die Brčko – Frage 
heute in einem Jahr in einem Schiedsverfahren entscheiden zu lassen.“10 (ebd.: 470) Tuđman 
                                                 
10 Natürlich war, die Aussage Miloševićs eine Art Selbstbeweihräucherung, da er sich als den Schöpfer des 
Abkommens darstellen konnte, um so dem eigenen Anliegen, die Bundesrepublik Jugoslawien aus der Isolation 
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willigte daraufhin ein und nach langem Zögern, wohl auch aufgrund des immensen 
Erfolgsdrucks, der diesen Verhandlungen vorausgegangen war, sagte Izetbegović der 
Unterzeichnung eines Abkommens zu. (vgl. ebd.: 471) Daraufhin gab Bill Clinton, am selben 
Tag, die Paraphierung des Daytoner Friedensabkommens bekannt. Dazu der bosnische 
Präsident Izetbegović bei der Daytoner Abschlusskonferenz: 
 
„Meinem Volk sage ich: Dies mag kein gerechter Friede sein, aber er ist gerechter als eine 
Fortdauer des Krieges. In der vorliegenden Situation und in der Welt, wie sie nun einmal ist, hätte 
ein besserer Friede nicht erzielt werden können. Gott ist unser Zeuge, daß wir alles in unseren 
Kräften Stehende getan haben, um das Ausmaß der Ungerechtigkeit gegenüber unserem Volk und 
unserem Land zu verringern.“ (ebd.: 476) 
 
Das Abkommen wurde schließlich bei einer feierlichen Zeremonie in Paris am 14. Dezember 
1995, bei der die drei Staatschefs Izetbegović, Milošević und Tuđman, US – Präsident 
Clinton, Frankreichs Präsident Chirac, Deutschlands Bundeskanzler Kohl, der britische 
Premier Major und Russlands Premier Tschernomyrdin, anwesend waren, unterzeichnet.  
 
 
3.5. Die Inhalte des Allgemeinen Rahmenabkommens über den Frieden in Bosnien 
und Herzegowina 
 
Generell legt das Allgemeine Rahmenabkommen über den Frieden in Bosnien und 
Herzegowina den „Beginn einer Strukturierung des neuen Staates Bosnien und Herzegowina“ 
(Avdić 2001: 51) fest. Zudem ist es bis heute das zentrale Vertragswerk des Landes und 
weiters ist in diesem auch die Verfassung des Staates BiH niedergeschrieben. Was sind die 
genauen Inhalte des Friedensabkommens und wie sieht dieses aus? 
 
Das Abkommen besteht aus elf Artikeln, dafür aber aus zwölf Annexen, die zugleich den 
wichtigsten Teil des Friedensabkommens ausmachen. Es enthält etwas mehr als 100 Seiten 
und insgesamt 102 Landkarten (vgl. Džihić 2009: 174). Grundsätzlich verpflichten sich die 
Beteiligten durch das Abkommen zur UN-Charta, den Helsinki-Prinzipien und natürlich zum 
                                                                                                                                                        
zu führen, Vorschub zu leisten. So sehr ihm Bemühungen während der Verhandlungen nicht abzusprechen sind, 
so sehr darf auch auf  Miloševićs Rolle während des Krieges, als er die mutmaßlichen Kriegsverbrecher 
Karadžić und Mladić in vielerlei Hinsicht unterstützte, nicht vergessen werden. Letztendlich ist die 
Unterzeichnung des Friedensabkommens auf die Bemühungen aller Beteiligten zurückzuführen. 
 
  
 
26 
Vertragswerk selbst. Dieses ist zugleich der Ausgangspunkt für eine weitere Friedenspolitik, 
die durch Dialog und Goodwill gekennzeichnet sein soll (vgl. Juričević 2008: 19). Im Detail 
sieht der Friedensvertrag von Dayton folgendermaßen aus: 
 
Annex 1A11 beschäftigt sich mit militärischen Aspekten, bzw. mit der Friedenssicherung in 
BiH. Es geht konkret um die Rolle und Verteilung der Friedenstruppen im Land (vgl. Džihić 
2009: 174). Durch Annex 1A verpflichten sich die Parteien (Bosniaken, Kroaten, Serben) zur 
Einstellung aller Feindseligkeiten (Artikel 2) und zum Rückzug der bewaffneten Truppen aus 
der jeweils von der anderen Bevölkerungsgruppe bewohnten Entität hinter die 
Waffenstillstandszone. Zudem wird explizit auf den Rückzug der UNPROFOR (United 
Nations Protection Force) – Truppen hingewiesen (Artikel 7) und überdies wird der 
Aufgabenbereich der IFOR, die die UNPROFOR ablöst, definiert. In diesem Zusammenhang 
ist interessant, dass zum Mandat der IFOR eine „Generalklausel“ hinzugefügt wurde, die 
diese dadurch ermächtigt, Gewalt anzuwenden, wann immer es für nötig befunden wird und 
ohne Autorisierung ziviler Behören. So heißt es: „ […] in particular to authorize the IFOR to 
take such actions as required, including the necessary of force, to ensure compliance with this 
Annex, and to ensure its own protection;” (OHR 1995: Annex 1A)12 Einen Monat nach 
Dayton wurde zudem „als Reaktion auf den dort festgestellten Bedarf an neuen Strukturen zur 
Stärkung und Weiterentwicklung des Friedensprozesses” (Džihić 2009: 193) der PIC (Peace 
Implementation Council / Friedensimplementierungsrat) eingerichtet. „Der PIC besteht aus 
allen Staaten, internationalen Organisationen und Körpern, die an den regelmäßig 
stattfindenden Friedensimplementierungskonferenzen für Bosnien und Herzegowina 
teilnehmen.“ (ebd.: 193) Überdies wurde der PIC – Lenkungsausschuss, der als 
Koordinierungsstelle für internationale Aktivitäten in BiH dient, ins Leben gerufen. 
 
In Annex 1B geht es um Formen und Fristen für die Schaffung von gegenseitigem Vertrauen 
und Sicherheit. Überdies beinhaltet dieser Annex die Trennung der verfeindeten Truppen und 
die Entwaffnung der 430.000 bewaffneten Soldaten (vgl. Juričević 2008: 19). Weiters handelt 
es sich hier zugleich um ein Abkommen zur regionalen Stabilisierung des ehemaligen 
Jugoslawien. In diesem Zusammenhang übernahm die OSZE eine Monitoringrolle, um 
                                                 
11 Jeder einzelne Annex, der im Folgenden näher ausgeführt wird, ist unter www.ohr.int (BiH in Focus >> 
Dayton Peace Agreement) abrufbar. 
12 Trotz dieser klaren Definition gab es im Laufe des Mandats der IFOR immer wieder Kompetenzstreitigkeiten 
zwischen der IFOR und der lokalen Polizei. Die IFOR sah sich als Friedenssicherungstruppe und daher trug sie 
ihrerseits wenig zur Verhaftung mutmaßlicher Kriegsverbrecher bei. 
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sowohl eine Waffenproduktion, als auch einen Waffenimport zu verhindern (Artikel 3 und 
Artikel 5). 
 
Annex 2 legt den genauen Verlauf der Grenzen fest und überdies wird auf das 
Schiedsverfahren im Bezug auf Brčko hingewiesen. Zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Abkommens war der Status Brčkos nicht geklärt. Erst im März 2000 wurde der Stadt der 
Status eines eigenständigen Distrikts zugesprochen (vgl. Petritsch 2000: The High 
Representative’s Decision on the Establishment of the Brcko District in Bosnia and 
Herzegovina). Was den Verlauf der Grenzen betrifft, so ist in diesem Annex, die Inter – 
Entity Boundary Line, welche die Grenze zwischen der FBiH und der RS darstellt, 
entscheidend, da Veränderungen dieser nur dann möglich sind, wenn beide Entitäten dem 
zustimmen (vgl. Džihić 2009: 175).  
 
Die Organisierung und Durchführung von Wahlen ist das entscheidende Element des Annexes 
3 des Friedensvertrages. Während der Friedensverhandlungen war das passive Wahlrecht ein 
sehr brisantes Thema, da sich die Kriegsparteien zunächst nicht darauf einigen konnten, wo 
Flüchtlinge wählen dürfen. Letztendlich wurde den Wählern freigestellt ob sie an ihren 
Heimatort zurückkehren um zu wählen, oder ob sie das in jenen Orten tun, in denen sie 
während dem Krieg Zuflucht gefunden haben (vgl. ebd.: 176).13 
 
Annex 4 ist der wohl wichtigste Teil des Daytoner Friedensabkommens, da er zugleich die 
Verfassung des Gesamtstaates BiH, beinhaltet.14 Der folgende Anhang, Annex 5, beschäftigt 
sich mit den Auseinandersetzungen zwischen den beiden Entitäten. Diese sollen durch 
internationale Schiedsverfahren geklärt werden. In Annex 6 geht es um die Mechanismen zum 
Schutz der Menschenrechte.  
 
Das folgende Element, Annex 7, „stellt das zentrale Element der deklarativen […] Absicht der 
internationalen Gemeinschaft zur Wiederherstellung des Vorkriegscharakters Bosniens und 
der Überwindung der Ergebnisse des Krieges dar“ (ebd.: 177), da hier die Vereinbarung über 
Flüchtlinge und Vertriebene festgesetzt worden ist. Demnach haben diese das Recht in ihre 
                                                 
13 Die erste Wahl, die in Bosnien und Herzegowina, unter Aufsicht der OSZE, abgehalten wurde, fand am 14. 
September 1996 statt. Sie brachte grundsätzlich nichts Überraschendes hervor, da die nationalistischen Parteien 
den Sieg davon trugen. Das erste kollektive Staatspräsidium setzte sich aus dem Bosniaken Alija Izetbegović, 
dem Serben Momčilo Krajišnik und dem Kroaten Krešimir Zubak, zusammen (vgl. Holbrooke 1998: 539).   
14 Auf die Verfassung Bosnien und Herzegowinas wird im folgenden Kapitel detailliert eingegangen. 
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Heimatstädte zurückzukehren und darüber hinaus haben sie ein Recht auf ihre, ab 1991, 
entnommenen Besitztümer (Artikel 1). 
 
Annex 8 regelt die Gründung einer Kommission über die Erhaltung nationaler Denkmäler und 
Annex 9 beschäftigt sich mit der Einrichtung von Körperschaften des öffentlichen Dienstes 
(public corporations). Demnach sind diese für die Erneuerung der Infrastruktur und das 
Funktionieren des Transports zuständig. 
 
In Annex 10, der sich mit der zivilen Implementierung des Friedensabkommens beschäftigt, 
sind die Kompetenzen des Hohen Repräsentanten geregelt.15 Der letzte Teil, Annex 11, 
enthält Ausführungen zur Aufstellung der IPTF (International Police Task Force), die „eine 
sichere und gesicherte Umgebung für alle Personen“ (Juričević 2008: 23) gewährleisten soll. 
 
 
3.6. Kritik am Daytoner Friedensvertrag 
 
Schlussendlich können folgende Aspekte als Schlüsselpunkte des Dayton – Abkommens 
gesehen werden (zum Folgenden vgl. Almond 2007: 442):  
 
1) Trennung und Demilitarisierung der beiden Entitäten 
2) Festnahme mutmaßlicher Kriegsverbrecher als eines der entscheidenden Faktoren für das 
Funktionieren des bosnisch – herzegowinischen Gesamtstaates 
3) Reibungslose Rückkehr der Flüchtlinge 
4) Wirtschaftlicher Wiederaufbau Bosnien und Herzegowinas 
 
So sehr der Daytoner Friedensvertrag den Krieg in Bosnien und Herzegowina beendete und 
Frieden mit sich brachte, so tief sind weiterhin die Gräben zwischen den einzelnen 
Volksgruppen im Land. Diesbezüglich sagte Alija Izetbegović: „Jemand hat gesagt, dass die 
zerstörten Häuser und Brücken über die Flüsse schneller aufgebaut werden als die Brücken in 
den Seelen der Menschen. Das ist leider richtig.“ (vgl. Džihić 2009: 172) Mit der Aussage 
sollte Izetbegović, bis heute, Recht behalten. Selbst Richard Holbrooke, der als „Architekt 
von Dayton“ gilt, sagte, „dass das Dayton – Abkommen lediglich „ein Frieden“ im Sinne der 
bestmöglichen Verhinderung eines Wiederaufflammens der Kriegshandlungen war, um 
                                                 
15 Näheres dazu in Kapitel 6. 
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danach ein lebensfähiges Bosnien-Herzegowina schaffen zu können.“ (Almond 2007: 442) 
Dayton brachte zwar einen formellen Frieden mit sich, jedoch ergaben sich aus dem 
Friedensvertrag Probleme, von denen einige bis heute nicht gänzlich gelöst sind. 
    Das Hauptproblem, das bis heute existiert, ist, dass „kollektive/nationale Gruppenrechte 
anstatt der Menschenrechte festgeschrieben“ (Džihić 2006: 21) worden sind. Wie bereits 
eingangs erwähnt ist bei den einzelnen Volksgruppen die Identität mit der eigenen Entität 
oder der eigenen Volksgruppe, höher als mit dem Gesamtstaat Bosnien und Herzegowina. So 
muss bei näherer Betrachtung des Vertragswerkes gesagt werden, dass Dayton die ethnische 
Teilung unterstützt, indem die konstitutiven Völker Bosnien und Herzegowinas (laut 
Verfassung Bosniaken, Kroaten und Serben) an erster Stelle, der bosnisch-herzegowinische 
Bürger aber an zweiter Stelle steht. Somit schuf Dayton nicht nur Rahmenbedingungen für 
eine territoriale Teilung des Landes, sondern ebenso Rahmenbedingungen, die es den 
einzelnen Völkern, durch die Schaffung von „Wir“ / „Sie“ – Bildern, ermöglichen sich 
ethnisch voneinander abzugrenzen. Hinzu kommt, dass das durch ethno – national(istisch)e 
Politiken gestützt wird und daher innerhalb der politischen Elite Bosnien und Herzegowinas 
kein gemeinsames „Wir“ – Gefühl entsteht, was für einen anstehenden 
Europäisierungsprozess von großer Bedeutung wäre. 
       Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass das Amt des Präsidenten, die Mitgliedschaft im Haus 
der Völker16, oder den Vorsitz bzw. die Stellvertretung des Vorsitzes in beiden Parlamenten 
nur jene bekleiden können, die Teil eines der drei konstitutiven Völker sind. Das bedeutet, 
dass somit entweder nur ein Bosniake, Kroate oder Serbe diese Funktionen ausüben können, 
aber z.B. Roma oder Juden davon ausgeschlossen sind. Das ist bedenklich, wenn man 
heranzieht, dass es laut letzter Volkszählung17 insgesamt 25 Völker in Bosnien und 
Herzegowina gibt (vgl. Juričević 2008: 27). 
      Hinzu kommt noch, dass es in BiH keine begründeten Organe der Legislative gibt, was 
grundsätzlich dem Charakter moderner demokratischer Staaten in Europa entspricht. Das 
wiederum geht auf die demokratische Verordnung der europäischen Konvention über freie 
und faire Wahlen zurück (vgl. ebd.: 27). 
       Im Zusammenhang mit dem Daytoner Friedensvertrag, spricht Claus Offe vom 
„Dilemma der Gleichzeitigkeit“ (vgl. Džihić 2009: 190). So heißt es: 
 
                                                 
16 Das nationale Parlament Bosnien und Herzegowinas ist ein Zwei-Kammern-Parlament, das sich aus einem 
Haus der Völker und einem Repräsentantenhaus zusammensetzt. 
17 Diese fand 1991, ein Jahr vor Ausbruch des Krieges, statt. 
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„Bosnien fand sich nach dem Ende des Krieges in einem verzögerten Prozess dreifacher 
struktureller Veränderungen und Übergänge: aus dem Kriegs- in den Friedenszustand, von einer 
schlecht funktionierenden sozialistischen und staatlich gelenkten Wirtschaft zur Marktwirtschaft 
und aus einem Zustand der Abhängigkeit und der direkten Hilfe aus dem Ausland in ein Stadium 
der Selbstverantwortung und der eigenständigen nachhaltigen Entwicklung.“ (ebd.: 190) 
 
Die Selbstverantwortung, die Offe anspricht, ist bis heute ein Problem in BiH. Wie 
bereits erwähnt, ist die Bereitschaft der politischen Elite des Landes eine gemeinsame 
EU – Politik zu forcieren, auf ein Minimum beschränkt. Daher sind oft die Institutionen 
der internationalen Gemeinschaft, wie z.B. der Hohe Repräsentant, gezwungen, 
bestimmte Vorgaben oder Impulse, im Hinblick auf den Europäisierungsprozess 
Bosnien und Herzegowinas, zu setzen. Doch auch sie stoßen an bestimmte Grenzen in 
der politischen Landschaft BiHs, das durch ethnische Teilung geprägt ist, was einen 
Demokratisierungs- und Europäisierungsprozess des Landes erheblich einschränkt (vgl. 
Mitrović 2009: 193). 
 
Betrachtet man die angeführten Schlüsselpunkte des Dayton – Abkommens, so kann man 
sagen, dass bis heute lediglich der erste Punkt zu 100 Prozent erfüllt worden ist. Doch die 
weiteren drei Punkte sind, selbst 15 Jahre nach Kriegsende, nur unzureichend erfüllt. So sind 
noch viele mutmaßliche Kriegsverbrecher auf freiem Fuß. So sehr die bosnischen, kroatischen 
und die serbischen Behörden eine Zusammenarbeit in dieser Causa beteuern, so sehr ist das in 
der Realität nicht der Fall. Hinzu kommt, dass die Menschen die Verhaftungen der 
mutmaßlichen Kriegsverbrecher, als ein essentielles Fundament für die Entwicklung Bosnien 
und Herzegowinas betrachten. Nach der Festnahme Radovan Karadžićs, im Juli 2008, fingen 
die Menschen in BiH wieder an Hoffnung zu schöpfen, da sie seine Verhaftung als 
Wiederkehr der Gerechtigkeit sehen.18 
        Was die beiden anderen Punkte betrifft, so können die Institutionen Bosnien und 
Herzegowinas, bis heute nicht eine reibungslose Rückkehr der Flüchtlinge garantieren. Laut 
Dayton hätten diese das Recht auf ihre, ab 1991, weggenommenen Besitztümer (vgl. OHR 
1995: DPA, Annex 7, Art. 1). Jedoch dauern die gerichtlichen Prozesse, die sich daraus 
ergeben, oftmals jahrelang. Und so lange jene, die flüchten mussten ihren Besitz nicht wieder 
erlangt haben, sind sie nicht bereit an ihre Heimatorte zurückzukehren. Letzten Endes ist 
dafür auch der gewaltige bürokratische Apparat auf staatlicher, aber auch auf kantonaler und 
lokaler Ebene dafür verantwortlich. Aufgrund dessen wollen einige Menschen erst gar keine 
                                                 
18 Allen voran sieht das die bosniakische Volksgruppe so. 
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Prozesse, bezüglich der Wiedererlangung des Besitzes, eingehen. Kurz gesagt sind hier die 
Institutionen des bosnisch-herzegowinischen Staates (nicht nur) in dieser Hinsicht ineffizient. 
Hier besteht dringend Reformbedarf. 
          Was den wirtschaftlichen Wiederaufbau Bosnien und Herzegowinas betrifft, so gab es 
viele Direktinvestitionen nach dem Krieg und überdies viele Hilfsleistungen von Seiten 
externer Akteure, wie z.B. der Weltbank oder dem Internationalen Währungsfonds (IWF). 
Doch BiH wird sich nicht für immer auf externe Hilfe stützen können, das wurde dem Staat in 
vielerlei Hinsicht schon deutlich gemacht. Die Institutionen des Landes müssen selbst 
Verantwortung übernehmen – auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Hier gilt es vor allem, das 
Land für ausländische Investoren wieder attraktiv zu machen. Denn diese zeigen sich 
momentan, aufgrund der innenpolitischen Lage, zunehmend abgeschreckt. Das bedeutet, 
nachdem BiH nach dem Krieg mit externer Hilfe aufgebaut worden ist, ist nun die Zeit 
gekommen, dass die einheimischen Politiker selbst das Handeln übernehmen. Doch dazu 
müssen sie die innenpolitischen Streitigkeiten, die grundsätzlich auf Ethnonationalismus 
basieren, beiseitelegen und einen Konsens finden. Erst dann wird überhaupt die Ausarbeitung 
gemeinsamer Konzepte für ein wirtschaftlich attraktiveres BiH möglich werden. 
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4. Die Verfassungen Bosnien und Herzegowinas 
 
Grundsätzlich muss festgehalten werden, dass bis zum heutigen Zeitpunkt in Bosnien und 
Herzegowina insgesamt 13 Verfassungen existieren.19 Dazu zählen die Verfassung Bosnien 
und Herzegowinas, die Entitätsverfassungen der FBiH und der RS sowie die Verfassungen 
der zehn Kantone des Landes. Darüber hinaus gibt es noch das Statut des Distrikts Brčko. 
Was die Verfassungsentwicklung in BiH betrifft, so hat sich die Europäische Gemeinschaft 
(EG) bereits vor der Unabhängigkeit des Landes mit den drei, später konstitutiven, 
Volksgruppen auf bestimmte Verfassungsprinzipien geeinigt, wie z.B., dass die territoriale 
Integrität des Landes gewahrt werden solle, aber trotz dessen drei ethnisch zusammengesetzte 
Kantone gebildet werden sollen (vgl. Banović 2009: 64). Doch gerade dieser Punkt war einer 
der am Heftigsten umstrittenen, da sich die damaligen Kriegsparteien bezüglich der 
Grenzziehungen der zu entstehenden Kantone nicht einigen konnten. Dadurch scheiterte der 
erste Entwurf einer Verfassung für BiH, der unter dem Namen Cutiliero – Plan20 bekannt 
geworden ist. So galt bis 1993 die Verfassung der Sozialistischen Republik Bosnien und 
Herzegowina aus dem Jahr 1974 als die nationale Verfassung der Republik Bosnien und 
Herzegowina. „Bis zum Jahr 1993 wurde die Verfassung etwa 500 Mal, und nach der 
Unabhängigkeitserklärung 1992 innerhalb nur eines Jahres dreizehn Mal durch verschiedene 
verfassungsändernde Gesetze geändert.“ (ebd.: 65) Bei der Ausrufung der Unabhängigkeit ist 
die Sozialistische Republik Bosnien und Herzegowina in Republik Bosnien und Herzegowina 
umbenannt worden, wobei mit Inkrafttreten des Daytoner Friedensvertrages die Beifügung 
„Republik“ gestrichen worden ist und der Staat seitdem nur Bosnien und Herzegowina heißt. 
Allerdings entstanden bereits vor der Verfassung Bosnien und Herzegowinas, die unter Annex 
4 des Daytoner Friedensvertrages festgeschrieben und endgültig paraphiert worden ist, zwei 
Verfassungen, die heute weiterhin existieren. 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
19 Zentral für diese Arbeit ist die nationale, gesamtstaatliche Verfassung Bosnien und Herzegowinas. Die 
Verfassungen der beiden Entitäten FBiH und RS werden dagegen kurz angeschnitten. 
20 Nach dem damaligen portugiesischen Verhandlungsführer Cutiliero benannt. 
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4.1. Die Verfassung der Republika Srpska (RS) 
 
Bereits am 14. September 1992, kurze Zeit nach dem Referendum zur Unabhängigkeit 
Bosnien und Herzegowinas, ist von Seiten der bosnischen Serben eine „Verfassung der 
Serbischen Republik Bosnien und Herzegowinas“ erlassen worden. Durch diese Verfassung 
ist die Gründung eines eigenen Parlaments, einer eigenen Verwaltung, einer eigenen 
Regierung und eines eigenen Präsidenten der RS, legitimiert worden (vgl. ebd.: 66). „Die RS 
übte somit effektive Staatsgewalt21 in einem aus serbisch besiedelten Gebietsfetzen 
zusammengestückelten Landesteil aus und verfügte auch über ein eigenes (serbisches) 
Staatsvolk.“ (ebd.: 67)  Als eines der Hauptziele der Verfassung der RS, streicht Sumantra 
Bose (2002: 68) in ihrer Analyse heraus, dass die RS so positioniert werden sollte, dass sie 
einem souveränen Staat so nahe wie möglich kommt. Das entspricht auch der späteren 
Verhandlungsposition der bosnischen Serben in Dayton, denen es, wie bereits dargelegt, 
darum ging den Gesamtstaat BiH zu schwächen, dafür aber eine umso stärkere RS zu 
errichten. Dafür sprechen z.B. Artikel 1 der Verfassung der RS, der besagt, dass die 
Republika Srpska der Staat des serbischen Volkes und all seiner Bürger sein sollte (vgl. Ustav 
Republike Srpske 2011: Član 1). Das bedeutet, dass hier das ethnische Prinzip besonders 
hervorgehoben wird – in diesem Fall das serbische Volk – und Angehörige anderer 
Volksgruppen, gleichgültig welcher, keinen Eingang in die Verfassung finden. Das ist ein 
diskriminierendes Element, welches später, nach einer Entscheidung des bosnischen 
Verfassungsgerichtshofes, aufgehoben wurde und durch das Amendment LXVII ersetzt 
worden ist, das besagt, dass sowohl Serben, als auch Kroaten und Bosniaken als konstitutive 
Völker der RS gelten und diese, mit „Anderen“, gleichberechtigt und ohne Diskriminierung in 
der Regierung der RS mitwirken dürfen (vgl. ebd.: Amandman LXVII).  
     Ein weiterer Punkt der Verfassung der RS, der dafür spricht, dass diese zu einem 
staatsähnlichen Gebilde geformt werden sollte, ist Artikel 2. In diesem heißt es, dass das 
Territorium der RS einzigartig, untrennbar und uneinnehmbar ist (vgl. ebd.: Član 2). In der 
gesamtstaatlichen Verfassung Bosnien und Herzegowinas ist zwar klar und deutlich 
festgelegt, dass die Entitäten innerhalb der territorialen Grenzen des Staates BiH liegen (vgl. 
OHR 1995: DPA, Annex 4, Art. 1), jedoch wird das in der Verfassung der RS nicht explizit 
angesprochen. 
                                                 
21 Wobei hier angemerkt werden muss, dass die RS effektive Staatsgewalt ausüben konnte, trotz dessen, dass sie 
weder international, noch national (durch das bosnische Verfassungsgericht) nicht anerkannt worden ist. 
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     In weiterer Folge ist, laut RS – Verfassung, Kyrillisch die offizielle Schrift und Serbisch 
die offizielle Sprache, allerdings ist das lateinische Alphabet und die Verwendung „anderer“ 
Sprachen, die hier nicht näher definiert sind, erlaubt (vgl. Ustav Republike Srpske 2011: Član 
7). Das wiederum spricht erneut nur das serbische Volk an und diskriminiert andere Völker, 
die in der RS leben. Wenn man im Hinblick darauf Artikel 10 der Verfassung  betrachtet, so 
erkennt man einen eindeutigen Widerspruch. Denn in Artikel 10 heißt es, dass alle Bürger der 
RS gleichgestellt sind und die gleichen Rechte und Ansprüche vor dem Gesetz haben, 
unabhängig ihrer „Rasse“, ihres Geschlechts, ihrer Sprache, der jeweiligen 
Volkszugehörigkeit, ihrer Religion, ihres sozialen Status etc. (vgl. ebd.: Član 10) Doch 
sobald, wie in Artikel 7, von „Anderen“ gesprochen wird, bedeutet das, dass eine „Wir / Sie“ 
– Bildung stattfindet, die die einen in die Gruppe inkludiert (in diesem Fall die Serben) und 
andere (in diesem Fall jene, die einer anderen Volksgruppe, außer der serbischen) explizit 
ausschließt. In diesem Zusammenhang spricht Bose (2002: 69) von einer „bunker mentality“, 
da die Außendarstellung der RS darauf abzielt, sich ständig so darzustellen, als sei man von 
irgendwelchen Feinden umgeben. 
      Weiters obliegt die Verteidigung der Entität der RS selbst (so wie die Verteidigung der 
FBiH der FBiH selbst obliegt). Das ist in Artikel 104 der Verfassung der RS festgelegt, wobei 
betont werden muss, dass es sich hier um einen abgeänderten Artikel handelt, da in der 
ursprünglichen Version vom Schutz der „Souveränität“ und „Unabhängigkeit“ der RS die 
Rede war (vgl. Ustav Republike Srpske 2011: Član 104). Die Begriffe „Souveränität“ und 
„Unabhängigkeit“ mussten im Nachhinein, durch Amendment LXIII entfernt werden, da sie, 
gegenüber der gesamtstaatlichen Verfassung Bosnien und Herzegowinas, verfassungswidrig 
sind. Dadurch, dass die Verteidigung der RS der Entität selbst obliegt, hat die RS eine eigene 
Armee und Polizei.22 
       
Grundsätzlich, so Bose (2002: 68) unterscheidet sich die Verfassung der RS deutlich von der 
gesamtstaatlichen Verfassung Bosnien und Herzegowinas. „Here the style is pedantic and 
repetitive, full of didactic statements and vacuous clauses, the trademark signature of 
intellectuals socialized by and under state-socialist regimes.” Vergleicht man die Verfassung 
der RS mit jener der FBiH, so sind auch deutliche Unterschiede im Aufbau der jeweiligen 
Entitäten erkennbar, da innerhalb der FBiH zehn Kantone etabliert sind, wogegen die RS 
lediglich aus etwas mehr als 60 Gemeinden besteht. Die Gemeinden haben keine eigene 
                                                 
22 Dieser Punkt sollte vor allem im Zuge der Debatte zur Polizeireform, im Rahmen des Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozesses für Bosnien und Herzegowina, eine große Rolle spielen. Näheres dazu in Artikel 5. 
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Verfassung, die Kantone innerhalb der FBiH allerdings schon. Daher gibt es, im Gegensatz 
zur FBiH, keine Ebene die zwischen Entität und Gemeinden steht (vgl. ebd.: 73). Die 
Zuständigkeit der Gemeinden der RS wird in der Verfassung unter Artikel 102 näher 
definiert. Darunter fällt z.B. die Stadtplanung, Infrastruktur, Kultur, Bildung oder Gesundheit 
(vgl. Ustav Republike Srpske 2011: Član 102). Natürlich steht die Entitäts-Regierungsebene 
über jene der Gemeinden, allerdings sind diese nicht unerheblich, wenn es um die 
Flüchtlingsrückkehr geht, die im Daytoner Friedensvertrag eine zentrale Rolle einnimmt. Die 
Gemeinden wurden von Seiten der RS damit beauftragt Flüchtlingen, die wieder an ihre 
Heimatorte zurückkehren möchten, Dokumente auszuhändigen, die diese benötigen. Dennoch 
ist die Rolle der Gemeinden eher auf Administration und Implementierung beschränkt, 
wodurch sie de-facto keine wichtige Rolle im Decisionmaking-Prozess innehaben. Dafür 
spricht auch die Tatsache, dass lediglich zwei der 140 Artikel der RS-Verfassung den 
Gemeinden gewidmet sind (vgl. Bose 2002: 74).   
 
 
4.2. Die Verfassung der Föderation Bosnien und Herzegowina (FBiH) 
 
Wie bereits im vorigen Kapitel geschildert, ist mit dem Washington Abkommen vom 18. März 
1994 die Föderation Bosnien und Herzegowina ins Leben gerufen worden. Mit der 
Verabschiedung einer eigenen Verfassung für die FBiH ist das bürgerliche Prinzip endgültig 
durch das ethnische Prinzip ersetzt worden (vgl. Banović 2009: 69). Die Präambel der 
Verfassung sagt, dass die FBiH auf „full national equality, democratic relations and the 
highest standards of human rights and freedoms“ (Bose 2002: 76) basiert. Bei näherer 
Betrachtung sieht man allerdings, dass von „vollständiger nationaler Gleichheit“ absolut keine 
Rede sein kann. Denn lediglich Bosniaken und Kroaten werden in der Verfassung als 
konstitutive Völker genannt, Serben hingegen werden nicht explizit erwähnt (vgl. Ustav 
Federacije Bosne i Hercegovine 2011: I. Uspostavljanje Federacije, Član 1). Das ist nicht die 
einzige Parallele, die sich zur Entitätsverfassung der RS findet. Denn in weiterer Folge sind 
Bosnisch und Kroatisch die offiziellen Sprachen und Lateinisch ist die offizielle Schrift, die 
Verwendung „anderer“ Sprachen ist aber ebenso erlaubt (vgl. ebd.: Član 6). 
       So wie die RS hat auch die FBiH eigene Symbole und Flaggen (vgl. ebd.: Član 5) und 
weiters haben, laut Artikel 5, alle Bürger der FBiH das Recht (sowie die Bürger in der RS) 
eine weitere Staatsbürgerschaft zu besitzen. Diese Klausel ist vor allem für die Kroaten, 
erstellt worden, da diese somit den Pass des kroatischen „Mutterlandes“ in Anspruch nehmen 
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durften. Die Bosniaken haben, im Gegensatz zu den bosnischen Kroaten und den bosnischen 
Serben, kein „Mutterland“, wodurch diese Regelung für sie obsolet ist. 
       Im Gegensatz zur RS ist die FBiH, wie bereits erwähnt, stark dezentralisiert. Insgesamt 
gibt es zehn Kantone, wovon in fünf hauptsächlich Bosniaken dominieren, in drei Kroaten 
und zwei „gemischt“ sind (vgl. Bose 2002: 77).  Die Kantone können die Gemeinden 
overrulen, wobei es zwei Ausnahmen gibt. Die erste Ausnahme trifft zu, wenn eine bestimmte 
Anzahl an Gemeinden zu einer übergeordneten City Authority zusammengefasst wird, wie 
z.B. Sarajewo und Mostar. In diesem Fall hat die Stadt einen eigenen Status, einen eigenen 
Rat und eine eigene Exekutive, die parallel zu den Gemeinden und der kantonalen Ebene tätig 
ist (vgl. ebd.: 80). 
       Die zweite Ausnahme tritt dann ein, wenn die Bevölkerung einer Gemeinde im 
Gegensatz zur Mehrheitsbevölkerung eines Kantons steht. So heißt es, in Anlehnung an 
Artikel 2: 
 
„each Canton may delegate functions concerning education, culture, tourism, local business and 
charitable activities, and radio and television to a municipality or city on its territory, and is 
obliged to do so if the majority of the population in the municipality or city is other than that oft he 
canton as a whole” (ebd.: 80) 
 
 
Was die Zuständigkeitsbereiche der Entität betrifft, so ist die FBiH, ebenso wie die RS, für 
ihre Verteidigung zuständig und verfügt über eine eigene Armee. Weitere Bereiche, die der 
Zuständigkeit der FBiH zufallen, sind z.B. Fiskalpolitik, Terrorismus- und 
Drogenbekämpfung, die Bekämpfung organisierter Kriminalität, die Ausführung von 
„Außenpolitik“ (ungeachtet dessen, dass die FBiH kein „Staat“ im ursprünglichen Sinne ist), 
oder auch Außenhandel (vgl. Ustav Federacije Bosne i Hercegovine 2011: III. Podjela 
Nadležnosti između Federalne i Kantonalne Vlasti; Član 1).  
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4.3. Die gesamtstaatliche Verfassung Bosnien und Herzegowinas 
 
Die Verfassung Bosnien und Herzegowinas ist mit Unterzeichnung des Daytoner 
Friedensvertrages in Kraft getreten. Grundsätzlich stellt die Verfassung eine Besonderheit dar, 
da sie kaum mit anderen Verfassungen vergleichbar ist. Dafür sprechen einige Faktoren, wie 
z.B., dass die Verfassung von externen Akteuren verfasst worden ist. Sumantra Bose 
(2002:61) meint, dass die Verfassung eindeutig die Handschrift amerikanischer Anwälte trägt:  
 
„It establishes a fairly skeletal framework of common-state institutions based on equality and 
parity representation of Bosniacs, Serbs and Croats as collectively defined communities, and 
limits those institutions to a narrow band of competencies.“ 
         
Ein weiterer Punkt der hinzukommt ist, dass die bosnisch-herzegowinische Verfassung keine 
eigenständige Verfassung, sondern Teil eines Abkommens ist. Die Verfassung ist als Annex 4 
des Daytoner Friedensvertrages festgeschrieben und die zwei Nachbarstaaten Bosnien und 
Herzegowinas, die damalige Bundesrepublik Jugoslawien (heute Serbien) und die Republik 
Kroatien, sind, neben BiH selbst, die Verfassungsgeber. Wie sieht die bosnisch-
herzegowinische Verfassung nun konkret aus? Dieser Aspekt soll im Folgenden dargestellt 
werden und überdies werden Kritiken zur Daytoner Verfassung dargelegt. 
 
 
4.4. Inhalte und einzelne Artikel der Verfassung Bosnien und Herzegowinas23 
 
In der Präambel der Verfassung sind Freiheit, Gleichheit, Frieden und Gerechtigkeit, sowie 
Toleranz und Versöhnung als normative Prinzipien festgelegt. Sowohl effektive 
demokratische Regierungsinstitutionen, als auch eine funktionierende Marktwirtschaft werden 
als essentiell für die Entwicklung der bosnischen Gesellschaft genannt. Weiters wird ganz klar 
definiert, dass Bosnien und Herzegowina, im Einklang mit dem internationalen Recht, ein 
souveräner und politisch unabhängiger Staat ist. Darüber hinaus wird auch auf die territorialen 
Grenzen des Staates eingegangen. Dies ist zugleich eine Warnung der Verfasser an etwaige 
                                                 
23 Die komplette bosnisch-herzegowinische Verfassung und alle Artikel, die in dieser Arbeit behandelt werden, 
können unter http://www.ohr.int (BiH in Focus >> Dayton Peace Agreement >> Annex 4)  nachgelesen werden. 
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Sezessionsbestrebungen der Entitäten.24 Ebenso werden in der Präambel Bosniaken, Kroaten 
und Serben als konstitutive Völker Bosnien und Herzegowinas genannt: 
 
„Bosniacs, Croats, and Serbs, as constitutent peoples (along with Others), and citizens of 
Bosnia and Herzegovina hereby determine that the Constitution of Bosnia and Herzegovina is 
as follows: […]” (OHR 1995: DPA, Annex 4, Preamble) 
 
Dieser Satz sollte für die politische Zukunft des Landes weit reichende Folgen haben. Somit 
wurde schließlich der letzte Schritt vollzogen das staatsbürgerliche Prinzip durch das 
ethnische Prinzip zu ersetzen, wodurch sich auch die Konsequenz ergibt, dass es in BiH selbst 
somit kein „Staatsvolk“ in diesem Sinne gibt, da auf das ethnische Teilungsprinzip gebaut 
wird (vgl. Banović 2009: 80). Dadurch, dass die oben genannten Volksgruppen als constituent 
peoples festgelegt worden sind, ist ihnen eine Reihe von Privilegien zugesprochen worden, 
die Vertretern anderer Volksgruppen bis heute verwehrt geblieben sind. So besteht z.B. die 
Staatspräsidentschaft nur aus einem Bosniaken, einem Kroaten und einem Serben. Vertreter 
anderer Volksgruppen, wie z.B. Juden oder Roma, können sich somit nicht für das 
Präsidentenamt Bosnien und Herzegowinas bewerben.25 Das ist natürlich äußerst 
unbefriedigend für die demokratische Entwicklung des Landes, da die Verfassung dadurch 
diskriminierende Prinzipien legitimiert. 
 
Artikel 1 der Verfassung Bosnien und Herzegowinas ist in sieben Ziffern unterteilt. In Ziffer 1 
wird präzise auf den souveränen Status und die territoriale Integrität des Staates hingewiesen. 
                                                 
24 Die Diskussion über mögliche Sezessionen einer der beiden Entitäten, war unmittelbar nach den Kriegsjahren 
besonders relevant. Vor allem die Republika Srpska, deren Ziel es schon bei der Ausarbeitung des Daytoner 
Friedensvertrages war, den bosnischen Gesamtstaat zu schwächen, verfolgte (wenn auch hinter vorgehaltener 
Hand) diese Ziele. Sezessionsbestrebungen waren anschließend für lange Zeit kein Thema, allerdings wurden sie 
nach der Unabhängigkeit des Kosovo (2008) wieder zunehmend zu einem politischen Issue für nationalistische 
Vertreter in der Republika Srpska. 
25 Dass diese Diskriminierung ein tatsächlicher realpolitischer Faktor ist, stellt der Fall Dervo Sejdić und Jakob 
Finci aus dem Jahr 2007 dar. Sejdić, Vorsitzender der Roma-Vereinigung Bosnien und Herzegowinas und Finci, 
Präsident der Jüdischen Gemeinschaft in Bosnien und Herzegowina, bewarben sich um das Präsidentenamt in 
Bosnien und Herzegowina. Ihre Bewerbung wurde aber durch das gesamtstaatliche Parlament in Sarajewo 
abgelehnt, da die beiden keiner der drei konstitutiven Volksgruppen angehören. Beide zogen vor den 
Europäischen Gerichtshof der Menschenrechte, wo letztendlich ein klares Urteil gefällt wurde. Durch das Urteil 
wurde Bosnien und Herzegowina aufgefordert, die Diskriminierungen für die „Anderen“, die im Gegensatz zu 
den konstitutiven Völkern stehen, aufzuheben, da diese nicht im Einklang mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention stehen. Trotz des Urteils, das für Bosnien und Herzegowina bindend ist, hat sich bis 
heute (Stand: August 2011) dennoch nichts am Status Quo geändert. Zwar gibt es Absichtserklärungen der 
Politiker, das Urteil so schnell wie möglich zu implementieren, allerdings könnte das ein sehr langwieriger 
Prozess werden, da bezüglich einer Verfassungsänderung eine Zwei-Drittel-Mehrheit im bosnischen Parlament 
erreicht werden muss (vgl. ECHR 2009: Case of Sejdić and Finci v. Bosnia and Herzegovina und vgl. Wölkner 
2011: 1). 
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Überdies wird erwähnt, dass der Staat die Beifügung „Republik“ verliert und ab sofort 
Bosnien und Herzegowina heißt. „Bosnien und Herzegowina wird mit diesem ersten Artikel 
einerseits formell Staatsqualität zugesprochen, gleichzeitig wird aber die Bezeichnung 
„Republik“ gestrichen, was Experten und Kenner der bosnischen Situation als eine implizite 
Schwächung des Gesamtstaates im Bezug auf seine Entität bedeutet.“ (vgl. Džihić 2009: 180). 
Das wird vor allem noch dadurch bestätigt, dass es, laut Ziffer 7, parallel zur 
Staatsbürgerschaft Bosnien und Herzegowinas „Entitätsbürgerschaften“ gibt.26 Weiters wird 
in Artikel 1 festgelegt, dass BiH ein demokratischer Staat ist (Ziffer 2) und, dass dieser aus 
zwei Entitäten zusammengesetzt ist (Ziffer 3). In  Ziffer 4 ist festgelegt, dass es innerhalb des 
Landes Bewegungsfreiheit gibt und daher jegliche Kontrollen an den Entitätsgrenzen obsolet 
sind. Schlussendlich wird Sarajewo zur Hauptstadt Bosnien und Herzegowinas ernannt (Ziffer 
5) und in weiterer Folge wird dem gesamtstaatlichen Parlament aufgetragen, der 
Präsidentschaft bestimmte staatliche Symbole (wie z.B. Wappen und sonstige 
nationalstaatliche Zeichen) vorzuschlagen (Ziffer 6). 
 
In Artikel 2 geht es um Menschenrechte und Grundfreiheiten. Demnach werden hier sowohl 
der Gesamtstaat als auch die Entitäten dazu verpflichtet, den höchsten Standard bezüglich 
international geltenden Menschen- und Grundrechten sicherzustellen. Ebenso wird die 
Bildung einer Menschenrechtskommission für Bosnien und Herzegowina vorgeschlagen (vgl. 
OHR 1995: DPA, Annex 4, Art. 2, Ziffer 1).  
     In diesem Artikel wird deutlich, dass internationale Abkommen eine große Rolle im Land 
spielen und oftmals über nationalen Gesetzen stehen. So heißt es, dass die Europäische 
Menschenrechtskonvention mitunter „priority over all other law“ (ebd.: DPA, Annex 4, Art. 
2, Ziffer 2) genießt. Dadurch wird ein verstärktes Signal gegeben, dass vorerst internationale 
Dokumente bestimmte Rahmenbedingungen für den Aufbau des Staates geben, der sich an 
diesen zu orientieren hat. 
      Was die Menschen- und Grundrechte betrifft, so sieht man, dass die Verfassung eklatante 
Mängel aufweist. Als die bosnische Verfassung geschrieben wurde, existierten bereits die 
Verfassungen der FBiH und der RS. Wenn es daher heißt, dass Menschen nicht Torturen, 
inhumaner Behandlung oder abwertender Behandlung unterliegen dürfen (vgl. ebd.: DPA, 
Annex 4, Art. 2, Ziffer 3b.), oder, dass in Bosnien und Herzegowina sichergestellt werden 
muss, dass niemand aufgrund seiner Religion, Sprache, des Geschlechts etc. diskriminiert 
                                                 
26 De facto sind diese nie eingeführt worden, da viele bosnische Serben bzw. Kroaten einen Pass des jeweiligen 
„Mutterlandes“ besitzen. 
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werden darf (vgl. ebd.: DPA, Annex 4, Art. 2, Ziffer 4) ist eindeutig zu merken, dass die 
beiden Entitätsverfassungen nicht im Einklang mit der gesamtstaatlichen Verfassung stehen. 
Denn laut Verfassung der RS sind die Serben die Träger dieser Entitätsverfassung, umgekehrt 
sind dies die Bosniaken und Kroaten in der FBiH. Mit dieser Diskrepanz haben sich sowohl 
internationale Experten als auch die bosnischen Politiker nicht zunehmend befasst, da 
natürlich der Interpretationsgrad bezüglich „diskriminierender Behandlung“ sehr breit ist und 
viel Spielraum offen lässt. 
       Ein Punkt, der sowohl im nationalen, als auch im internationalen Diskurs wenig Eingang 
findet ist die Meinungsfreiheit (vgl. ebd.: DPA, Annex 4, Art. 2, Ziffer 3h). Natürlich ist hier, 
wie beim vorigen Beispiel, viel Raum zur Interpretation gegeben, aber die Pressefreiheit ist 
eindeutig ein Aspekt der zur Meinungsfreiheit dazugehört. Betrachtet man neueste Analysen, 
so ist festzustellen, dass BiH auch 15 Jahre nach Abschluss des Daytoner Friedensvertrages 
kein Land ist, in dem grundsätzlich Meinungs- und Pressefreiheit herrscht. Laut aktuellstem 
Bericht von Freedom House ist das Land nur „partly free“, was die Pressefreiheit des Landes 
betrifft. Einer der Gründe hierfür ist die ethnische Teilung des Landes, die durch Dayton 
herbeigeführt worden ist. Diese ethnische Teilung verhindert einen schnellen 
Informationsfluss, überdies üben die Politiker großen Druck auf die Medien aus und sowohl 
die heimischen als auch die ausländischen Investitionen in die Medien werden als 
unzureichend eingestuft. Was die ethnische Teilung betrifft, so besitzt jede Entität ihre eigene 
Rundfunkstation, wodurch der gesamtstaatliche Rundfunk immer mehr an Boden verliert. 
Journalisten werden zudem partiell an ihrer Tätigkeit gehindert, was durch Zahlen, die das 
bosnisch-herzegowinische Sicherheitsministerium vorgelegt hat, bestätigt wird. Demnach ist 
in den ersten Monaten des Jahres 2009 die Rate, was physische Angriffe gegen Journalisten 
angeht, um 40 Prozent gestiegen.27 Insgesamt gibt es in Bosnien und Herzegowina 128 
                                                 
27 Das aktuellste Beispiel ist jenes des Journalisten Slobodan Vasković. Vasković ist Journalist des 
Entitätsrundfunks der FBiH, RTV FBiH (Radio-Televizija Federacije Bosne i Hercegovine). Er berichtet 
hauptsächlich über dubiose Vorgänge in der Politik innerhalb der RS und über Verbindungen der orthodoxen 
Kirche mit den führenden Politikern dieser Entität. Im Hauptfokus liegt, im Rahmen seiner Arbeit, der Präsident 
der RS, Milorad Dodik. Vasković ist bereits öfters gedroht worden, einige Male sogar mit dem Tod. Doch 
unbeirrt dessen will der Journalist, der trotz der Gefahr in Banja Luka, der Hauptstadt der RS, wohnt, seine 
Tätigkeit fortsetzen. In einem Interview meint er auf die Frage, ob es gefährlich ist er selbst zu sein: „Es kommt 
darauf an wo. In Sarajewo ist es ok, in Banja Luka – katastrophal. In Banja Luka Slobodan Vasković zu sein, ist 
sehr gefährlich.“ (BanjaLukaLive 2011: „Biti Slobodan Vasković je opasno“) Vasković hat zudem, laut eigener 
Aussage, bei der Partei Dodiks (SNSD) angerufen, um seine gefährliche Lage darzustellen und um Schutz für 
ihn und seine Familie anzusuchen. Auf die Frage, bei welcher Institution er das tun könne, wurde ihm von einem 
Funktionär mitgeteilt, dass es für ihn keine Einrichtung gebe, die das tun würde. Daraufhin ist die Familie des 
Journalisten vor kurzem aus Bosnien und Herzegowina an einen unbekannten Ort abgereist. Vasković ist in 
Banja Luka geblieben und arbeitet weiterhin, trotz der Gefährlichkeit, für RTV FBiH (Stand: Februar 2011). 
Mittlerweile ist Vasković von RTV FBiH entlassen worden, da Videos aufgetaucht sind, in denen der Journalist 
während der Belagerung Srebrenicas durch die serbischen Truppen, Menschen durch Drohungen dazu bewusst 
aufgefordert hat, falsche Aussagen im Zusammenhang mit der Belagerung zu tätigen (Stand: April 2011). 
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registrierte Printmedien, darunter acht Tageszeitungen, von denen die meisten stark ethnisiert 
und ideologisch orientiert sind (vgl. Freedom House 2010: Map of Press Freedom, BiH). 
      Ob letztendlich eine Besserung hinsichtlich der Pressefreiheit stattfinden wird, wird sich 
in Zukunft zeigen. Seit längerer Zeit wird im Land an einer Reform des Rundfunkgesetzes 
gearbeitet. Ein klarer Trend, in welche Richtung es diesbezüglich gehen könnte, hat sich 
allerdings noch nicht herauskristallisiert. 
      Weitere Punkte, die dieser Artikel enthält sind Bestimmungen über Flüchtlinge und 
Vetriebene (Ziffer 5), Implementierung (Ziffer 6), Internationale Abkommen (Ziffer 7) und 
Zusammenarbeit zwischen staatlichen und internationalen Autoritäten (Ziffer 8).   
 
Artikel 3 beschäftigt sich mit der Kompetenzverteilung zwischen den Institutionen des 
Gesamtstaates und jenen der Entitäten. Die Parlamentarische Versammlung Bosnien und 
Herzegowinas ist der Hauptbestandteil des Artikels 4.  
       Grundsätzlich ist das bosnische Parlament ein Zwei – Kammern – Parlament, bestehend 
aus einer Völkerkammer28 und einem Repräsentantenhaus. Die Völkerkammer hat insgesamt 
15 Mitglieder, wovon zwei Drittel aus der FBiH kommen (fünf Bosniaken und fünf Kroaten) 
und ein Drittel aus der RS (fünf Serben). Die Vertreter der FBiH werden von den 
bosniakischen bzw. kroatischen Mitgliedern des Repräsentantenhauses, die Vertreter der RS 
von den Abgeordneten des Parlaments der RS gewählt. Das Quorum bilden neun Mitglieder, 
wobei zumindest jeweils drei Bosniaken, drei Kroaten und drei Serben anwesend sein müssen 
(vgl. OHR 1995: DPA, Annex 4, Art. 4, Ziffer 1a./1b.).  
      Das Repräsentantenhaus umfasst insgesamt 42 Mitglieder, von denen zwei Drittel aus der 
FBiH und ein Drittel der Abgeordneten aus der RS kommen. Diese werden jeweils direkt von 
der Parlamentarischen Versammlung ihrer Entität gewählt. Das Quorum wird durch eine 
einfache Mehrheit aller anwesenden Mitglieder des Repräsentantenhauses gebildet (vgl. ebd.: 
DPA, Annex 4, Art. 4, Ziffer 2a./2b.). 
  
Es muss auch betont werden, dass BiH nicht nur aus dem gesamtstaatlichen Parlament in 
Sarajewo, das zweifelsohne die höchste parlamentarische Instanz ist, besteht. Die beiden 
Entitäten, die FBiH und die RS, haben ebenso ihre eigenen Parlamente, die folgendermaßen 
aussehen: 
 
                                                 
28 Die „Völkerkammer“ wird im Text auch als „Haus der Völker“ bezeichnet. Es handelt sich hierbei um ein und 
dieselbe Institution. 
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1) FBiH: Das Parlament der FBiH ist, so wie das gesamtstaatliche Parlament, ein Zwei – 
Kammern – Parlament. Dieses besteht aus einem Repräsentantenhaus, das sich aus 98 
Mitgliedern zusammensetzt, die auf dem Territorium der FBiH direkt durch das Volk 
gewählt werden und aus einer Völkerkammer, das 58 Mitglieder enthält. Sitz dieses 
Entitätsparlaments ist Sarajewo (vgl. Parlament FBiH 2011: O Parlamentu). 
2) RS: Das Parlament der RS setzt sich aus insgesamt 83 Abgeordneten zusammen und 
Sitz des Parlaments ist die Hauptstadt der RS, Banja Luka. Ursprünglich hat das 
Parlament am 24.10.1991 seine Arbeit aufgenommen, damals noch unter der 
Bezeichnung „Versammlung des serbischen Volkes Bosnien und Herzegowinas“. 
Während des Krieges war Pale der Parlamentssitz, erst 1998 wurde dieser nach Banja 
Luka transferiert. Bis zum Jahr 2002 betrug das Mandat der Abgeordneten dieses 
Parlaments zwei Jahre, ab 2002 beträgt dieses vier Jahre. Die Abgeordneten werden 
direkt durch das Volk, auf dem Territorium der RS, gewählt (vgl. Narodna Skupština 
RS 2011: O Skupštini).  
 
Neben dem gesamtstaatlichen Parlament und den beiden Entitätsparlamenten gibt es noch das 
Parlament Brčkos, das als eigener Distrikt zu keiner Entität zugehörig ist, sondern einen 
eigenen Status besitzt. Das Parlament Brčkos setzt sich aus insgesamt 31 Abgeordneten 
zusammen, von denen zwei Abgeordnete die Minderheiten des Distrikts repräsentieren. Die 
Abgeordneten werden direkt durch die Bewohner Brčkos gewählt. Das Mandat der 
Abgeordneten beträgt vier Jahre (vgl. Brčko Distrikt BiH 2010: O Skupštini). 
 
Allein schon aus der Zusammensetzung und der Anzahl der Parlamente in BiH geht hervor, 
dass eine Reform bezüglich des parlamentarischen Systems dringend notwendig ist. Mehrere 
Parlamente verhindern eine effiziente Arbeit des gesamtstaatlichen Parlaments in Sarajewo 
und oftmals führen Blockaden der Entitätsparlamente zu einem politischen Stillstand im 
Land. 
 
Weiters ist festzuhalten, dass das gesamtstaatliche Parlament jeweils einen Bosniaken, einen 
Kroaten und einen Serben zum Vorsitzenden wählt. Diese drei Personen rotieren schließlich, 
wobei jene beiden, die momentan nicht Vorsitzende sind, die Stellvertreter des jeweiligen 
Vorsitzenden sind. 
     Ein zentraler Punkt, der in der politischen Debatte um die Verfassungsreform in den 
Blickpunkt rückt, ist das vitale, nationale Interesse auf das sich Abgeordnete der drei 
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konstitutiven Volksgruppen berufen können. Die Berufung auf das vitale Interesse einer 
Volksgruppe erfolgt dann, wenn Abgeordnete dieser der Meinung sind, dass eine 
Entscheidung des Parlaments gegen dieses Interesse verstößt. Interessant ist aber, dass das 
vitale, nationale Interesse in der Verfassung nicht näher definiert ist. Daher ist der Einsatz 
dieses Vetorechts oft angewandt worden und führte letztendlich zu der Blockade geplanter 
Reformen und zu einem Stillstand des politischen Handelns in BiH. Es wurden bereits viele 
Vorschläge bezüglich einer Reform dieses Vetorechts eingebracht. Die Vorschläge reichten 
von einer gänzlichen Abschaffung, bis hin zur Beibehaltung, allerdings unter der 
Voraussetzung, dass verfassungsmäßig eindeutig definiert wird was das vitale Interesse einer 
Volksgruppe genau bedeutet. 2005 ist dieses Vorhaben im gesamtstaatlichen Parlament knapp 
gescheitert (vgl. Banović 2009: 345). 
 
Artikel 5 der bosnisch-herzegowinischen Verfassung beschäftigt sich mit der Präsidentschaft. 
Diese besteht aus drei Mitgliedern: einem Bosniaken, einem Kroaten und einem Serben. Das 
serbische Mitglied wird in der RS gewählt, das bosniakische und kroatische Mitglied in der 
FBiH. Grundsätzlich ist diese kollektive Präsidentschaft Bosnien und Herzegowinas mit 
hohen Befugnissen ausgestattet, wodurch sie mehr als nur eine repräsentative Funktion 
ausübt. So fällt z.B. die Leitung der Außenpolitik, die Vollstreckung der Gesetze, die durch 
das gesamtstaatliche Parlament in Sarajewo beschlossen wurden, oder die Ernennung von 
Botschaftern und anderen internationalen Repräsentanten Bosnien und Herzegowinas (von 
denen höchstens zwei Drittel aus der FBiH kommen dürfen), in deren Zuständigkeitsbereich. 
Darüber hinaus repräsentiert die Präsidentschaft selbst das Land in internationalen 
Organisationen und Organisationen der Europäischen Union. Die Präsidentschaft ernennt 
zudem den Premierminister, der nach Billigung des Repräsentantenhauses seine Arbeit 
aufnimmt. Der Premierminister selbst schlägt einen Außenminister, einen Handelsminister für 
auswärtige Angelegenheiten und andere notwendige Minister vor, die ebenso nach Billigung 
des Repräsentantenhauses ihre Tätigkeit aufnehmen. Auch hier gilt, dass höchstens zwei 
Drittel der ernannten Minister aus der FBiH kommen dürfen (vgl. OHR 1995: DPA, Annex 4, 
Art. 5, Ziffer 3). Somit schlägt sich das ethnische Prinzip auch auf höchster Staatsebene 
nieder. In diesem Zusammenhang gab es auch zahlreiche Bemühungen das Kollegialorgan 
Präsidentschaft zu reformieren, doch im Zuge des April-Pakets 2005, in dem auch die Reform 
des vitalen, nationalen Interesses vorgesehen war, scheiterte der Versuch lediglich einen 
Präsidenten und zwei Stellvertreter im Amt zu haben, die alle 16 Monate rotieren und primär 
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repräsentative Aufgaben übernehmen sollten, im gesamtstaatlichen Parlament (vgl. Banović 
2009: 345). 
 
Bestimmungen zum Verfassungsgerichtshof Bosnien und Herzegowinas sind in Artikel 6 der 
Verfassung enthalten. Was die bosnisch-herzegowinischen Institutionen betrifft, so ist der 
Verfassungsgerichtshof eine der stärksten Institutionen des Landes. Allerdings ist 
festzuhalten, dass externe Akteure hier eine sehr große Rolle spielen. Insgesamt besteht der 
Verfassungsgerichtshof aus neun Richtern, von denen vier aus der FBiH und zwei aus der RS 
sind. Die weiteren drei Richter kommen von außen bzw. werden vom Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte, in Absprache mit der Präsidentschaft, ernannt. Jedoch 
dürfen diese drei externen Mitglieder nicht Staatsbürger Bosnien und Herzegowinas oder 
einer der Nachbarstaaten des Landes sein (vgl. Bose 2002: 65). Grundsätzlich sind die Richter 
fünf Jahre lang im Amt. 
      Der Verfassungsgerichtshof ist für Dispute zuständig, die, im Rahmen der Verfassung, 
zwischen den Entitäten und dem Gesamtstaat Bosnien und Herzegowina ausgetragen werden 
oder zwischen den Institutionen des Gesamtstaates Bosnien und Herzegowina. Darunter kann 
z.B. die Prüfung fallen, ob das Aufbauen paralleler Beziehungen einer Entität zu einem 
Nachbarstaat verfassungswidrig ist oder nicht, oder ob Bestimmungen, die in einer Entität 
getroffen wurden, im Einklang mit der Verfassung Bosnien und Herzegowinas stehen oder 
nicht (vgl. OHR 1995: DPA, Annex 4, Art. 6, Ziffer 3a.). Alle Entscheidungen, die der 
Verfassungsgerichtshof trifft sind endgültig und bindend. 
      Die Zusammensetzung des Verfassungsgerichtshofes, insbesondere die drei externen 
Richter, stand immer wieder im Fokus der Kritik. Denn dadurch schuf sich die internationale 
Gemeinschaft, neben der Installation des Hohen Repräsentanten, ein Mittel, um effektiv in die 
Rechtssprechung des Staates eingreifen zu können. Jedoch erhoffte man sich dadurch, 
Entscheidungen „allein nach Rechtsgründen anstatt nach verdeckten politischen 
Gesichtspunkten“ (Banović 2009: 125) treffen zu können. So einigte man sich in Dayton 
darauf, ein starkes Verfassungsgericht zu institutionalisieren, das über weitreichende 
Kompetenzen verfügen sollte, um so einer Verletzung der Menschenrechte entschieden 
zuvorzukommen. Daher dienten z.B. die deutsche Verfassung nach dem Zweiten Weltkrieg, 
die Verfassung Südafrikas nach dem Apartheid-Regime oder die Verfassungen der 
osteuropäischen Länder nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion als Vorbilder für die 
bosnisch-herzegowinische Verfassung, „weil es ermöglicht, unbelastete Kräfte in einem 
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Organ zu versammeln, um einer neuen Verfassung Wirkung zu verleihen und damit einen 
Beitrag zur Überwindung oftmals tief verwurzelter Strukturen zu leisten (ebd.: 126). 
      Nach dem Inkrafttreten des Daytoner Friedensvertrages, und somit der Verfassung 
Bosnien und Herzegowinas, dauerte es eine Weile bis das Verfassungsgerichtshof seine 
Tätigkeit aufnehmen konnte. Genauer gesagt wurde die erste Entscheidung des Gerichts am 
16. Oktober 1996 ausgesprochen und im Mai 1997 fand die erste konstituierende Sitzung 
statt. Diese Verzögerung der Tätigkeitsaufnahme dauerte deswegen etwas länger als ein Jahr, 
da die politische Lage trotz des Daytoner Friedensvertrages noch immer als instabil galt und 
die Regelung der Modalitäten bezüglich der Richterwahl ebenso viel Zeit in Anspruch nahm 
(vgl. ebd.: 128). 
 
Die folgenden Artikel sind in der Verfassung selbst kurz und prägnant dargestellt und werden 
daher im Rahmen dieser Arbeit nicht ausführlicher behandelt. 29 Diese Artikel lauten (zum 
Folgenden vgl. OHR 1995: DPA, Annex 4, Art.7 – 12): 
 
- Artikel 7: Die Einrichtung einer Zentralbank, die für die Landeswährung zuständig 
ist. 
- Artikel 8: Finanzen: Hier geht es hauptsächlich um das jährliche Budget, das von 
der Präsidentschaft vorgeschlagen und vom Parlament angenommen wird. 
- Artikel 9: Allgemeine Bestimmungen: Hier wird z.B. festgehalten, dass niemand, 
der / die vom Internationalen Kriegsverbrechertribunal für das Ehemalige 
Jugoslawien (ICTY) gesucht wird bzw. in Haft ist eine politische Funktion in 
Bosnien und Herzegowina übernehmen darf. 
- Artikel 10: Amendments: Hier heißt es, dass alle Amendments, die bezüglich der 
Verfassung Bosnien und Herzegowinas getroffen werden, einer Entscheidung des 
gesamtstaatlichen Parlaments unterliegen müssen, wobei im Repräsentantenhaus 
diesbezüglich eine Zwei-Drittel-Mehrheit aller anwesenden Abgeordneten getroffen 
werden muss. 
- Artikel 11: Übergangsregelungen: Hier handelt es sich um jene Regelungen, die 
öffentliche Dienstleistungen, Gesetze und andere Angelegenheiten betreffen, die in 
Annex II zur Verfassung Bosnien und Herzegowinas festgelegt worden sind. 
                                                 
29 Im Kapitel Änderungsvorschläge  zur nationalen Verfassung Bosnien und Herzegowinas werden allerdings 
auch Änderungsvorschläge zu den Artikeln 7 bis 12 geboten. 
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- Artikel 12: Inkrafttreten: Die Verfassung Bosnien und Herzegowinas tritt 
unmittelbar nach Unterzeichnung des Daytoner Friedensvertrages in Kraft. 
 
Schlussendlich gibt es noch zwei Annexe zur Verfassung Bosnien und Herzegowinas, wobei 
Annex I eine Auflistung aller gültigen und bindenden internationalen Verträge und Rechtsakte 
(wie z.B. Europäische Menschenrechtskonvention) ist, die im Staat anzuwenden sind und 
Annex II bezieht sich auf Übergangsregelungen, die in Artikel 11 der Verfassung erwähnt 
wurden (wie z.B. die Bildung einer Joint Interim Commission oder die Bildung von 
Einrichtungen für die staatlichen Institutionen). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
47 
5. Bisherige Verfassungsdebatten - Die bosnisch-herzegowinische 
Verfassungsproblematik 
 
Bevor auf eine ausführlichere Darlegung einer Verfassungsreform eingegangen werden kann, 
müssen zunächst die Probleme dargestellt werden, die sich aus der aktuellen Verfassung 
Bosnien und Herzegowinas ergeben. Wie bereits erwähnt, wurde mit der Institutionalisierung 
des Daytoner Friedensvertrages und insbesondere durch die Ausarbeitung der bosnisch-
herzegowinischen Verfassung das ethnische über das bürgerliche Prinzip gestellt. Das 
bedeutet, dass sich BiH für drei Völker (Bosniaken, Kroaten, Serben) interessiert, aber nicht 
für das bosnisch-herzegowinische Volk an sich, wodurch auch die These berechtigt ist, dass 
es in diesem Sinne kein bosnisch-herzegowinisches Staatsvolk gibt. Dadurch, dass das 
ethnische Prinzip über jenes des Bürgers gestellt wurde, sind den konstitutiven Völkern 
Privilegien eingeräumt worden, die es ihnen erlauben in bestimmten Angelegenheiten 
Prioritäten zu genießen, die anderen Völkern Bosnien und Herzegowinas (in der Verfassung 
als „Others“, also „Andere“, bezeichnet) verwehrt bleiben. Darunter fällt z.B. das passive 
Wahlrecht zur Präsidentschaft des Landes oder die Mitgliedschaft im Haus der Völker des 
gesamtstaatlichen Parlaments. Dadurch bekommt die Verfassung eine diskriminierende Note, 
denn laut der letzten Volkszählung, die 1991 abgehalten wurde, gibt es 25 Völker in BiH. Es 
ist schon sehr bedenklich, dass diese nicht einmal explizit als Minderheiten (insofern dies 
zahlenmäßig zutrifft) angeführt werden, sondern lediglich mit „Others“ umschrieben werden. 
      Weiters ist das jetzige Rechtssystem Bosnien und Herzegowinas nicht hinnehmbar, denn 
grundsätzlich steht kein Oberstes Gericht an der Spitze des Rechtssystems, vielmehr gibt es 
ein partielles Gerichtswesen, genauer gesagt ein Entitätsgerichtswesen. Zudem gibt es keine 
demokratisch begründeten Organe der Legislative, was grundsätzlich den eigentlichen 
Charakter moderner europäischer Staaten in Europa darstellt. Das wiederum ist zugleich eine 
demokratische Verordnung der Europäischen Konvention über freie und faire Wahlen (vgl. 
Juričević 2008: 27). 
       Natürlich müssen diese Probleme vor dem Hintergrund verstanden werden, dass bei der 
Etablierung der Verfassung primär im Raum stand, von einem bewaffneten Konflikt 
abzukommen und den blutigen Krieg in BiH zu beenden. Doch anstatt hier das Volk 
zusammenzuführen, trugen sowohl die externen Akteure unter der Leitung der USA, als auch 
die ehemaligen Kriegsparteien dazu bei, dass das Land bis heute von der starken Ethnisierung 
geprägt ist. Schon in Dayton wurde es verabsäumt ein kollektives „Wir“ – Bewusstsein zu 
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schaffen und somit zu dem Aufbau eines bosnisch-herzegowinischen Volkes beizutragen. 
Stattdessen definieren sich die Menschen in BiH heute vorwiegend über ihre Religion. 
       Weiters ist die bosnisch-herzegowinische Verfassung keine eigenständige Verfassung, da 
sie als Annex eines Friedensabkommens festgeschrieben ist. Zieht man europäisch-
amerikanische Grundprinzipien heran, dass eine Verfassung aus dem Willen des Volkes 
hervorgeht und das Volk der Verfassungsgeber ist, so sieht man, dass die Verfassung Bosnien 
und Herzegowinas auch in dieser Hinsicht Mängel aufweist (vgl. Miljko 2009: 207). Bei der 
Daytoner Verfassung handelt es sich um eine aufoktroyierte Verfassung, die unter westlicher 
Vormundschaft entstanden ist. Um sich davon zu befreien, werden die Politiker Bosnien und 
Herzegowinas einige Anstrengungen unternehmen müssen, um in Zukunft von einer 
Verfassung sprechen zu können, die eine Verfassung des Volkes ist und dessen Willen 
widerspiegelt. 
        Ein entscheidender Mangel der gesamtstaatlichen Verfassung ist zudem, dass Aufgaben, 
die prinzipiell Kernaufgaben eines Staates sind, den Entitäten übertragen wurden. So fällt z.B. 
die Verteidigung des jeweiligen Territoriums den Entitäten zu. Dafür spricht alleine die 
Tatsache, dass zwei Militärkräfte aus zwei Entitäten verfassungsmäßig anerkannt werden. 
Grundsätzlich ist es auch nur Staaten vorbehalten, bilaterale Verträge bzw. Beziehungen zu 
Nachbarstaaten oder anderen Staaten aufzubauen. Durch die Daytoner Verfassung ist dies 
aber ebenso den Entitäten, im Einklang mit der bosnisch-herzegowinischen Verfassung, 
vorbehalten. 
        Ebenso als problematisch erweist sich das vitale, nationale Interesse, das, wie bereits 
dargelegt, von Abgeordneten einer der drei konstitutiven Volksgruppen angewandt werden 
kann, um ein bestimmtes Gesetz zu blockieren. Bei einer etwaigen Verfassungsreform wird 
man sich die Frage stellen müssen, was damit gemacht werden soll. Will man das vitale, 
nationale Interesse beibehalten, wird man nicht darüber hinwegkommen, dieses präzise und 
eindeutig zu definieren, um eine weitere Politik der gegenseitigen Blockade und des 
Stillstandes zu verhindern. Ist man aber gewillt, von einer weiteren Ethnisierung des Staates 
abzukehren, so wird sich eine Abwendung vom vitalen, nationalen Interesse bzw. von dessen 
Einsatz als Vetomittel, am Nützlichsten erweisen. 
        Neben den genannten Problemen, muss allen Beteiligten klar werden, dass eine 
Verfassungsreform nicht nur die Verfassung als solche ändert, sondern vielmehr 
weitreichende Konsequenzen für den Staatsaufbau mit sich bringen könnte. Daher muss die 
grundlegende Frage sein, ob man die Verfassung novellieren und zu den bestehenden Artikeln 
lediglich weitere Artikel hinzufügen will oder ob man die Daytoner Verfassung gänzlich 
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überdenken und verwerfen möchte, um eine neue, eigenständige Verfassung für das Land zu 
institutionalisieren? Was soll also das Ausmaß der Veränderungen sein? 
 
Diesbezüglich gehen die Positionen weit auseinander. In der RS spricht man von bloß einer 
minimalistischen Reform, da die RS ihre Eigenständigkeit als starke Entität nicht gefährden 
möchte. In der FBiH herrscht grundsätzlich Konsens zwischen Bosniaken und Kroaten, dass 
eine umfassende Verfassungsreform stattfinden muss, wobei auch hier die Forderungen 
auseinander gehen. Die Bosniaken möchten einen starken Zentralstaat etablieren, die Kroaten 
befürworten aber eine weitere Dezentralisierung und ziehen sogar die Institutionalisierung 
einer dritten, kroatischen Entität in Erwägung (vgl. Juričević 2008: 45). 
 
Es ergibt sich auch die Frage inwieweit die Politiker Bosnien und Herzegowinas selbst bereit 
sind Verantwortung in einer möglichen Verfassungsreform zu übernehmen. Inwieweit sollen 
externe Akteure in diesen Prozess mit eingebunden werden? Betrachtet man, dass die jetzige 
Verfassung eine ist, die von externen Akteuren geschaffen wurde und diese oftmaliger Kritik 
ausgesetzt ist, so wird es essentiell sein, dass die Politiker des Landes eigene Initiativen 
setzen. Will man eine Verfassung des Volkes etablieren, wird es nötig sein, ein kollektives 
Volksbewusstsein zu schaffen, um so dieses Ziel zu erreichen. Natürlich wird das ein 
langwieriger Prozess, der ohne externe Hilfe nicht zu bewältigen sein wird. Doch eine 
Möglichkeit wäre, den externen Akteuren lediglich eine Advocacy – Funktion zukommen zu 
lassen. Denn die Vergangenheit hat meistens ein umgekehrtes Bild gezeigt, in dem die 
externen Akteure die Antreiber der Debatten bezüglich einer Verfassungsreform waren und 
die bosnisch-herzegowinischen Politiker oftmals nur eine passive Rolle einnahmen. Wie 
haben diese Debatten genauer ausgesehen? 
 
 
5.1. Erste Initiativen bosnisch-herzegowinischer Intellektueller als Vorläufer der 
Verfassungsdebatten 
 
Fünf Jahre nach dem Friedensvertrag von Dayton gab es bereits die ersten Appelle nach 
Reformen, die vom HNV (Hrvatsko Narodno Vijeće, dt.: Kroatischer Volksrat) initiiert 
wurden, da dessen Meinung nach die Daytoner Verfassung nicht länger tragbar war. Gründe 
dafür waren, dass innerhalb der FBiH durch zwei ethnische Administrationen eine Spaltung 
drohte und die RS leichte Tendenzen zu einer Sezession vom Gesamtstaat erkennen ließ. Der 
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Vorschlag des HNV war, die Verfassung in diesem Sinne zu reformieren, indem man die 
Entitäten aufhebt und den gesamten Staat kantonisiert (vgl. ebd.: 46). 
      Daraufhin folgten intensive Debatten, in die sich viele Intellektuelle, wie Božo Žepić, 
Slavko Kukić, Kasim Trnka oder Mirko Pejanović, einbrachten. Die genannten Personen 
arbeiteten an einem gemeinsamen Konzept bezüglich einer Verfassungsreform Bosnien und 
Herzegowinas, das 2003 unter dem Namen „Für Bosnien und Herzegowina – die Dritte 
Republik“, vorgestellt wurde. Demnach sollte „eine Verfassung auf Basis der höchsten 
Standards und Menschenrechte“ (ebd.: 47) geschaffen werden, nach der alle Völker Bosnien 
und Herzegowinas, auf dem gesamten Staatsgebiet, gleichberechtigt sind. Ein zentraler 
Aspekt war ebenso eine vollständiger „Denazifizierungs- und Versöhungsprozess“ (ebd.: 47).  
       Eine ähnliche Initiative war die Forderung weiterer bosnisch-herzegowinischer 
Intellektueller nach einer „Föderalen Republik Bosnien und Herzegowina“. Zentral war hier, 
dass die internationale Gemeinschaft nur mehr ein passiver Akteur sein sollte, sodass „eine 
schnellere europäische Integration und die Anwendung universaler menschlicher und 
demokratischer Standards gesichert werden“ (ebd.: 48). Anschließend daran stellte die Offene 
Gesellschaft Fonds Bosnien und Herzegowinas, ebenso im Jahr 2003, das Projekt „Die 
Verfassung Bosnien und Herzegowinas – zu neuen Lösungen“ vor. Das Schriftstück dazu 
wurde von zehn Autoren verfasst, die ihre Sicht der Daytoner Verfassung und die jeweiligen 
Änderungsvorschläge darlegten. Diesbezüglich muss angemerkt werden, dass zwar ein 
Grundkonsens bezüglich einer notwendigen Verfassungsreform gegeben war, die 
Unterschiede der Autoren aber, die alle, aufgrund deren Zugehörigkeit zu einer Entität, einen 
verschiedenen Zugang zu diesem Thema hatten (vgl. ebd.: 48). 
 
Die teils heftig geführten Debatten zogen ebenso internationale Aufmerksamkeit auf sich. 
Auch außerhalb der Landesgrenzen wurden Debatten zu einer möglichen Revision der 
aktuellen Verfassung geführt, so wie z.B. vom Amerikanischen Institut für Frieden. Dieses 
wollte allerdings nicht bloß über dieses Thema diskutieren, vielmehr wollte es jene, auf die 
sich eine etwaige Reform direkt auswirken könnte, in die Debatte mit einbinden. So wurden 
führende Parlamentarier des gesamtstaatlichen Parlaments Bosnien und Herzegowinas 
eingeladen, an einer Diskussion teilzunehmen.  
 
Der erste ernsthafte Ansatz für eine Verfassungsreform ist im April 2003 von der SDP BiH 
(Socijaldemokratska Partija BiH, dt.: Sozialdemokratische Partei Bosnien und Herzegowinas) 
ausgearbeitet worden. Hauptkritikpunkt der Partei war, dass in Dayton der große Fehler 
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begangen wurde, dass man sich auf eine stark ethnisierte Verfassung geeinigt hatte, in der die 
Entitäten und nicht der Staat selbst über die Kennzeichen eines Staates verfügen. 
Reformvorschläge waren, z.B. das Land als Republik zu konstituieren, den Status der 
konstitutionellen Völker abzuschaffen, um den Bürger wieder an erste Stelle zu setzen, oder 
BiH nach dem Vorbild eines dezentralisierten Staates zu ordnen (vgl. ebd.: 49). Dieser Ansatz 
knüpfte an das Sarajevo Agreement aus dem Jahr 2002 an, das festhält, dass die drei 
konstitutiven Völker in beiden Entitäten gleichberechtigt sind und dadurch nicht in einer 
Entität die Minderheit und in der anderen Entität die Mehrheit stellen können (vgl. Mitrović 
2009: 202). 
 
 
5.2. Die Internationalisierung der bosnisch-herzegowinischen Verfassungsdebatte 
 
International erfreuten sich diese Initiativen zwar breiter Unterstützung, allerdings wurde von 
Seiten der internationalen Gemeinschaft auch klar präzisiert, dass in BiH keine neue 
Verfassung ins Leben gerufen werden sollte, sondern, dass die Daytoner Verfassung 
beibehalten und ausgebaut werden sollte. Diesbezüglich ist im Dezember 2003 in Brüssel, 
Warschau und Berlin eine Deklaration unter dem Namen „Den Frieden in Bosnien und 
Herzegowina durch den weiteren Ausbau des Daytoner Abkommens sichern“ vorgestellt 
worden, die von insgesamt 24 europäischen Politikern entworfen wurde. Kernpunkt dieser 
Deklaration war, dass Dayton an seine Grenzen gestoßen sei und die Teilung des Landes in 
zwei Entitäten das größte Problem darstelle (vgl. Juričević 2008: 50). In dieser Deklaration 
sind aber keine konkreten Vorschläge zur Verbesserung der aktuellen Situation vorgestellt 
worden, vielmehr handelte es sich dabei um eine Bestandsaufnahme der Situation. 
 
Konkreter war in dieser Hinsicht die ESI (Europäische Sicherheitsinitiative) Anfang 2004. 
Der Plan war eine Reorganisation Bosnien und Herzegowinas in zwei Punkten: Erstens sollte 
die FBiH aufgelöst werden, um damit die auf Entitäten basierende Ordnung des Landes 
aufzuheben und zweitens sollte Bosnien und Herzegowina als Land mit zwölf Kantonen neu 
geordnet werden, wobei die RS den Status eines Kantons erwerben würde und dadurch keine 
eigenständige Entität mehr wäre (vgl. ebd.: 51). Die Reaktionen waren, erwartungsgemäß, 
gespalten, da die RS diesen Vorstoß entschieden ablehnte, die Kroaten innerhalb der FBiH 
diesen befürworteten und die Bosniaken, innerhalb der FBiH, unter sich gespalten waren. 
Daraufhin brachten die jeweiligen Volksgruppen verschiedene Anträge zur 
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Verfassungsänderung ein, doch konkrete Pläne zur Umsetzung dieser blieben aus. 
Letztendlich wurde im Juni 2004 die Resolution 1384 des Politischen Ausschusses der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates bekannt gegeben, die beinhaltete, dass das 
Daytoner Abkommen viel zu kompliziert sei und langfristig kein effizientes Funktionieren des 
Staates mit sich bringt und, dass die staatlichen Institutionen, auf Kosten der Institutionen der 
Entitäten, gestärkt werden müssen. Letzteres solle, wenn nötig, durch eine Änderung der 
bestehenden Verfassung geschehen (vgl. ebd.: 52). 
 
 
5.3. Das April-Paket 2005 
 
Anlässlich der Feier zum zehnten Jahrestag des Daytoner Friedensvertrages lud die US-
amerikanische Administration alle relevanten politischen Akteure Bosnien und Herzegowinas 
nach Washington ein. Dies signalisierte, mit der zunehmenden Internationalisierung der 
Debatte um eine Verfassungsreform, den Willen der USA zu einer Zusammenarbeit mit der 
politischen Elite Bosnien und Herzegowinas bezüglich einer möglichen Revision der 
aktuellen Verfassung. Nach vielen Gesprächen mit Vertretern der USA, aber auch unter der 
politischen Führung Bosnien und Herzegowinas, wurde das so genannte April-Paket 
entworfen. Dieses hatte vorgesehen, dass das passive Wahlrecht zur Präsidentschaft auch für 
Serben in der FBiH und umgekehrt, für Bosniaken und Kroaten in der RS gelten sollte und, 
dass die Kompetenzen der Präsidentschaft eingeschränkt würden. Die Präsidentschaft an sich 
sollte ebenso reformiert werden, indem es nur mehr noch einen Präsidenten und zwei 
Stellvertreter geben sollte, die alle 16 Monate rotieren und, zugunsten eines starken 
parlamentarischen Regierungssystems, nur noch repräsentative Aufgaben übernehmen.  
Weiters war das verfassungsmäßig verankerte vitale, nationale Interesse ein Kernelement. 
Demnach sollte vereinbart werden, dass präzise definiert werden sollte was das vitale, 
nationale Interesse ausmacht. Das dazugehörige Vetoverfahren sollte zudem neu überdacht 
werden (vgl. Banović 2009: 345).  
      Doch wie bisher blieb es auch beim April-Paket lediglich bei leeren Versprechungen und 
Absichtserklärungen. Vielmehr wurden Altes durch neue versteckte Klauseln wiederholt, 
sodass die Vertreter der einzelnen Volksgruppen die Interessen der eigenen Volksgruppe über 
jene des Gesamtstaates stellten. So sagte Borislav Paravac, damaliger Vertreter der 
bosnischen Serben im Staatspräsidium, dass es an der Zeit ist, „dass die Verantwortung für 
die Zukunft des Landes einheimische Politiker übernehmen sollen, die mit ihren 
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Entscheidungen den Willen des Volkes vertreten sollen, das sie gewählt hat.“ (Džihić 2009: 
375). Das zeigt eindeutig auf, dass das eigene Volk die oberste Priorität ist und die 
Schwächung des Gesamtstaates bzw. der externen Akteure die höchste Prämisse darstellt. Ivo 
Milo Jović, damaliges kroatisches Mitglied in der Präsidentschaft, schlug ähnliche Töne an, 
wobei er sagte, dass für eine zukünftige Neuordnung des Landes die Schweiz oder Belgien als 
Vorbilder dienen könnten. Sulejman Tihić, Vertreter der Bosniaken im Präsidium, machte 
darauf aufmerksam, dass Dayton vielmehr ein Hindernis für BiH, im Sinne einer 
Eingliederung in die Europäische Union darstelle. „ „Europa“ verkommt hier also zu einem 
Machtmittel, das genauso geschickt oder weniger geschickt im politischen Kampf eingesetzt 
wird wie viele andere symbolische Begriffe (z.B. Nation, Staat, Ethnie, Dayton etc.) zuvor.“ 
(ebd.: 375) 
       Das April-Paket scheiterte aufgrund der inter-ethnischen Konflikte, die innerhalb des 
Landes auf mehreren Ebenen ausgetragen wurden, knapp im gesamtstaatlichen Parlament. 
Daraufhin folgte lange eine Zeit des Stillstandes und das politische Klima wurde deutlich 
kühler. Die Parlamente Bosnien und Herzegowinas waren von nun an mehr darauf bedacht zu 
Konflikten „beizutragen“, als tatsächliche Anstrengungen bezüglich neuer 
Verfassungsreformen zu unternehmen. Sumantra Bose (2002: 63) spricht in diesem 
Zusammenhang von den Parlamenten als talking-shops, die durch Inkompetenz und 
Uneinigkeiten gekennzeichnet sind. 
     In den folgenden zwei Jahren blieb es daher, was die Verfassungsreform betrifft, auf 
politischer Ebene eher ruhig, da man sich auf die Wahlen, die im Oktober 2006 stattfanden 
konzentrierte. Lediglich die Kreševo – Deklaration, konnte als eine positive Bemühung 
hinsichtlich einer Reform herausgestrichen werden. Doch diese Deklaration war sehr 
einseitig, da sie nur von Parteien mit kroatischen Vorzeichen unterzeichnet wurde, in der sie 
sich über Grundsätze der Verfassung Bosnien und Herzegowinas geeinigt hatten (vgl. 
Juričević 2008: 65). 
 
 
5.4. Prud 2008 
 
Es dauerte ein Jahr bis wieder alle Parteien konkrete Bestrebungen hinsichtlich einer 
Verfassungsreform für Bosnien und Herzegowina aufgenommen hatten. Nach den vielen 
kontroversen politischen Debatten über die Reformen, die nicht nur die Verfassung BiHs 
betrafen, glaubte man am 8. November 2008 einen „historischen Kompromiss“ (International 
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Crisis Group 2009a: 4) gefunden zu haben. Die Vorsitzenden der drei größten Parteien des 
Landes – Milorad Dodik (SNSD), Sulejman Tihić (SDA) und Dragan Čović (HDZ BiH) – 
arbeiteten das Prud – Abkommen30 aus, das insgesamt fünf wesentliche Punkte beinhaltete 
(zum Folgenden vgl. ebd.: 4 ff.): 
 
1. Staatliches Eigentum: Hier ging es darum, eine Einigung hinsichtlich dessen zu 
erzielen, was dem Staat an Eigentum zugesprochen wird und was den Entitäten zufällt. 
Dieser Punkt ist zudem ein zentrales Issue des Friedensimplementierungsrates, um das 
Büro des Hohen Repräsentanten (OHR) zu schließen. Die Parteien einigten sich darauf 
das Eigentum zwischen Staat und Entitäten gerecht aufzuteilen, doch es blieb 
allerdings nur bei dieser vagen Formulierung. Bis heute ist nicht klar was unter 
„gerechter“ Aufteilung zu verstehen ist und zudem gibt es den Streitpunkt, dass es 
zwischen der FBiH und der RS verschiedene Ansichten diesbezüglich gibt. Die RS 
meint, dass Eigentum zunächst auf Entitätsebene registriert werden soll und der Staat 
diesbezüglich zweitrangig ist. 
2. Brčko Distrikt: In diesem Punkt wurde die Stellung Brčkos bekräftigt, dass es 
weiterhin weder zur RS, noch zur FBiH zugehörig ist. Es wurde zudem die 
Möglichkeit eines nationalen Vetos festgelegt. Dazu bedarf es ein Fünftel der 
Stimmen der Delegierten der drei Volksgruppen im kommunalen Parlament. Diese 
Entscheidung wurde zwar von Haris Silajdžić, dem führenden Politiker der SBiH 
(Stranka za BiH, dt.: Partei für BiH), stark kritisiert, jedoch wurde sie vom Ministerrat 
anerkannt und ist vom Parlament in Sarajewo Mitte April ratifiziert worden. 
3. Volkszählung: 2011 soll in BiH eine Volkszählung stattfinden. Der Streitpunkt 
diesbezüglich war, ob die Völker nach Nationalität oder Konfession erfasst werden 
sollen. Diese Befragung soll Aufschluss darüber geben, inwieweit es eine Segregation 
innerhalb der Bevölkerung 15 Jahre nach dem Krieg gibt. Weiters wurde beschlossen, 
dass 500 Millionen KM (Konvertibile Mark, die nationale Währung Bosnien und 
Herzegowinas) in Programme gesteckt werden, die es Kriegsflüchtlingen ermöglichen 
sollen wieder in das Land zurückzukehren. 
4. Verfassungsreform: Dieser Punkt ist sicherlich der wichtigste, zugleich aber auch der 
kontroversiellste. Doch gerade hier sickerten sehr wenige Details durch. In einer 
offiziellen Erklärung hieß es lediglich, dass die Verfassung in vier Punkten novelliert 
                                                 
30 Das Abkommen wurde nach dem Ort der Verhandlungen benannt. Prud ist ein Dorf in der Nähe von Odžak, 
einer Stadt in Nordostbosnien.    
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werden soll: 1) Die Verfassung soll mit der EMRK in Einklang gebracht werden. 2) 
Die staatlichen Kompetenzen sollen im Rahmen der Verfassung erweitert werden. 3) 
Die staatlichen Institutionen sollen hinsichtlich Funktionsfähigkeit und Effektivität 
verbessert werden. 4) Die Frage der „territorialen Organisation“; dabei geht es um die 
Selbstverwaltung der Kantone der FBiH und die Ebene der RS. 
5. Budget: Die Parteien stimmten dem im Januar 2009 vom Parlament freigegebenen 
Budget zu. 
 
Weiters wurde darüber diskutiert, die vielen Kantone des Gesamtstaates zu eliminieren und 
das Land in vier Entitäten aufzuteilen. Doch wie genau dieser Plan aussehen sollte, wurde 
nicht näher dargelegt, vielmehr verstrickten sich die drei führenden Politiker in 
widersprüchliche Aussagen. Zentral in diesem Punkt war sicherlich, dass Tihić und Čović 
meinten, dass diese neuen Entitäten über bereits existierende Entitätsgrenzen hinweg 
geschaffen werden würden und fügten hinzu, dass eine neue Grenzziehung der abschließende 
Teil der angestrebten Verfassungsreform sein sollte. 
      Nun, inwieweit das Abkommen von Prud einen „historischen Kompromiss“ darstellt, ist 
äußerst fraglich. Es ist zwar Tatsache, dass führende Politiker des Landes es geschafft haben 
sich in bestimmten Punkten zu einigen, doch rückwirkend betrachtet, handelt es sich bei 
diesem Abkommen vielmehr um Absichtserklärungen. Denn bis heute wurde – vor allem in 
der Verfassungsfrage – wenig bis gar nichts durchgesetzt. Prud ist, bei realer Betrachtung, 
mehr oder weniger gescheitert. 
 
 
5.5. Die Polizeireform 2008 
 
Noch vor dem Abkommen von Prud nahm „eine stark abgemagerte Fassung der Polizeireform 
im Oberhaus des bosnisch – herzegowinischen Parlaments die letzte Hürde“ (Richter 2008: 1) 
und der Weg zur Unterzeichnung des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens (SAA) 
zwischen BiH und der EU war somit frei. Doch die Betonung liegt auf stark abgemagert. 
Denn trotz dieser durchgeführten „Mini-Reform“ überwiegen die Defizite. Grundsätzlich war 
diese Polizeireform eine Auflage der EU, die seitens Bosnien und Herzegowinas zu erfüllen 
war, wenn man das SAA unterzeichnen wollte. Letztendlich ist es doch eine Überraschung, 
dass die EU eine abgespeckte Reform annahm. Doch was unterm Strich zählt ist, dass sich die 
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EU, indem es BiH die Unterschrift des SAA gewährt hat, klar für eine Integration des Landes 
in die Union entschieden hat (vgl. ebd.: 8). 
     „Ein kurzer Rückblick: Bereits 2002 hatte die EU die ineffizienten, in 15 unterschiedlichen 
Behörden aufgesplitterten Polizeistrukturen kritisiert und deren umfassende Analyse 
angestoßen.“ (ebd.: 2) Paddy Ashdown, damaliger Hoher Repräsentant der Internationalen 
Gemeinschaft, arbeitete daraufhin 2004 drei Prinzipien für eine Polizeireform aus: 
 
1. „Legislative und budgetäre Vollmachten sollten auf staatlicher Ebene angesiedelt sein 
2. politische Einmischung in die operativen Aufgaben sollte ausgeschlossen werden 
3. die lokalen Polizeibezirke sollten anhand technischer Kriterien festgelegt werden.“ 
(ebd.: 2) 
 
Das Hauptziel war die „Zentralisierung und vollständige entitätsübergreifende Neuordnung 
der Polizeikräfte.“ (ebd.: 2) Erste negative Reaktionen diesbezüglich ließen nicht lange auf 
sich warten und die RS ließ verlautbaren, dass eine Reform, wie Ashdown sie haben möchte, 
den Verlust einer Kernkompetenz für die eigene Entität bedeuten würde und somit die Macht 
der RS untergraben werden würde. Diese Ablehnung führte zugleich dazu, dass der Ton 
zwischen der RS und dem Hohen Repräsentanten schärfer wurde und sich ein erster ernster 
Konflikt ergab. Der Konflikt ging sogar so weit, dass der Ministerpräsident der RS, Milorad 
Dodik, drohte „seine“ Leute aus allen staatlichen Institutionen abzuziehen und diese somit zu 
boykottieren. Die Drohung wurde tatsächlich umgesetzt, indem der von den Serben gestellte 
Premierminister, Nikola Špirić, aus Protest zurücktrat (vgl. ebd.: 2). Letztendlich ging der 
Hohe Repräsentant auf die Serben zu und verhinderte somit eine politische Blockade 
innerhalb des Landes. Das führte dazu, dass sich die Vertreter der sechs größten Parteien 
Bosnien und Herzegowinas in der Erklärung von Mostar auf die Grundzüge einer 
Polizeireform einigten, wobei diese Reform sich bloß innerhalb der derzeit bestehenden 
Verfassungsstruktur bewegen sollte. Zentral dabei: Die Entitäten haben damit weiterhin die 
Vollmacht über die Polizeikräfte; der wesentlichste Punkt Ashdowns, die Zentralisierung der 
Polizei, war dadurch verworfen. Somit kann auch hinsichtlich der Polizeireform von keinem 
Erfolg gesprochen werden, vielmehr ergab sich aus dieser ein neues Problem. Dadurch, dass 
sich die Politiker lediglich auf eine Reform innerhalb der bestehenden Verfassungsstruktur 
einigten, wurde die Verfassung selbst nun hinterfragt und immer weiter kritisiert. 
   Fakt ist, dass die derzeitige Verfassung reformiert werden muss, ansonsten sind die 
Aussichten für eine Annäherung an die EU, trotz der Unterzeichnung des SAA, schlecht (vgl. 
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Richter 2008: 5). Grundsätzlich handelt es sich bei der Polizeireform um eine Reform 
innerhalb der Verfassung, aber nicht um die Verfassungsreform per se. Dennoch ist es 
wichtig diese Reform näher darzulegen, da ihr Scheitern demonstriert, wie schwierig es den 
Politikern in BiH fällt einen Grundkonsens über ein bestimmtes Issue zu finden. Bedenkt 
man, dass das Durchsetzen einer gänzlich neuen Verfassung noch mehr Zusammenarbeit und 
einen noch längeren Zeitraum in Anspruch nimmt, so kann gesagt werden, dass die 
Aussichten auf eine Einigung nicht die Besten sind. 
 
 
5.6. Butmir 2009 
 
Der Butmir – Prozess31 ist der bis jetzt (Stand: August 2011) letzte ernsthafte Prozess 
hinsichtlich einer Verfassungsreform für BiH. Die Gespräche in Butmir fanden am 8. und 9. 
Oktober 2009 statt und wurden in einer weiteren Runde am 20. und 21. Oktober fortgesetzt. 
Teilnehmer der Verhandlungsrunde waren der US-amerikanische Staatssekretär James 
Steinberg, der schwedische Außenminister (und damaliger EU-
Ratspräsidentschaftsvorsitzender) Carl Bildt, EU-Erweiterungskommissar Olli Rehn und die 
Vorsitzenden der sieben größten Parteien des Landes. Valentin Inzko, derzeitiger Hoher 
Repräsentant und Sonderbeauftragter der Europäischen Union (EUSR) in Personalunion, war 
bloß in seiner Funktion als EUSR eingeladen, nicht aber als Hoher Repräsentant. Er spielte 
bei diesem Treffen keine wesentliche Rolle, allerdings war die Zukunft des Hohen 
Repräsentanten in Bosnien und Herzegowina sehr wohl ein wesentliches Thema auf der 
Agenda (vgl. International Crisis Group 2009b: 4). 
     Seitens der internationalen Gemeinschaft wurde den bosnischen Politikern ein fertiges 
Paket vorgelegt, das folgende Punkte beinhaltet: Eine Neuformierung der staatlichen 
Strukturen, um diese mit der Europäischen Menschenrechtskonvention in Einklang zu 
bringen; die Bildung einer weiteren und mächtigeren Legislatur und ein breiterer und mit 
mehr Macht ausgestatteter Ministerrat, dem ein Premierminister vorsteht. Weiters beinhaltete 
das Butmir – Paket eine Lösung hinsichtlich der Diskussion über das staatliche Eigentum, 
welche bereits in Prud begonnen wurde. Weitere Punkte, die vor allem seitens der 
teilnehmenden bosnischen Parteien heftig umstritten waren, sind das Haus der Völker des 
gesamtstaatlichen Parlaments, das zusammen mit dem Repräsentantenhaus in ein Komitee 
                                                 
31 Der Butmir – Prozess ist nach der Militärbasis Butmir, in der Nähe von Sarajewo gelegen, benannt. Hier 
fanden die Treffen der Politiker bezüglich einer Verfassungsreform für Bosnien und Herzegowina statt. 
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transformiert werden soll, um dadurch die legislative Rolle zu stärken. Überdies sollte das 
Wählen durch die Entitäten eingeschränkt werden. So haben die Entitäten das Recht, mit einer 
bestimmten Anzahl an Stimmen, Gesetzesakte zu blockieren. Die beiden letzten Punkte waren 
besonders kontroversiell und vor allem Dodik wehrte sich vehement gegen eine 
gesamtstaatliche Lösung (vgl. ebd.: 7). Laut Džihić hat das drei Gründe: „Zum einen sind 
Dodik und seine Leute Korruptionsvorwürfen rund um Privatisierungen und 
Infrastrukturprojekte ausgesetzt.“ (vgl. Bermann 2009: 4) Weiters genießt die RS 
Rückendeckung aus Belgrad, da sich Serbien nach dem Verlust Kosovos verstärkt auf die RS 
konzentriert. Als dritten Punkt nennt Džihić die „konfuse Politik“ der Internationalen 
Gemeinschaft (vgl. ebd.: 4). 
       Eines kann schon jetzt gesagt werden: Von einer Einigung ist man nach den Butmir – 
Gesprächen weit entfernt. Von sieben teilnehmenden Parteien, nahm lediglich eine Partei (die 
SDA unter Sulejman Tihić) das Paket an. Vor allem der Vertreter der SNSD, Milorad Dodik, 
stemmte sich vehement gegen die vorgelegten Optionen, da er die Macht der RS durch das 
Paket eingeschränkt sah. 
       Was die Verfassung betrifft, so gab es zwei zentrale Punkte, deren Reformbedürftigkeit 
als dringend ausgegeben wurde: Zum einen müssen nationale Minderheiten in der Verfassung 
festgeschrieben und explizit erwähnt werden, zum anderen muss die Verfassung an die 
Europäische Menschenrechtskonvention angeglichen werden. Um die staatlichen Institutionen 
effektiver zu gestalten, müssen diesen verfassungsmäßig mehr Rechte zugestanden werden, 
was zugleich eine Abgabe diverser Kompetenzen für die Entitäten bedeuten würde, mit 
eingeschlossen die Möglichkeit des Vetos, das vitale nationale Interessen betrifft und die 
Entitätsstimmen, die Gesetzesblockaden ermöglichen (vgl. International Crisis Group 2009b.: 
7 ff.). 
       Ein weiterer wesentlicher Punkt war die Position des Hohen Repräsentanten. Wie soll es 
mit diesem weitergehen? Soll die internationale Gemeinschaft über 2010 durch ihn im Land 
präsent bleiben, oder soll die EU durch den EUSR die internationale Vorreiterrolle in BiH 
übernehmen? Diesbezüglich gibt es geteilte Meinungen. Die einen, wie z.B. Silajdžić, 
behaupten, dass nur das Fortbestehen des Hohen Repräsentanten dem Land Stabilität und 
Fortschritt gewähren kann, andere deren Hauptvertreter sicherlich Dodik ist, sagen wiederum, 
dass die Position des Hohen Repräsentanten eingestellt werden muss, da dieser seine Macht 
nicht verfassungsmäßig ausübt und politisch nicht legitim ist (vgl. ebd.: 11). Man kann weder 
den einen noch den anderen absprechen, dass sie Recht haben. So hat auch der Europarat 
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argumentiert, dass die Bonner Vollmachten des Hohen Repräsentanten32 Kernprinzipien von 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit verletzen, da eine politische Verantwortung gegenüber 
der Wählerschaft nicht gegeben ist und keine Möglichkeit besteht gegen dessen 
Entscheidungen Rechtsmittel einzulegen (vgl. Richter 2008: 6). 
     Dennoch herrscht innerhalb der internationalen Gemeinschaft ein breiter Konsens, dass 
früher oder später der Hohe Repräsentant aus BiH abgezogen werden soll. Um das zu 
realisieren hat der Friedensimplementierungsrat ein „Fünf plus zwei – Programm“ entwickelt, 
an dessen Bedingungen der Abzug des OHR gekoppelt ist. Die fünf  zielgerichteten Vorgaben 
sind: „Verteilung des Staatseigentums, Klärung von Fragen zum Eigentum an militärischen 
Besitzgütern, Umsetzung der Vorgaben des Schiedsgerichts zum Brčko-Distrikt, Lösung 
offener Fragen im Steuerwesen und Rechtstaatlichkeit.“ (vgl. ebd.: 6) Weiters wurden zwei 
politische Bedingungen genannt, von denen eine, die Unterzeichnung des SAA, bereits erfüllt 
ist. Die andere ist Sache des PIC, der eine positive Gesamteinschätzung des ganzen Prozesses 
beschließen muss. Alles in allem hat aber der Hohe Repräsentant in BiH in den letzten Jahren 
an Macht eingebüßt und sein Hauptinstrument, die Bonner Vollmachten, sind real gesehen 
kaum noch wirksam (vgl. ebd.: 7). „Dennoch ist er weiterhin Garant von Dayton und kann im 
Ernstfall eingreifen, sobald ihm die internationalen Botschafter in Sarajevo ihre Zustimmung 
erteilen. Kurzum: Mit ihm wird es nicht vorwärtsgehen, ohne ihn jedoch möglicherweise 
rückwärts.“ (ebd.: 7). Fakt ist, dass der Hohe Repräsentant (wenn auch als EUSR in 
Personalunion) auch 2011 weiterbesteht. Ob er letztendlich weiterhin beide Funktionen 
erfüllen wird, oder ob er lediglich als EUSR fungieren wird, ist noch nicht abzusehen. 
 
 
5.7. Akteure in der Verfassungsdebatte 
 
Grundsätzlich kann man die Akteure innerhalb der Verfassungsdebatte in drei Kategorien 
aufteilen. Zum einen gibt es die internationale Gemeinschaft, zum anderen die Parteien und 
überdies die Entitäten. 
 
1. Internationale Gemeinschaft: Grundsätzlich bleiben ihrerseits konstruktive 
Vorschläge zu Verfassungsreformen oft aus. Das verdeutlichen auch die Ergebnisse 
der bisher geführten Debatten, die meistens von Misserfolgen und Scheitern 
vorgelegter Pakete geprägt waren. Man kann sagen, dass die internationale 
                                                 
32 Diese werden im Kapitel „Externe Akteure in Bosnien und Herzegowina nach Dayton“ näher erläutert. 
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Gemeinschaft den Bürgern Bosnien und Herzegowinas die Daytoner Verfassung 
aufoktroyiert hat. Daher verlangen die Bürger des Landes auch, dass sie diese 
„Misere“ wieder beseitigt. Dadurch wird die internationale Gemeinschaft häufig als 
erste kritisiert und für vieles, das laut den Bosniern auf politischer Ebene nicht nach 
Wunsch läuft, verantwortlich gemacht. In diesem Zusammenhang spricht David 
Chandler von einer „Fälschung der Demokratie“ (Juričević 2008: 58), da die 
internationale Gemeinschaft vieles durchsetzen möchte, dabei aber den Willen der 
Bürger nicht beachtet. So sind, laut Chandler, die Wahlen nur eine glorifizierte 
Meinungsumfrage in denen die Politiker lediglich eine marginale Rolle einnehmen. 
De facto werden alle wichtigen Entscheidungen vom Hohen Repräsentanten und dem 
Friedensimplementierungsrat getroffen. Ein weiteres Problem, das hinzukommt, ist, 
„dass die externen Akteure die Versuche der lokalen politischen Machthaber, einen 
inneren Konsens zu finden, als Zeitverschwendung ansehen, und von ihnen erwarten, 
eine vorformulierte Politik zu betreiben.“ (ebd.: 58) Grundsätzlich fordert Chandler 
mehr Demokratie in BiH, genauer gesagt fordert er eine Stärkung der staatlichen 
Institutionen (vgl. ebd.: 58). Natürlich ist, in diesem Zusammenhang, die Frage 
berechtigt, ob ein besseres Interagieren zwischen der internationalen Gemeinschaft 
und den lokalen Politikern einen funktionierenden demokratischen Staat mit sich 
bringen? Dass diese Frage eine rhetorische ist, ist bei Betrachtung der aktuellen 
politischen Situation in Bosnien und Herzegowina, ebenso klar.   
 
2. Parteipolitische Debatte: Grundsätzlich fanden die ersten parteipolitischen Debatten 
zehn Jahre nach Dayton, im Rahmen des April – Pakets, statt. Auf der einen Seite ist 
das Paket zwar gescheitert, auf der anderen Seite war aber der Wille der Politiker 
erkennbar, dass sie, trotz der ethnischen Unterschiede, zusammenarbeiten wollen. Das 
stellte ein Novum in der politischen Landschaft Bosnien und Herzegowinas dar, da 
sich führende Politiker über einen längeren Zeitraum hinweg intensiv mit der 
Verfassungsfrage beschäftigt hatten (vgl. ebd.: 62). Was in dieser Hinsicht allerdings 
kritisiert werden muss ist, dass das erst auf Initiative internationaler Vertreter 
geschehen ist. Vor dem April – Paket gab es zwar bereits Bemühungen 
Verfassungsreformen anzuregen, jedoch kamen diese von bosnisch-herzegowinischen 
Intellektuellen. Dadurch hatten die Politiker ebenfalls Vorlagen, die sie, je nach 
politischer Ausrichtung, für sich verwenden konnten. Somit wird das bestätigt, was 
häufig von internationaler Seite kritisiert wird, nämlich, dass die bosnisch-
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herzegowinischen Politiker zu wenig Eigeninitiative zeigen. Das ist sicherlich das 
Hauptmerkmal der parteipolitischen Debatte, bezüglich der Verfassungsreform.  
 
3. Diskussion der Entitäten: Ein wesentliches Merkmal ist, dass die Diskussion der 
Entitäten zumeist innerhalb der Entität selbst, aber nicht zwischen den Entitäten 
geführt wird. Dadurch haben sowohl die RS, als auch die FBiH, unterschiedliche 
Meinungen zu einer Verfassungsreform. Die RS zeigt diesbezüglich kaum 
Gesprächsbereitschaft und wenn, dann werden nur minimale Verfassungsänderungen 
in Betracht gezogen. Grundsätzlich sichert der Daytoner Friedensvertrag und somit 
auch die Daytoner Verfassung, der RS einen rechtlichen und autonomen Status, der 
durch eine etwaige Reform in Frage gestellt werden könnte. Interessant ist ebenso, 
dass die RS Debatten über die eigene Entität meidet, dagegen aber über die FBiH, vor 
allem über deren kantonale Aufteilung, diskutiert. Diese sollen, nach Meinung der 
RS, abgeschafft werden (vgl. ebd.: 66). Was die FBiH betrifft, so fordert diese nicht 
nur minimale Verfassungsänderungen, sondern eine gänzliche Verfassungsreform. 
„Es sollen die Institutionen und Kompetenzen des Staates gestärkt, die Entitäten 
aufgelöst, und der Staat regionalisiert werden. (ebd.: 66) Es ist allerdings zu betonen, 
dass die FBiH nicht mit einer Stimme spricht, denn auch hier gibt es Differenzen 
zwischen der bosniakischen und der kroatischen Volksgruppe. Die Bosniaken fordern 
eine Regionalisierung, bei der die Regionen keine legislative, exekutive und 
judikative Gewalt inne haben; die Kroaten wiederum möchten, dass die Regionen in 
eine Verfassungsstruktur mit eingebunden werden, was im Grunde genommen, eine 
ausgebaute Gewaltenverteilung bedeutet (vgl. ebd.: 66).  
 
 
5.8. Zusammenfassung 
 
Grundsätzlich ist erkennbar, dass eine Reform der Verfassung Bosnien und Herzegowinas 
notwendig ist. Diese wird, vor allem im EU – Beitrittsprozess, eine entscheidende Rolle 
spielen. Doch dazu wird es wichtig sein im Vorhinein klar abzuklären was erreicht werden 
soll: Die Reform der jetzigen Verfassung des Landes, oder eine gänzlich neue Verfassung, die 
nicht mehr Teil des Friedensabkommens von Dayton ist. Darüber hinaus, muss das Ziel sein, 
die Bürger des Landes in den Verfassungsreformprozess mit einzubinden, damit nicht erneut 
derselbe Fehler, der bereits in Dayton begangen wurde, passiert. Es wird entscheidend sein 
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das bürgerliche Prinzip wieder an erste Stelle zu setzen, um sich somit vom ethnischen 
Prinzip, das die jetzige Verfassung bestimmt, zu verabschieden. Sollten sich die bosnischen 
Politiker dazu entschließen eine neue, von Dayton unabhängige, Verfassung ins Leben zu 
rufen, so wird man auch die staatliche Zusammensetzung des Landes neu überdenken müssen. 
Denn es stellt sich die Frage, ob bei einer neuen Verfassung die Entitätsstruktur des Landes 
beibehalten würde, oder ob das Land neu aufgeteilt wird. Dazu gibt es verschiedene 
Überlegungen, wie z.B. das Land in Kantone aufzuteilen. Was letztendlich dabei 
herauskommen wird, steht in den Sternen. Mit einer neuen Verfassung würde sich auch die 
Frage aufdrängen, was mit den weiteren Verfassungen des Landes, allen voran mit den 
Entitätsverfassungen, geschehen würde. Würde man diese beibehalten, oder würde man eine, 
für das Land allgemein gültige gesamtstaatliche Verfassung schaffen? Wie man sieht ergibt 
sich eine Reihe von Fragen, die allerdings bereits im Vorfeld zu Verhandlungen über eine 
Verfassungsreform gelöst werden müssten.  
         Wie in diesem Kapitel dargelegt, fanden bereits mehrere Verhandlungsrunden zu einer 
Reform der jetzigen Verfassung statt. Allerdings blieb bei all diesen Diskussionen ein 
Ergebnis aus. Die Verhandlungen waren oft von ethnonationalen Mustern, in die sich die 
Politiker verstrickt hatten, geprägt. Im Grunde genommen ergab sich daraus ein Widerspruch: 
Zum einen waren sich die Politiker einig, dass eine Verfassungsreform dringend notwendig 
ist, zum anderen aber wichen sie von diesem Grundtenor ab, indem sie die Interessen der 
eigenen Volksgruppe an erste Stelle setzten. 
          Hinzu kommt, dass Anregungen zu einer Diskussion über die Daytoner Verfassung 
oftmals von externen Akteuren kamen. Diese kritisieren immer wieder, dass Initiativen von 
Seiten der bosnisch-herzegowinischen Politiker ausbleiben. Das wurde vor allem beim April – 
Paket 2005 und in Butmir 2008 deutlich, als die Politiker Bosnien und Herzegowinas zwar 
versuchten zusammen über Verfassungsreformen zu diskutieren, die allerdings auf Vorlage 
der internationalen Gemeinschaft basierten. In diesem Zusammenhang wird die internationale 
Gemeinschaft überlegen müssen, inwieweit sie den Reformprozess noch unterstützen möchte. 
Denn es ist kein gutes Kennzeichen, den Politikern fehlende Eigeninitiative zu attestieren, 
dabei aber trotzdem selbst Initiativen, an die diese sich richten sollen, auszuarbeiten.  
         Ein wesentliches Problem, das die Verfassungsdebatte bestimmt, ist, dass BiH nicht mit 
einer Stimme spricht. Nahezu jede Partei, jede Entität und jede Volksgruppe hat eine eigene 
Position zur Verfassungsreform, was es für BiH unmöglich macht, international geschlossen 
aufzutreten. Deswegen wird es schwer sein, trotz internationaler Forderungen nach 
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Eigeninitiative der bosnisch-herzegowinischen Politiker, eine Debatte über die Reform der 
aktuellen Verfassung ohne die internationale Gemeinschaft zu führen. 
         Die Verfassungsreform ist eng an den Europäisierungsprozess Bosnien und 
Herzegowinas gebunden, wodurch die EU eine entscheidende Rolle einnimmt. Der Hohe 
Repräsentant, der zugleich auch der EU Special Representative ist, nimmt diesbezüglich eine 
ebenso wichtige Stellung ein. Die Verknüpfung dieser beiden Institutionen mit der 
Verfassungsreform Bosnien und Herzegowinas wird im Folgenden ausführlicher behandelt. 
Dadurch kann die entscheidende Frage, wie diese Reform für BiH im Rahmen des 
Europäisierungsprozesses, aussehen könnte, beantwortet werden. 
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6. Externe Akteure in Bosnien und Herzegowina nach Dayton 
 
„The external powers making Bosnian policy seem to believe that  
you can create an all-Bosnian nation and single political community 
by creating first a Bosnian state […] Those who might want a modern state… 
have left the country or want to leave… 
Susan Woodward (2001: 13 ff.), Scholar 
 
Nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages von Dayton rückte Bosnien und 
Herzegowina, vor allem aufgrund der Präsenz der internationalen Gemeinschaft, international 
in den Blickpunkt. Eine Reihe von Institutionen, mit europäischen und amerikanischen 
Vorzeichen, ließ sich nach Kriegsende im Land nieder. Die internationale Gemeinschaft sah 
das als notwendig an da, ihrer Meinung nach, nur so der Frieden im Land gesichert und der 
Versöhnungsprozess zwischen den Völkern begonnen werden konnte. Was die externen 
Akteure betrifft, so wurde vor allem der militärische Aspekt durch die USA und die EU 
abgedeckt. Dazu zählte z.B. die Grenzabsicherung durch die IFOR/SFOR oder die 
Durchführung freier Wahlen durch die OSZE. Am Schwierigsten sollte sich aber die 
„Schaffung einer demokratischen politischen Kultur“ (Pommer 2008:104) erweisen.  In dieser 
Hinsicht war insbesondere die Arbeit von NGOs essentiell. „Sie waren und sind deswegen so 
wichtig, da sie ein Gegengewicht zu den staatlichen Institutionen darstellen, die – vor allem in 
der Föderation – immer noch häufig Urteile aufgrund nationaler Zugehörigkeit fällen.“ (ebd.: 
104) Aus heutiger Sicht ist die Zivilgesellschaft in BiH kaum vorhanden, da in Dayton „die 
externe Kreation einer Zivilgesellschaft“ (ebd.: 104) angestrebt, aber nicht erreicht worden ist. 
Bis heute ist der zivile Aspekt Daytons der am Schwächsten bzw. Langsamsten umgesetzte. 
Für die zivile Implementierung des Daytoner Friedensvertrages ist mitunter der Hohe 
Repräsentant zuständig. Dessen Rolle soll im weiteren Verlauf näher ausgeführt und seine 
völkerrechtliche Legitimität dargelegt werden. In weiterer Folge soll schließlich der 
Annäherungsprozess Bosnien und Herzegowinas an die Europäische Union behandelt werden. 
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6.1. Der Hohe Repräsentant in Bosnien und Herzegowina 
 
Grundsätzlich sind der Hohe Repräsentant und sein Büro, Office of the High Representative 
(OHR), mit der Unterzeichnung des Daytoner Friedensvertrages ins Leben gerufen worden. 
Der Hohe Repräsentant ist, wie bereits erwähnt, für die zivile Implementierung des Daytoner 
Friedensvertrages zuständig. Er wird durch den Daytoner Friedensvertrag, genauer durch 
Annex 10, legitimiert. Wie sieht demnach seine Rolle aus und welche Aufgaben und 
Kompetenzen fallen ihm zu? 
 
 
6.2. Dayton Peace Agreement, Annex 10: Agreement on Civilian Implementation 
 
Der Annex 10, der sich mit der zivilen Implementierung des Friedensvertrages von Dayton 
beschäftigt, ist in sechs Artikel unterteilt, die im Folgenden näher ausgeführt werden (zum 
Folgenden vgl. OHR 1995: DPA, Annex 10, Art. 1 – Art. 6) 
 
In Artikel 1 (Article I: High Representative) wird bestätigt, dass die Unterzeichner des 
Friedensvertrages auf die Notwendigkeit eines Hohen Repräsentanten für Bosnien und 
Herzegowina bestehen. Dieser soll, legitimiert durch Resolutionen des UN-Sicherheitsrates, 
die Aktivitäten von Organisationen und Behörden, die an der zivilen Implementierung des 
Friedensvertrages beteiligt sind, koordinieren. Ein weiterer Punkt ist, dass die 
unterzeichnenden Parteien sich darauf einigen (Art. I, Ziffer 1), dass eine große Anzahl an 
Aktivitäten unternommen werden muss, um die zivile Implementierung des Friedensvertrages 
zu gewährleisten. Dazu zählt mitunter, dass humanitäre Unterstützung für BiH gewährt wird, 
so lange dies als notwendig betrachtet wird oder, dass die Infrastruktur sowie die Wirtschaft 
des Landes erneuert werden müssen. Essentiell sind ebenso die Einrichtung politischer und 
justizieller Institutionen, sowie die Achtung von Menschenrechten und die Rückkehr von 
Flüchtlingen in ihre Heimatorte. 
 
Artikel 2 beschreibt die Aufgaben und Funktionen des Hohen Repräsentanten (Article II: 
Mandate and Methods of Coordination and Liaison). Demnach kommt ihm, im Hinblick auf 
die zivile Implementierung und die Friedenssicherung, eine Monitoringrolle zu (Art. 2, Ziffer 
1a). Der Hohe Repräsentant muss zudem engen Kontakt zu den Unterzeichnern des 
Friedensvertrages pflegen und überdies zu jenen Institutionen, die ebenso in die zivile 
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Implementierung des Friedensabkommens mit eingebunden sind (Art. 2, Ziffer 1b). Neben 
der Monitoringrolle kommt ihm auch eine Koordinierungsfunktion hinzu, indem er die 
Aktivitäten ziviler Organisationen und Behörden in BiH koordiniert, um so sicherzustellen, 
dass die Implementierung der zivilen Aspekte des Friedensvertrages effizient erfolgt (Art. 2, 
Ziffer 1c). Weiters wird der Hohe Repräsentant dazu angehalten, an Meetings von 
Geberorganisationen, vor allem in Hinblick auf den Wiederaufbau Bosnien und 
Herzegowinas, teilzunehmen (Art. 2, Ziffer 1e).  Eine weitere Aufgabe ist, dass er den 
Vereinten Nationen, der Europäischen Union, den Vereinigten Staaten, der Russischen 
Föderation „und anderen interessierten Regierungen, Parteien und Organisationen“ (OHR 
1995: DPA, Annex 10, Art. 2, Ziffer 1f), über den Fortschritt der zivilen Implementierung 
berichtet.  
 
Der Hohe Repräsentant soll auf Basis seines Mandates eine „Joint Civilian Commission“ 
einrichten, die aus „senior political representatives of the Parties, the IFOR Commander or his 
representative, and representatives of those civilian organizations and agencies the High 
Representative deems necessary“ (ebd.: DPA, Annex 10, Art. 2, Ziffer 2) bestehen soll. 
Zugleich soll er den Vorsitz dieser Einrichtung übernehmen. Diese Kommission soll, falls 
vom Hohen Repräsentanten als notwendig angesehen, auch auf lokaler Ebene installiert 
werden (Art. 2, Ziffer 3). In weiterer Folge wird auf den Austausch zwischen dem Hohen 
Repräsentanten und dem Kommandant der IFOR hingewiesen (Art. 2, Ziffer 5 – 6, 9), wobei 
klargestellt wird, dass der Hohe Repräsentant keine Autorität über die IFOR besitzt und die 
militärischen Operationen der IFOR in keiner Weise beeinträchtigen darf (Art. 2, Ziffer 9). 
 
Artikel 3 enthält Ausführungen zum Mitarbeiterstab des Hohen Repräsentanten (Article III: 
Staffing). Demnach darf er Mitarbeiter beschäftigen, die ihn bei der Ausführung seiner 
Aufgaben unterstützen sollen, insofern er diese als notwendig betrachtet. Weiters sollen dem 
Hohen Repräsentanten, im Einklang mit den Gesetzen Bosnien und Herzegowinas, legale 
Kapazitäten zur Verfügung gestellt werden, die für die Ausübung seines Amtes als notwendig 
erachtet werden (Art. 3, Ziffer 3). Überdies stehen ihm durch die Ausführung seines Amtes, 
das als diplomatische Mission angesehen wird, bestimmte Privilegien zu und zudem steht er 
unter politischer Immunität (Art. 3, Ziffer 4a/b). Dasselbe gilt für seine Mitarbeiter (Art. 3, 
Ziffer 4c). 
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Die weiteren Artikel des Annexes 10 sind33: 
 
- Article 4: Cooperation 
- Article 5: Final Authority to Interpret 
- Article 6: Entry into Force 
 
 
6.3. Die „Bonn Powers“ und die bisherigen Hohen Repräsentanten 
 
Wie soeben dargestellt, beruht die Legitimation des Hohen Repräsentanten auf Annex 10 des 
Daytoner Friedensvertrages. Dennoch wird diese, vor allem durch Vertreter der Republika 
Srpska, immer wieder in Frage gestellt. Daher stellt sich in Anlehnung daran, die Frage ob der 
Hohe Repräsentant eine völkerrechtliche Legitimation besitzt und wie die bisherige 
Entwicklung dieses Amtes ausgesehen hat. Bevor näher auf die erste Frage eingegangen 
werden kann, werden zunächst die so genannten „Bonn Powers“ näher dargelegt, um sich der 
Beantwortung der Legitimitätsfrage annähern zu können. 
 
Ursprünglich hatte der Hohe Repräsentant, bei Betrachtung des Daytoner Friedensvertrages, 
eine Vermittlerrolle inne. Diese hat sich jedoch, über die Jahre, zu einer stark aktiven 
gewandelt (vgl. Badzio 2007: 47).  Vor allem die Bonner Vollmachten, die ihm im Rahmen 
der PIC – Konferenz in Bonn am 10. Dezember 1997 zugesprochen wurden, machten den 
Hohen Repräsentanten zur de facto höchsten politischen Instanz Bosnien und Herzegowinas. 
So heißt es im Originaltext der Konferenz (PIC 1998: Gliederungspunkt XI.): 
 
„The Council welcomes the High Representative’s intention to use his final authority in theatre 
regarding interpretation of the Agreement on the Civilian Implementation of the Peace Settlement 
in order to facilitate the resolution of difficulties by making binding decisions, as he judges 
necessary, on the following issues: 
 
a. timing, location and chairmanship of meetings of the common issues: 
b. interim measures to take effect when parties are unable to reach agreement, which will remain 
in force until the Presidency or Council of Ministers had adopted a decision consistent with 
the Peace Agreement on the issue concerned; 
                                                 
33 Diese Artikel werden nicht näher ausgeführt, da aufgrund der Bezeichnungen der Inhalt der jeweiligen Artikel 
ersichtlich ist. 
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c. other measures to ensure implementation of the Peace Agreement throughout Bosnia and 
Herzegovina and its Entities, as well as the smooth running of the common institutions. Such 
measures may include actions against persons holding public office or officials who are absent 
from meetings without good cause or who are found by the High Representative to be in 
violation of legal commitments made under the Peace Agreement or the terms for its 
implementation.“ 
 
Kurz zusammengefasst kann man sagen, dass der Hohe Repräsentant durch die Bonner 
Vollmachten, endgültige Entscheidungen treffen, Gesetze erlassen und Politiker aus ihren 
Ämtern entfernen kann. Diesbezüglich stellt sich die Frage nach der Legitimität dieser 
Vollmachten, da der Hohe Repräsentant Entscheidungen in diesem Rahmen treffen kann, 
ohne irgendeiner rechtsstaatlichen oder politischen Institution gegenüber verantwortlich zu 
sein. So hat z.B. der Europarat argumentiert, dass die Bonner Vollmachten Kernprinzipien 
von Demokratie und Rechtstaatlichkeit verletzen, da eine politische Verantwortung gegenüber 
der Wählerschaft nicht gegeben ist und keine Möglichkeit besteht gegen die Entscheidungen 
des Hohen Repräsentanten Rechtsmittel einzulegen (vgl. Richter 2008: 6). Andere gehen 
sogar soweit, dass sie die Stellung des OHR mit „kolonialen Strukturen“ (Fagan 2010: 81) 
vergleichen.  
 
Betrachtet man die Handlungen der bisherigen Hohen Repräsentanten, so kann man sagen, 
dass diese keine einheitliche Linie bzw. kaum die Linie ihres Vorgängers verfolgt haben. Die 
einen haben die Bonner Vollmachten mehr genützt, andere wiederum weniger. Einige, wie 
z.B. Paddy Ashdown, betrachteten ihr Mandat als de facto-Exekutivposition, andere, wie z.B. 
Christian Schwarz-Schilling, richteten ihr Amt eher in Richtung Monitoringfunktion aus.  
 
Der erste Hohe Repräsentant war der Schwede Carl Bildt. Er wurde damals vom PIC ernannt 
und der UN-Sicherheitsrat zeigte sich mit dieser Entscheidung einverstanden. Bildts Amtszeit 
war hauptsächlich durch Koordinierungsarbeit gekennzeichnet. So richtete er z.B. die Return 
and Reconstruction Task Force (RRTF) ein. Die „Bonn Powers“ kamen während seiner 
Amtszeit allerdings nicht zum Tragen, da er sein Mandat zwischen Dezember 1995 und Juni 
1997 ausübte. Die Bonn Powers wurden, wie bereits erwähnt, am 10. Dezember 1997 
eingeführt. 
     Nach Carl Bildt übernahm der Spanier Carlos Westendorp, von Juni 1997 bis Juli 1999, 
das Amt des Hohen Repräsentanten. Er setzte mitunter die Unabhängigkeit des Rundfunks der 
Republika Srpska (RTRS) mittels eines Gesetzesbeschlusses durch, demzufolge kein 
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Rundfunk politischem Einfluss unterliegen darf (vgl. Badzio 2007: 48). Westendorp war 
zudem der erste Hohe Repräsentant, der von den Bonn Powers Gebrauch machte. So setzte er 
im Oktober 1998 Dragan Čavić ab, als dieser die NATO-Bombardements Jugoslawiens 
(heutiges Serbien) kritisiert hatte. Čavić berief sich daraufhin auf die Redefreiheit und klagte 
zwar vor der Menschenrechtskammer Bosnien und Herzegowinas, jedoch wurde seine Klage 
mit der Begründung, dass die Entscheidungen des Hohen Repräsentanten nicht überprüft 
werden können, abgewiesen. 34 
        Auf Westendorp folgte schließlich der Österreicher Wolfgang Petritsch. Man kann 
durchaus sagen, dass ab der Zeit Petritschs (mit Ausnahme von Christian Schwarz-Schilling) 
die Bonn Powers entscheidend an Bedeutung gewannen, auch im Hinblick auf die Häufigkeit 
der Anwendung.  Petritsch selbst erließ 166 Gesetze und entfernte während seiner Amtszeit 
(August 1999 bis Mai 2002) 81 Politiker aus ihren Ämtern (vgl. ebd.: 50). Ein Beispiel für die 
Durchsetzung eines Gesetzes wäre die Verabschiedung des neuen Arbeitsrechts der RS, „das 
unter anderem eine großzügige Entlassungsabfindung vorsah und auch solche Angestellten 
einbezog, die auf einer Warteliste standen.“ (ebd.: 50) 
        Petritschs Nachfolger wurde der Brite Paddy Ashdown, der die Bonner Vollmachten in 
vollem Umfang nützte, so dass einige von einem „European Raj“ (Fagan 2010: 82) sprachen. 
Ashdown setzte so, zwischen Mai 2002 und Jänner 2006, Verfassungsänderungen in den 
Verfassungen der Entitäten durch, aber er setzte auch Politiker, wie z.B. Dragan Čović von 
der HDZ BiH, ab. 35 Einerseits machte sich Ashdown dadurch beliebt, dass er hart gegen jene 
vorging, die den Daytoner Friedensvertrag und somit auch die Verfassung des Landes 
missachteten; andererseits brachten ihm seine Handlungen viel Kritik ein, da ihm 
vorgeworfen wurde, dass er undemokratisch und willkürlich handelte. Verglichen mit Paddy 
Ashdown nutzte Christian Schwarz-Schilling während seiner Amtsperiode (Jänner 2006 bis 
Juli 2007) die Vollmachten weniger aus, er sah sich mehr als „Berater“ (ebd.: 82). Diese 
Passivität hatte zur Folge, dass er nicht einmal die volle Amtszeit von zwei Jahren überstand. 
Schwarz-Schillings Nachfolger, der Slowake Miroslav Lajčak, schloss sich wiederum 
Ashdowns Weg an, doch auch er war nicht volle zwei Jahre im Amt (Juli 2007 bis März 
2009) (vgl. ebd.: 82). Heute (Stand: April 2011) ist Lajčak noch immer mit der Balkanregion 
verbunden, da er die Funktion des Leiters der Westbalkan-Abteilung des European External 
Action Service (EEAS) übernommen hat. 
                                                 
34 An seinem letzten Amtstag hob Westendorp seine Entscheidung auf und Čavić ist etwas später zum 
Präsidenten der Republika Srpska gewählt worden. 
35 In diesem Zusammenhang ist zu betonen, dass Čović „begnadigt“ wurde und erneut Vorsitzender der HDZ 
BiH geworden ist (Stand: April 2011). 
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Seit März 2009 ist erneut ein Österreicher, Valentin Inzko, als Hoher Repräsentant in Bosnien 
und Herzegowina im Amt. Inzkos bisherige Amtszeit wird vor allem durch Konflikte mit 
Vertretern der Republika Srpska gekennzeichnet. Aktuell (Stand: April 2011) sind die Bonner 
Vollmachten vor allem in dieser Entität ein viel diskutiertes Thema. Hier hat Milorad Dodik, 
der Präsident der RS, zu einem Referendum aufgerufen, in dem sich die Bürger der RS äußern 
sollen, ob sie Entscheidungen des Hohen Repräsentanten und des Staatsgerichts Bosnien und 
Herzegowinas akzeptieren oder nicht. In diesem Zusammenhang spricht Dodik von einer 
„volontären Entscheidung des Hohen Repräsentanten für Bosnien und Herzegowina, der sich 
auf die Bonner Vollmachten berufen hat.“ (Karup – Druško 2011: 8). Dodik möchte nicht, 
dass die Kompetenzen der Gerichte der Republika Srpska auf Staatsebene übertragen werden, 
was aber der Hauptfokus der Entscheidung des Hohen Repräsentanten ist. Das brachte Dodik 
sowohl in BiH selbst als auch international viel Kritik ein, da dieses Referendum ein erster 
Schritt zur vielfach von ihm angedrohten Abspaltung der Republika Srpska vom Gesamtstaat 
BiH sein könnte. 36 
 
 
6.4. Die völkerrechtliche Legitimation der „Bonn Powers“ und des Hohen Repräsentanten 
 
Nach der Darstellung der „Bonn Powers“ ist es nun möglich, sich der Beantwortung der 
ursprünglichen Frage, der völkerrechtlichen Legitimität der Bonner Vollmachten und der 
völkerrechtlichen Legitimität des Hohen Repräsentanten, anzunähern. 
     Was die Entwicklung des Amtes des Hohen Repräsentanten betrifft, so muss hinzugefügt 
werden, dass sich die Europäische Union, in dieser Hinsicht, stärker in den Vordergrund 
gespielt hat. Der Hohe Repräsentant übt demnach nicht nur diese Funktion aus, er ist zugleich 
der European Union Special Representative in Personalunion. Das hat vor allem damit zu tun, 
dass es in den letzten Jahren immer wieder Diskussionen über die Zukunft des Hohen 
Repräsentanten in Bosnien und Herzegowina gegeben hat. Ebenso interessant ist, dass seit 
dem Ende des Mandats von Paddy Ashdown (Jänner 2006) wenig auf der Position des Hohen 
Repräsentanten weiterging. Die Jahre danach waren vielmehr durch Stillstand als durch eine 
erkennbare Durchsetzung von Reformen gekennzeichnet. Zudem sind die Arbeitsbedingungen 
durch die innenpolitische Lage erschwert worden, als sich nach der Unabhängigkeit des 
Kosovo erstmals Sezessionsgelüste in der RS bemerkbar machten und der Hohe Repräsentant 
                                                 
36 Mehr dazu siehe im Kapitel Der Hohe Repräsentant im Fokus: Anfang 2011 – Die schwerste politische Krise 
nach Kriegsende 1995. 
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von Milorad Dodik öffentlich attackiert worden ist (vgl. International Crisis Group 2011a: 7). 
Um die Wogen zu glätten, versuchte Valentin Inzko im September 2009 das Amt des Hohen 
Repräsentanten neu zu positionieren und dieses wieder in Richtung Monitoringrolle zu 
führen, anstatt es als oberste Exekutivmacht, wie es bis dahin von vielen Kritikern betrachtet 
worden ist, weiter walten zu lassen. Das wiederum hatte zur Folge, dass von Seiten des Hohen 
Repräsentanten auf Makroebene nicht mehr viel unternommen worden ist, vielmehr 
konzentrierte sich dieser auf tagespolitische Themen (vgl. ebd.: 7). Dieser negative Trend 
macht sich allerdings schon seit einiger Zeit bemerkbar, denn die internationale Gemeinschaft 
hat es bis heute nicht geschafft, im Hinblick auf Bosnien und Herzegowina, mit einer Stimme 
zu sprechen. Noch immer prägen Partikularinteressen die Arbeitslandschaft vieler 
internationaler Institutionen. „Die Präsenz der IG [Internationale Gemeinschaft] ist in BiH 
durch eine Abwesenheit der konsequenten Politik gekennzeichnet. Ihre Vertreter in Bosnien-
Herzegowina passen sich tagespolitischen Themen an, und sie nehmen die tagespolitischen 
Themen als Kriterium für ihr Handeln.“ (Galijaš 2008: 432) Jedoch könnte Inzkos Versuch, 
den Hohen Repräsentanten wieder auf die Monitoringrolle zu beschränken, eine positive 
Entwicklung für den weiteren Verlauf der Koordinierung der Aufgaben der einzelnen 
Institutionen darstellen. 
 
Wie sieht es daher, in weiterer Folge, mit der völkerrechtlichen Legitimation des Hohen 
Repräsentanten aus? Und würde es das Ende der Bonner Vollmachten bedeuten, sollte sich 
seine Aufgabe in Zukunft tatsächlich auf Monitoring beschränken? 
 
„Im Fall Bosnien-Herzegowinas entwickelt eine Institution, die von Bürgerkriegsparteien 
geschaffen wurde, um sie beim Aufbau des gemeinsamen Staates zu unterstützen, also beinahe 
autokratische Gesichtszüge. […] Die Versammlung des PIC in Bonn bildet insoweit einen 
Einschnitt, als die Bonn Powers unabhängig von ihrer rechtlichen Einordnung einen Wandel im 
Handeln des OHR bewirkt haben, der geradezu charakteristisch für diese Institution ist.“ (Badzio 
2007: 53) 
 
Demzufolge ist aus völkerrechtlicher Sicht die These, dass grundsätzlich niemand Befugnis 
hat in einem souveränen Staat von außen Einfluss zu nehmen, berechtigt. Allerdings gibt es 
die Ausnahme, dass ein externer Einfluss dann gerechtfertigt ist, wenn eine Autorisierung 
durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen erfolgt und eine klare Willensäußerung 
seitens des Volkes erkennbar ist (vgl. ebd.: 53). Im Hinblick auf Bosnien und Herzegowina ist 
die letztere Bedingung erfüllt, da die unterzeichnenden Parteien des Daytoner 
  
 
72 
Friedensvertrages Staaten waren, die über Regierungen verfügten, die von den jeweiligen 
Völkern gewählt worden sind. Betrachtet man zudem Annex 10 des Friedensvertrages, so 
sieht man, dass die vertragsunterzeichnenden Parteien ausdrücklich auf die Notwendigkeit der 
Installierung eines Hohen Repräsentanten in Bosnien und Herzegowina hinweisen. Von 
diesem Standpunkt aus betrachtet, ist der Hohe Repräsentant in BiH völkerrechtlich legitim. 
Wie steht es aber um die völkerrechtliche Legitimation der „Bonn Powers“? Diesbezüglich ist 
festzustellen, dass der „PIC […] dann die Kompetenzen des OHR aufgrund einer 
Ermächtigung erweitert haben [muss]. Aus der Rolle des PIC kann sich eine solche 
Ermächtigung aber nicht ergeben. Denn der PIC ist letzten Endes der Nachfolger der 
Internationalen Konferenz für das ehemalige Jugoslawien.“ (ebd.: 54) Der Hauptgrund für 
diese Argumentation ist, dass Bosnien und Herzegowina selbst nicht Teil des PIC ist und 
dadurch, aus völkerrechtlicher Sicht, dessen Entscheidungen im Grunde genommen nicht 
unterworfen wäre. Dennoch gibt es die Möglichkeit einer Legitimation für die „Bonn Powers“ 
und zwar dann, „wenn es sich bei den sog. Bonn Powers gar nicht um neue Kompetenzen 
handelt.“ (ebd.: 55)  
 
„Einen Hinweis hierauf gibt schon die ungewöhnlich vorsichtige Formulierung in der 
Schlusserklärung. So „begrüßt“ der PIC lediglich „die Absicht des Hohen Repräsentanten“, die in 
Dayton verankerte Auslegungsbefugnis dazu zu nutzen, offensiv gegen Behinderungen 
vorzugehen, namentlich durch Legislativanordnungen und die Absetzung von Amtsträgern. Eine 
gesonderte Ermächtigung durch den PIC liegt danach aber gar nicht vor und lässt sich auch sonst 
nicht erkennen.“ (Badzio 2007: 55) 
 
Demnach sind die „Bonn Powers“ keine eigenständigen Vollmachten, sondern vielmehr eine 
Auslegung der bis dahin ohnehin schon bekannten Möglichkeiten, die dem Hohen 
Repräsentanten durch das Daytoner Friedensabkommen zugestanden wurden. Vergleicht man 
in diesem Zusammenhang Annex 10 des Friedensvertrages so heißt es, dass der Hohe 
Repräsentant die Möglichkeit hat „any difficulties arising in connection with civilian 
implementation“ (OHR 1995: DPA, Annex 10, Art. 2, Ziffer 1d) zu lösen. Sollte daher der 
Hohe Repräsentant z.B. Politiker als Hindernis auf diesem Weg betrachten, so hatte er schon 
durch Annex 10 des Friedensvertrages die Möglichkeit, diese abzusetzen. Demnach sind die 
Bonner Vollmachten eigentlich nichts Neues, abgesehen von einer klareren Definition der in 
Dayton ohnehin schon festgelegten Handlungsmöglichkeiten. Schlussfolgernd bedeutet das, 
dass sowohl die Position des Hohen Repräsentanten als auch die Bonner Vollmachten 
völkerrechtlich legitimiert sind. 
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6.5. Der Hohe Repräsentant im Fokus: Anfang 2011 -  Die schwerste politische 
Krise nach Kriegsende 1995 
 
Am 13. April 2011 schlug eine Nachricht aus der Republika Srpska national sowie 
international hohe Wellen. Am Abend dieses Tages wurde bekannt, dass das 
Entitätsparlament dieses Landesteils mit überwiegender Mehrheit den Beschluss gefasst hat, 
ein Referendum auf Entitätsebene durchzuführen. 37 Ebenso wurden 29 Schlussfolgerungen 
verfasst, die die Entschlossenheit und den Zusammenhalt des RS-Parlaments, im Hinblick auf 
dieses Issue, demonstrieren sollten. Demzufolge sollen sich in diesem Referendum die Bürger 
der Republika Srpska äußern, ob sie Entscheidungen des Hohen Repräsentanten, im Hinblick 
auf das Staatsgericht Bosnien und Herzegowinas, mittragen. 
      Anstoß für dieses Vorgehen innerhalb der RS ist, dass sich die Serben durch das bosnisch-
herzegowinische Staatsgericht benachteiligt fühlen, vor allem wenn es um die Verfolgung von 
Kriegsverbrechern geht. Dem Gericht wird diesbezüglich Einseitigkeit, die gegen das 
serbische Volk geht, vorgeworfen (vgl. International Crisis Group 2011b: 7). Weiters möchte 
Entitätspräsident Dodik das Übertragen von Kompetenzen vom Entitäts- auf das Staatsgericht 
unterbinden. Demnach hat das Staatsgericht BiHs die Möglichkeit Fälle, die im Rahmen eines 
Entitätsgerichts behandelt werden, zu übernehmen. Dadurch können z.B. Politiker, denen 
Korruption vorgeworfen wird, auf staatlicher Ebene dazu befragt werden. 
       Betrachtet man die Rede Dodiks vor dem RS – Parlament, so fällt auf, dass er eine 
Rhetorik aufleben lässt, die vor allem in den Kriegsjahren 1992 bis 1995 von serbischer Seite 
propagiert worden ist. So heißt es z.B.: „[…] in that war, a holy war for Muslims, jihad 
against unbelievers, non – Muslims in Bosnia, future Islamic terrorists were trained to murder 
innocent people worldwide.“ (Dodik 2011: Rede zur vierten, außerordentlichen Sitzung der 
nationalen Volksversammlung der RS) 
         Vertreter bosniakischer und kroatischer Parteien verurteilten Dodiks Vorgehen aufs 
Schärfste. Sulejman Tihić, Vorsitzender der SDA, sprach in mehreren Interviews davon, dass 
dieses Referendum der schwerste Schlag für Bosnien und Herzegowina und die Verfassung 
des Landes seit der Unterzeichnung des Daytoner Friedensvertrages 1995 darstellt. Vertreter 
der EU, wie z.B. der ehemalige Hohe Repräsentant Miroslav Lajčak, nun Leiter der 
Westbalkan-Abteilung des European External Action Service, sind vergeblich bemüht die 
Wogen durch diplomatische Bemühungen zu glätten. Doch wie es scheint  lässt sich Dodik 
                                                 
37 66 Abgeordnete stimmten für das Referendum, zwei waren dagegen und sieben enthielten sich der Stimme 
(Dnevni Avaz 2011: Narodna skupština Republike Srpkse usvojila odluku o raspisivanju referenduma! 
13.04.2011, Onlineausgabe) 
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durch diese Interventionsversuche nicht beirren, er geht sogar noch einen Schritt weiter, 
indem er droht alle serbischen Funktionäre aus den Institutionen Bosnien und Herzegowinas, 
gleichgültig welche Position sie bekleiden, abzuziehen, sollte Valentin Inzko die „Bonn 
Powers“ anwenden. Inzko hat, in seinem Bericht über die Lage in BiH an den UN-
Sicherheitsrat, unmissverständlich klar gemacht, dass das RS-Referendum nicht hinnehmbar 
ist und einen klaren Verstoß gegen Annex 4 und Annex 10 des Daytoner Friedensvertrages 
darstellt. Der Hohe Repräsentant sah sich bereits 2009 mit ähnlichen Problemen aus der 
Republika Srpska konfrontiert. Damals hob er die Beschlüsse durch die „Bonn Powers“ auf. 
 
Doch auch in der Föderation BiH ist der Hohe Repräsentant im Mittelpunkt des Interesses. 
Die politische Krise in dieser Entität ist allerdings anderer Natur als jene in der RS. Hier 
begann die Krise mit der Regierungsbildung auf Entitätsebene. 38 Die SDP, die die Wahlen 
gewann, schaffte es nicht mit den beiden größten kroatisch dominierten Parteien, der HDZ 
BiH und der HDZ 1990, eine Einigung im Hinblick auf die Regierungsbildung in der FBiH zu 
erzielen. Das hatte zur Folge, dass die SDP schließlich eine Regierung mit kleineren 
kroatischen Parteien (HSP, NSRzB) und der bosniakisch dominierten SDA bildete. Die 
Zentrale Wahlkommission BiHs erklärte die Bildung dieser Regierung zwar für ungültig, da 
sie nicht im Einklang mit der Verfassung der FBiH stehe, jedoch wurde dieser Beschluss vom 
Hohen Repräsentanten am 27. März 2011 für nichtig erklärt. Die Gegenreaktion der HDZ – 
Parteien ließ nicht lange auf sich warten, sodass beide Parteien am 19. April 2011 in Mostar 
eine „kroatische Volksversammlung“ (Hrvatski Narodni Sabor) einberiefen. Insgesamt 
wurden über 400 Abgeordnete zu dieser Versammlung eingeladen, in der über die Zukunft 
der Kroaten in Bosnien und Herzegowina diskutiert worden ist. 39 Hier wurde konstatiert, dass 
die Kroaten, die schon immer die kleinste der jetzigen konstitutiven Volksgruppen waren, 
sich in allen Belangen (sowohl politisch als auch wirtschaftlich) gegenüber den anderen 
Völkern benachteiligt fühlen und mehr Autonomie fordern. Beobachter kommentierten, dass 
das bedeuten könnte, dass die Kroaten nach der Errichtung einer eigenen, kroatisch 
dominierten Entität streben (vgl. International Crisis Group 2011b: 3). Diese „kroatische 
                                                 
38 Wobei gesagt werden muss, dass auch auf Staatsebene, sieben Monate nach den Wahlen (Stand: April 2011), 
noch immer keine Regierung gebildet worden ist. 
39 Interessant ist, dass zur Sitzung des kroatischen Volksparlaments lediglich Parteien und Abgeordnete geladen 
waren, die zurzeit nicht in der Regierung der Föderation BiHs sind. Dadurch waren z.B. der Vizepräsident der 
FBiH, Mladen Lijanović-Ivanović, oder das kroatische Mitglied der Staatspräsidentschaft, Željko Komšić, nicht 
eingeladen. Sowohl Lijanović-Ivanović als auch Komšić bekräftigten, dass sie selbst bei einer Einladung nicht 
gekommen wären, da sie das kroatische Volksparlament nicht als Interessenseinrichtung des kroatischen Volkes 
in Bosnien und Herzegowina sehen, sondern eher ein politisches Motiv, das sich in der Annäherung der beiden 
HDZs zueinander äußert. 
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Volksversammlung“ soll einen Exekutivkörper darstellen und zudem die Arbeit der kroatisch 
dominierten Gemeinden und Kantone koordinieren. Im Verlauf der Debatte während dieser 
Versammlung, tauchte ebenso die Frage auf, inwiefern das kroatische Mitglied der 
Staatspräsidentschaft, Željko Komšić, den rechtmäßig gewählten Vertreter der Kroaten stellt? 
Komšić, Mitglied der SDP, erhielt viele Stimmen von Bosniaken, wodurch die HDZ BiH und 
die HDZ 1990 der Meinung sind, dass nur ein Individuum oder eine Partei, die durch eine 
klare kroatische Mehrheit unterstützt wird, ein legitimer Vertreter kroatischer Interessen ist. 
Multiethnische Parteien in BiH wiederum sind der Meinung, dass jeder Kroate / jede Kroatin 
gewählt werden kann, unabhängig welchen Hintergrund er / sie aufweist (vgl. ebd.: 3). 
Ebenso tauchte die Frage auf, ob Komšić im Interesse der SDP – WählerInnen oder im 
Interesse der bosnischen Kroaten handeln soll?  
 
Valentin Inzko steht, gleichgültig ob es sich um die Krise in der RS oder um jene in der FBiH 
handelt, im Blickpunkt. Die Krise in der FBiH könnte der Hohe Repräsentant so lösen, indem 
er die Suspension der Entscheidung der Zentralen Wahlkommission wieder aufhebt. Dadurch 
könnte dem Haus der Völker der FBiH ermöglicht werden, in voller Zusammensetzung einen 
Entitätspräsidenten zu wählen und zusammen mit dem Repräsentantenhaus eine Regierung zu 
ernennen, die im Einklang mit der Verfassung der FBiH steht (vgl. ebd.: 2). 
 
Nach einem Besuch der EU – Außenministerin Cathrine Ashton am 13. Mai 2011 in Banja 
Luka, verkündete RS – Präsident Dodik, dass er im Parlament der RS einen Antrag einreichen 
wird, der einen Rückzug des Referendums auf Entitätsebene bedeutet. Somit hat er das 
Angebot der EU angenommen, dass in BiH ein Dialog über das staatliche Gerichtswesen 
geführt wird, das er als dringend reformbedürftig ansieht. Die EU wird an diesem Dialog 
entscheidend beteiligt sein. Einige sehen darin eine Niederlage Dodiks, andere wiederum 
einen Erfolg seitens der EU, was deren Krisenmanagement betrifft. 
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7. Bosnien und Herzegowina und die Europäische Union 
 
Bosnien und Herzegowina ist untrennbar mit Europa verbunden. Dafür sprechen alleine schon 
die Geschichte des Landes, aber auch die jüngsten Entwicklungen, die gezeigt haben, dass die 
Europäische Union eindeutig gewillt ist das vier Millionen Einwohner – Land in die 
Staatengemeinschaft zu integrieren. Doch Wünsche und Tatsachen sind, wie so oft, weit 
voneinander entfernt. 
    In BiH gibt es viele ungelöste (innenpolitische) Probleme, die es zurzeit unmöglich machen 
vorauszusehen wann das Land Mitglied der Europäischen Union werden könnte. Betrachtet 
man die Nachbarn BiHs, so ist festzustellen, dass diese in ihrem Annäherungsprozess an die 
EU eindeutig weiter sind. Kroatien hat bereits den Status des Beitrittskandidaten inne und 
steht kurz vor dem EU – Beitritt. Serbien wiederum ist bemüht, noch dieses Jahr offiziell den 
Antrag für den Beitritt zur Union zu stellen. In Bosnien und Herzegowina ist man von einem 
Beitrittsgesuch weit entfernt. Daher stellt sich berechtigt die Frage ob BiH überhaupt ein EU-
funktionsfähiger Staat ist? Bevor diese Frage beantwortet werden kann, muss zunächst geklärt 
werden ob BiH selbst überhaupt ein funktionierender Staat ist (vgl. Galijaš 2008: 413) In 
weiterer Folge sollt dargelegt werden, welche Rolle die EU in BiH einnimmt und wie der 
bisherige Europäisierungsprozess Bosnien und Herzegowinas ausgesehen hat. Darüber hinaus 
soll ausgeführt werden welche Position die Verfassungsreform, innerhalb des 
Annäherungsprozesses an die EU, einnimmt. 
 
 
7.1. Die internationale Gemeinschaft in Bosnien und Herzegowina nach dem Krieg 
  
Grundsätzlich siedelten sich nach dem Krieg, wie bereits ausgeführt, viele NGOs und 
Organisationen in Bosnien und Herzegowina an.  
 
„Anfang 1998 wurde die Anzahl der in Bosnien tätigen internationalen Organisationen auf mehr 
als 500 geschätzt. […] Die Zahl der internationalen NGOs in Bosnien sollte sich vor allem ab dem 
Ende des Krieges im Kosovo im Jahr 1999, als die „NGO-Karawane“ zum nächsten 
Protektoratsgebiet zog, deutlich verringern.“ (Džihić 2009: 194) 
 
Interessant ist ebenso, dass die koordinierte Zusammenarbeit all dieser Organisationen mit 
dem Kürzel Interlocking Institutions bezeichnet wird. Da sich aber, im Rahmen dieser 
Zusammenarbeit, häufig Missverständnisse und Kompetenzstreitigkeiten ergeben haben 
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wurde der Begriff in kurzer Zeit von Interlocking- zu Interblocking Institutions umgewandelt 
(vgl. ebd.: 192). 
 
„Eine so massive externe Einmischung mit dem Ziel des Aufbaus von Staatlichkeit und 
Demokratie in einem Post-Kriegsland stellt nicht zuletzt besondere Herausforderungen an das 
Nachdenken über Möglichkeiten und Grenzen der externen Demokratisierung bzw. 
Demokratieförderung.“ (Džihić 2009: 182) 
 
Bei Betrachtung des Post-Dayton-BiH fällt auf, dass viele Institutionen, die es im Rahmen der 
internationalen Beziehungen bis dahin nicht gegeben hat, installiert wurden. Jedoch erscheint 
es, dass viele dieser Einrichtungen ohne ein klares Ziel errichtet worden sind, da sich im 
Laufe der Jahre oft Streitigkeiten bezüglich der Kompetenzverteilung ergaben, so dass die 
Kompetenzen oftmals nur von Institution zu Institution weitergegeben worden sind, ohne, 
dass letztendlich die Lösung eines bestimmten Problems erreicht wurde. Man könnte 
behaupten, dass die Bildung von Staatlichkeit in Bosnien und Herzegowina einem Experiment 
mit ungewissem Ausgang gleicht. 
 
Das ethnische Prinzip betrifft, wie bereits ausgeführt, jeden Lebensbereich und alle 
Gesellschaftsschichten in BiH. Die Interessen der ethnischen Gruppe wurden vor jene der 
Staatsbürger gestellt, was keineswegs mit den Prinzipien der EU vereinbar ist „und von diesen 
Prämissen ausgehend kann ein moderner Staat nicht funktionieren.“ (Galijaš 2008: 414) Ein 
Staat, in dem die Politik und in weiterer Folge der Meinungsbildungsprozess auf ethnischen 
Denkmustern basiert, ist in dieser Form nur schwer integrationsfähig (sei dies in die EU oder 
in andere Staatenbunde).  
 
 
7.2. Bosnien und Herzegowina: Vom Ethnonationalismus zum Europäismus 
 
Grundsätzlich hatte die EU einen großen Einfluss auf die Demokratisierungsprozesse im 
postkommunistischen Europa. In Bosnien und Herzegowina sollte sich dieser Einfluss 
schwieriger gestalten, da das Land nahezu direkt vom Kommunismus in einen Kriegszustand 
überging und zum anderen Probleme wie Ethnopolitik, fehlende gemeinsame Interessen der 
politischen Eliten und kein Interesse an einer Lösung der bosnisch-herzegowinischen 
Staatlichkeit bzw. der Frage der künftigen Staatsform vorlagen. Daher gehen in Bosnien und 
Herzegowina der Demokratisierungs- und Europäisierungsprozess Hand in Hand (vgl. 
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Starčević-Srkalović 2010: 180). Was hinzu kommt ist, dass in BiH der Übergang vom 
Sozialismus in den Kapitalismus nicht reibungslos funktioniert hat. Vielmehr ging man von 
einer Form des sozialistischen Kollektivismus in eine neue Form des Kollektivismus, den 
ethnischen Kollektivismus, über. „Zu Bindegliedern der neuen Identität wurden die 
gemeinsame Religion, das kollektive Gedächtnis, die Volkskultur, die Sprache und die 
Verbundenheit mit den gemeinsamen Territorien.“ (Galijaš 2008: 419) In BiH muss daher das 
Ziel sein einen funktionsfähigen Staat zu schaffen, der in weiterer Folge EU-funktionsfähig 
wird. Das impliziert natürlich, dass der Staat derzeit nicht funktionsfähig ist und weit davon 
entfernt ist, funktionsfähig für die Europäische Union zu sein. In Bosnien und Herzegowina 
muss daher, auch durch die Unterstützung externer Akteure, die Transformation vom 
Ethnonationalismus zum Europäismus geschafft werden (vgl. Džihić 2009: 360). Dieser 
Übergang, so Džihić (2009: 360), vollzieht sich auf zwei Ebenen. Zum einen auf einer 
technisch-formalen Ebene, in der die von der EU vorgegebenen Richtlinien im Rahmen des 
Stabilitäts- und Assoziierungsprozesses übernommen und implementiert werden und zum 
anderen auf einer substantiellen Ebene, in der die Europäisierung als breit angelegter Prozess 
der ad hoc Demokratisierung der Westbalkanstaaten aufgefasst werden muss. 
      Generell besitzt der komplette Europäisierungsprozess ein enormes 
„Konflikttransformationspotential“ (ebd.: 362) für ganz Bosnien und Herzegowina. Trotz der 
Verlangsamung dieses Prozesses und der ständigen Blockaden, die aufgrund des ethnischen 
Prinzips vorherrschen, muss gesagt werden, dass der Europäisierungsprozess eine gewisse 
Reformdynamik in BiH ausgelöst hat. „So fungierte in allen Wahlen seit 2002 das Thema 
„Europa“ neben der ethnonationalen Frage als eines der wichtigsten Themen in der 
Wahlauseinandersetzung.“ (Džihić 2009: 362) Allerdings sind viele Impulse, die in diese 
Richtung gingen, oft von Seiten externer Akteure wie z.B. der EU, initiiert worden. Dadurch 
ergibt sich die Schlussfolgerung, dass den Politikern Bosnien und Herzegowinas die eigene 
„nationale Sache“ (ebd.: 364) wichtiger schien als das Bemühen um die europäische 
Integration. In weiterer Folge führt das dazu, dass das Vertrauen der Bevölkerung Bosnien 
und Herzegowinas in die Europäische Union schwindet. 
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7.3. Die Bevölkerung Bosnien und Herzegowinas und die Europäische Union im Hinblick auf 
aktuelle politische Entwicklungen (Stand: Mai 2011) 
 
Zieht man den Zeitraum 2008 bis 2010 heran, so fällt auf, dass das Vertrauen der 
Bevölkerung Bosnien und Herzegowinas in die Europäische Union, auch aufgrund der 
nationalistischen Rhetorik der heimischen Politiker, stetig abnimmt. Waren im März 2008 
ungefähr 60 Prozent der Bürger für eine Integration des Landes in die EU, so sank dieser 
Prozentsatz bis November 2008, trotz der Unterzeichnung des Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommens im Juni, auf ca. 45 Prozent (vgl. United Nations 2009: Annex, 5). 
Konkrete Zahlen für 2011 liegen noch nicht vor, allerdings ist bei Betrachtung der jüngsten 
politischen Entwicklungen, die EU stark in den Hintergrund gerückt (vor allem bei den 
Kroaten und Serben). Das wird durch folgende Tabelle verdeutlicht: 
. 
 Bosniaken Kroaten Serben 
EU – Beitritt Ja Ja, aber unter 
bestimmten 
Bedingungen 
Nein, da 
Konzentration auf 
Erhaltung des 
Entitätenmodells 
EU als primärer 
Kooperationspartner 
Ja EU nicht als primärer 
Kooperationspartner, 
aber prinzipiell als 
Kooperationspartner 
angesehen. Primär 
bleibt Kroatien. 
Nein, primär ist das 
„serbische 
Mutterland“. 
Umgang mit 
Entitätenmodell 
Entitätenmodell 
abschaffen, Bosnien-
Herzegowina als 
einheitlicher 
Gesamtstaat 
Entiätenmodell soll 
um eine weitere 
Entität erweitert 
werden, die dem 
kroatischen Volk 
Bosnien-
Herzegowinas 
zugesprochen werden 
soll. 
Bisheriges 
Entiätenmodell so 
lange wie möglich 
aufrechterhalten. 
(Quelle: Eigene Tabelle, erstellt am 07.05.2011) 
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Die Tabelle spiegelt das derzeitige Verhältnis der konstitutiven Völker Bosnien und 
Herzegowinas zur Europäischen Union wider. Sie basiert auf den jüngsten politischen 
Entwicklungen im Land, wodurch sich diese Schlussfolgerungen ziehen ließen. Eine 
Erklärung dazu sieht wie folgt aus: Die Bosniaken sind eindeutig für einen Beitritt Bosnien 
und Herzegowinas zur Europäischen Union. Bosniakische Politiker, die selbst nicht 
bosniakisch dominierten Parteien angehören müssen, bekräftigen das immer wieder. Ein 
Beispiel dafür wäre der Parteivorsitzende der SDP, Zlatko Lagumdžija. Anfang April 2011 
war Lagumdžija in den USA auf Dienstreise. Dort sprach er mit mehreren lokalen Politikern 
über die Lage in Bosnien und Herzegowina und die Rolle der USA in BiH. Dort schlug er 
mitunter vor, dass Ende 2011 eine ähnliche Konferenz wie jene in Dayton 1995 zur Zukunft 
Bosnien und Herzegowinas abgehalten werden könnte, allerdings mit anderen Vorzeichen als 
damals. Er schlug dafür den Namen „Dayton 2“ vor. Ziel von „Dayton 2“ sollte eine 
Verfassungsreform und das Einschlagen eines klar erkennbaren Weges in Richtung 
Europäische Union sein. Das würde bedeuten, dass die Entitäten eindeutig an Kompetenzen, 
zu Gunsten des Gesamtstaates Bosnien und Herzegowina, einbüßen würden. 
     Für diesen Vorschlag wurde Lagumdžija von Vertretern aus der RS scharf kritisiert. Sie 
meinten, dass das Überdenken der jetzigen Daytoner Verfassung nicht angebracht ist, da BiH 
zurzeit genug andere Probleme hat (vgl. Krsman 2011: 2). Was verwundert, ist, dass einige 
Tage später ausgerechnet das Parlament der RS ein Referendum beschließt, das klar gegen 
Staat Bosnien und Herzegowina und somit auch gegen die gesamtstaatliche Verfassung 
gerichtet ist. Das Nicht-Anerkennen der Entscheidungen des Hohen Repräsentanten und einer 
gesamtstaatlichen Institution, wie des Staatsgerichts, verstößt klar gegen Annex 4 und Annex 
10 des Daytoner Friedensvertrages. Einerseits will man in der RS die Strukturen die durch 
Dayton geschaffen worden sind aufrechterhalten, zugleich aber die eigene Position innerhalb 
des Landes so weit wie möglich stärken. 
       Was die Kroaten betrifft, so hat sich die HDZ 1990zu Lagumdžijas Vorschlag geäußert. 
Veso Vegar, ein Abgeordneter dieser Partei, meinte: „Wir wissen nicht in welche Richtung 
„Dayton 2“ gehen würde und was das Ziel dessen wäre. Aber wenn das Lagumdžija wirklich 
möchte, so steht das sicherlich in Verbindung zu jenem Konzept von Staatlichkeit, das er 
propagiert. Nämlich ein bürgerliches Bosnien und Herzegowina das von einem Volk 
dominiert wird – vom zahlenmäßig größten.“ 40 (ebd.: 2) Dass sich die Kroaten in Bosnien 
und Herzegowina benachteiligt fühlen, haben sie durch die Einberufung der „kroatischen 
Volksversammlung“ Mitte April 2011 gezeigt. 
                                                 
40 Das zahlenmäßig größte Volk in Bosnien und Herzegowina stellen die Bosniaken dar. 
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Wie man sieht, dominieren erneut nationale Themen das aktuelle politische Tagesgeschehen, 
das die EU in den Hintergrund rücken lässt. Die EU versucht dem durch den Einsatz von 
Diplomatie entgegenzusteuern. Dafür sprechen zum einen der Besuch von Miroslav Lajčak in 
Sarajewo und Banja Luka am 28. April 2011 und zum anderen der Besuch des Präsidenten 
der EU-Kommission, José Manuel Barroso, am 8. April 2011. Barroso versuchte in seiner 
Rede Bosnien und Herzegowina die Europäische Union erneut schmackhaft zu machen und 
die heimischen Politiker dadurch wieder auf die EU, weg von ethnonationalistischer Rhetorik, 
zu fokussieren. So sagte er, dass Bosnien und Herzegowina weiterhin das Zentrum der 
politischen Aufmerksamkeit der Europäischen Union ist und zugleich im engeren Fokus der 
Erweiterungsstrategie liegt. Weiters führte er aus, dass BiH eindeutig eine europäische 
Zukunft hat, dazu jedoch Anstrengungen von allen Seiten unternommen werden müssen, um 
dem gerecht zu werden. Dazu bedarf es einer Zusammenarbeit aller. Primär wird es sein, 
funktionsfähige staatliche Institutionen zu bilden, in die einige Kompetenzen, die jetzt noch 
auf Entitätsniveau liegen, übertragen werden müssen. Letztendlich, so Barroso (2011: 3): „It 
is not up to the European Union to mediate. It is up to Bosnian political leaders to take the 
ownership of the process. And nothing will work unless ALL the parties want it.“ Im Hinblick 
darauf hat er aber den bosnisch-herzegowinischen Politikern die volle Unterstützung der EU 
zugesichert. 
 
 
7.4. Bosnien und Herzegowina und die Kopenhagener Kriterien 
 
Die Europäische Union ist eine Gemeinschaft in der bestimmte Werte, wie z.B. Demokratie 
und der Schutz der Menschenrechte, gelten. Jedes Land, das diese Werte unterstützt, ist 
willkommen der EU beizutreten. 41 In dieser Hinsicht hat die EU zwei Programme erarbeitet, 
die sich zum einen auf mögliche Beitrittskandidaten und zum anderen auf jene Länder, die 
den Kandidatenstatus erworben haben konzentrieren. Was die möglichen Beitrittskandidaten 
betrifft, so werden diese Programme hauptsächlich in Entwicklungsländern durchgeführt und 
die Arbeit ist grundsätzlich auf die Zusammenarbeit mit dort ansässigen NGOs und den 
jeweiligen Regierungen beschränkt. Was künftige EU-Mitglieder betrifft, so definieren die 
                                                 
41 Hier ist natürlich die Frage berechtigt wie viele neue Mitglieder die Europäische Union verträgt, das heißt 
wann die Möglichkeiten der EU erschöpft sind. Zudem taucht auch immer wieder die Frage auf, wo die 
geographischen Grenzen der EU liegen (sollen). Dazu gibt es noch keine konkreten Definitionen, weder von 
Seiten der EU, noch von wissenschaftlicher Seite, die sich mit der Erweiterung der EU beschäftigt. 
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Kopenhagener Kriterien eindeutig was notwendig ist, um den Status eines Beitrittskandidaten 
erlangen zu können. 
 
„Die 1993 vom Europäischen Rat beschlossenen Kopenhagener Kriterien formulieren drei 
Kriterien, die Beitrittsländer erfüllen müssen, bevor sie der EU beitreten können. Erstens muss ein 
Land Demokratie, Rechtstaatlichkeit, Menschenrechte und Minderheitenschutz gewährleisten 
sowie über staatliche Institutionen verfügen. Zweitens muss es eine funktionsfähige 
Marktwirtschaft aufweisen und dem Wettbewerbsdruck innerhalb des Binnenmarkts gewachsen 
sein. Drittens muss das gesamte Regelwerk der EU vollständig übernommen und die Ziele der EU 
müssen unterstützt werden. Über die Erfüllung dieser Kriterien und den Zeitpunkt der Aufgabe 
neuer Mitglieder entscheidet die Europäische Union.“ (Weidenfeld / Wessels 2007: 433) 
 
Zieht man Bosnien und Herzegowina in Betracht, so weist das Land zahlreiche Mängel in 
allen drei Bereichen der Kopenhagener Kriterien auf, was bedeutet, dass ein Beitrittsgesuch 
an die EU in weiter Ferne liegt. Ein konkretes Beispiel aus der ersten Kategorie wären z.B. 
die Menschenrechte bzw. der Minderheitenschutz. In den Kopenhagener Kriterien werden 
zwar Demokratie und Minderheitenschutz separat angeführt, jedoch ist der 
Minderheitenschutz Teil jeder funktionierenden Demokratie. Bevor man von Minderheiten 
spricht, sollte man diesen Begriff differenzieren. Zum einen gibt es nationale Minderheiten, 
„die einen externen konationalen Bezugsstaat haben.“ (Jahn 2007: 14) Zum anderen gibt es 
noch die ethnischen Minderheiten, die keinen externen konationalen Bezugsstaat haben. Ein 
Beispiel in BiH dafür wären die Roma. Betrachtet man die Verfassung BiHs, so sind 
Bosniaken, Kroaten und Serben zwar konstitutive Völker, doch realpolitisch gesehen, sind die 
Völker bei Weitem nicht gleichberechtigt. Das gilt vor allem für die Bosniaken und die 
Kroaten in der Republika Srpska und umgekehrt für die Serben in der Föderation BiH und 
erstreckt sich auf alle Lebensbereiche der Menschen, inklusive der politischen Ebene. 
Minderheiten wie z.B. die Juden oder die Roma sind nahezu von allen Lebensbereichen 
ausgeschlossen. Das zeigt auch die Tatsache, dass jemand, der / die zu dieser Volksgruppe 
gehört, z.B. nicht für das Präsidentenamt im Land kandidieren kann. 42 Diesbezüglich weist 
die Europäische Kommission in ihrer Enlargement Strategy and Main Challenges 2010 – 
2011 darauf hin, dass es in Bosnien und Herzegowina, im Hinblick auf Demokratie und 
Rechtstaatlichkeit, kaum Fortschritte gegeben hat. Vor allem die Verfassungsreform und die 
Etablierung von effizienten und somit funktionierenden staatlichen Institutionen betreffend, 
wird dem Land keine gute Note attestiert. Ebenso verhindert der vorherrschende 
                                                 
42 Es bleibt abzuwarten, ob sich daran etwas ändern wird, sollte das Urteil des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte im Fall Sejdić / Finci implementiert werden. 
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Ethnonationalismus die Entfaltung einer gesunden Demokratie, die auf rechtstaatlichen 
Prinzipien beruht. Grundsätzlich, so die Kommission, haben sich die Kapazitäten des 
gesamtstaatlichen Parlaments zwar erhöht, dafür ist aber die Koordination mit dem 
Ministerrat und den Entitäten schwach (vgl. EC 2010: 42). 
 
Was das wirtschaftliche Element der Kopenhagener Kriterien betrifft, so zeigt die 
Europäische Kommission auch hier auf, dass der Ethnonationalismus die soziale und 
ökonomische Entwicklung des Landes bedeutend verlangsamt. Ebenso wird explizit darauf 
hingewiesen, dass in dieser Richtung dringend etwas unternommen werden muss, da das für 
den weiteren Verlauf der EU – Agenda entscheidend ist (vgl. ebd.: 42). Grundsätzlich aber, so 
die Kommission, hat sich BiH von der Rezession, in der es sich 2009 befand, erholt. Dennoch 
bleibt die Arbeitslosenquote sehr hoch. BiH befindet sich zwar, im Hinblick auf das 
wirtschaftliche Kriterium, in einem leichten Aufwind, da es kleine Fortschritte im Hinblick 
auf eine funktionierende Marktwirtschaft gemacht hat (vgl. ebd.: 44). So hat z.B. die 
industrielle Produktion in der ersten Hälfte des Jahres 2010 einen leichten Anstieg erlebt. 
Durch internationale Preissenkungen ist so auch in BiH die Inflation 2010 niedriger 
geworden. Dafür ist die fiskale Situation im Land schwierig, vor allem in der Föderation BiH. 
Weiters sind öffentliche Finanzierungen niedrig und werden generell im Land ungleich 
verteilt. Ein Minus erhält BiH auch im Bereich der Privatisierung und Restrukturierung 
staatlicher und öffentlicher Unternehmen, da in diesen Bereichen keine Fortschritte gezeigt 
wurden, wodurch die Wettbewerbsfähigkeit des Landes entscheidend geschwächt wird (vgl. 
ebd.: 45). Ein ökonomisches Problem, das noch dazu kommt ist, dass in Bosnien und 
Herzegowina de facto zwei getrennte Wirtschaftsräume existieren, nämlich jener der RS und 
jener der Föderation BiH. In seiner Rede in Sarajewo hat auch Kommissionspräsident Barroso 
(2011: 5) darauf hingewiesen, dass BiH einen einheitlichen Wirtschaftsraum schaffen muss, 
da das für das Wachstum des Landes von großer Bedeutung ist.  
 
Das dritte Element der Kopenhagener Kriterien, das besagt, dass das gesamte Regelwerk der 
EU übernommen werden muss und, dass die Ziele der EU unterstützt werden müssen ist zum 
jetzigen Standpunkt (Mai 2011) für Bosnien und Herzegowina nicht relevant, da das Land 
kein Beitrittskandidat der EU ist. 
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7.5. Die Annäherung Bosnien und Herzegowinas an die Europäische Union - 
Einführung 
 
Grundsätzlich ist es schwierig zu sagen seit wann genau die Europäische Union 
entscheidenden Einfluss in Bosnien und Herzegowina gewonnen hat. Das Jahr 2000 könnte 
hierfür als sinnvoller Beginn einer intensiven Kooperation zwischen BiH und der EU dienen, 
da dies den Beginn des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses markiert. Es ist kein 
Geheimnis, dass das Verhältnis zwischen BiH und der EU kein reibungsloses ist. Dafür 
sprechen z.B. die Schwäche der staatlichen Institutionen, die Existenz eines „Staates im Staat“ 
(Republika Srpska) (Fagan 2010: 84), aber auch die Daytoner Verfassung. Trotz dieser 
Komplikationen bekräftigt man von Seiten der EU immer wieder, dass BiHs Zukunft nur in 
der EU liegen kann. Es scheint als gäbe es dazu keine Alternative. Jedoch zeigen die Politiker 
BiHs der EU, aufgrund ethnonationalistischer Rhetorik und des Fehlens eines gemeinsamen 
Willens hinsichtlich der europäischen Integration, ihre Grenzen auf. Dennoch: Bosnien und 
Herzegowina ist in der europäischen Erweiterungsstrategie als Priorität angeführt. Die 
europäische Perspektive für das vier Millionen Einwohner – Land ist ganz klar vorhanden, 
allerdings müssen die heimischen Politiker auch etwas daraus machen. Daher stellt sich die 
Frage, was die bosnisch-herzegowinischen Politiker bisher dazu beigetragen haben bzw. wie 
der bisherige Verlauf der Annäherung Bosnien und Herzegowinas an die Europäische Union 
aussieht? Welche Institutionen der EU sind in BiH tätig? Diese Fragen sollen im weiteren 
Verlauf der Arbeit beantwortet werden. 
 
 
7.6. Institutionen der Europäischen Union in Bosnien und Herzegowina und die 
Direktion für Europäische Integration 
 
Es gibt eine Vielzahl an Institutionen der EU in BiH, deren Beschreibung im Rahmen dieser 
Arbeit nicht möglich ist. Die vier wichtigsten Institutionen der EU in BiH sollen hier kurz 
beschrieben werden, um anschließend daran, den Verlauf des Annäherungsprozesses BiHs 
and die EU aufzeigen zu können. 
 
1) European Union Special Representative (EUSR):  Seit Mai 2002 ist der Hohe 
Repräsentant zugleich auch der EUSR, „was die zunehmende Verantwortung der EU 
für den Friedensprozess dokumentierte.“ (Pommer 2008: 98) Valentin Inzko, der 
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jetzige EUSR, erfüllt derzeit im Rahmen dieser Funktion eine Monitorringrolle, im 
Hinblick auf den Europäisierungsprozess Bosnien und Herzegowina. Als EUSR 
besitzt er keine Bonn- oder sonstige Powers, die er als Hoher Repräsentant anwenden 
darf. Über die Rolle des EUSR wird schon seit Längerem diskutiert, vor allem im 
Zusammenhang mit der Schließung des OHR. Demnach soll der Hohe Repräsentant 
durch den EUSR vollständig ersetzt werden. Hier ist allerdings zu sagen, dass dieser 
Ansatz in jüngster Vergangenheit erweitert worden ist. So soll es nur mehr noch einen 
einzigen EU – Repräsentanten geben und das soll der Vorsitzende der EU – 
Delegation sein.  
 
2) EU – Delegation: Der Chef der EU – Delegation soll in Zukunft die Aufgaben des 
Hohen Repräsentanten übernehmen und zudem sollen die Mitarbeiter des Hohen 
Repräsentanten bzw. EUSR an die EU – Delegation überstellt werden.43 Der 
Vorsitzende der EU – Delegation soll die Befugnis haben selbst über die Finanzierung 
von Projekten, die der Annäherung BiHs an die EU dienen, zu entscheiden. Valentin 
Inzko soll zwar weiterhin Hoher Repräsentant bleiben, aber mit deutlich schwächeren 
Kompetenzen. Politische Konditionalität und Sanktionsmechanismen sollen weiterhin 
bestehen, allerdings nicht mehr in Form der „Bonn Powers“. Die Hauptaufgabe der 
EU – Delegation besteht darin Bosnien und Herzegowina auf dem EU – 
Integrationsprozess nach vorne zu bringen. Sie soll vor allem bei der Umsetzung von 
Reformen, die es ermöglichen sollen BiH zu einem ernstzunehmenden EU – 
Beitrittskandidaten zu machen und die Gesetzgebung dem acquis communautaire  
anzugleichen, eine unterstützende Tätigkeit einnehmen. Die EU – Delegation soll in 
weiterer Folge Beratungen und Workshops anbieten, eine Monitoringrolle im Hinblick 
auf die Implementierung des Daytoner Friedensvertrages einnehmen und die 
Verteilung der IPA (Instrument for Pre - Accession Assistance) – Funds übernehmen. 
Um aber ein ernstzunehmender EU – Beitrittskandidat zu werden, hängt es auch von 
der bosnisch-herzegowinischen politischen Elite ab, die formell die EU – 
Mitgliedschaft beantragen sollte. Dadurch könnte der Rat der EU die Europäische 
Kommission beauftragen eine Meinung zur Kandidatur abzugeben, was in etwa 12 bis 
18 Monate in Anspruch nimmt. Fällt diese positiv aus erhält das Land den offiziellen 
Status eines Beitrittskandidaten (vgl. International Crisis Group 2011: 5). 
                                                 
43 Am 30. Mai 2011 gab Cathrine Ashton bekannt, dass der Däne Peter Sørensen zum ersten EU – 
Delegationschef in Bosnien und Herzegowina ernannt worden ist (vgl. EK 2011: Pressemitteilung). 
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3) EUFOR (European Union Force): 2004 übernahm die EUFOR die NATO – 
Stabilisierungsmission (SFOR – Stabilisation Forces). Die Truppe besteht aus knapp 
2000 Soldaten aus 24 Mitgliedsstaaten. Zentral für die EUFOR ist die 
Friedenssicherung in Bosnien und Herzegowina, sowie die Unterstützung des Landes 
beim Kampf gegen organisierte Kriminalität, sowie die Unterstützung BiHs bei der 
Zusammenarbeit mit dem ICTY (vgl. Fagan 2010: 84). Durch die Resolution 1948 des 
UN – Sicherheitsrates aus dem Jahr 2010 wurde das Mandat der EUFOR in BiH bis 
Ende November 2011 verlängert. Als Vergleich des sukzessiven Abbaus der Truppen, 
dient die Statistik, dass 1995 das SFOR – Kontingent in BiH insgesamt 60.000 
Soldaten betrug (vgl. Justice and Peace Commission of Bishop Conference B&H 
2011: 8). 
 
4) EUPM (European Union Police Mission): Mit dem Ziel die Rechtsstaatlichkeit in 
Bosnien und Herzegowina zu sichern, übernahm die EUPM 2003 die Aufgaben der 
IPTF (United Nations International Police Task Force). Die EUPM hat keine 
Exekutivbefugnisse, nimmt dafür aber eine beratende- und Monitoringrolle ein. Die 
Kernaufgaben der EUPM sind die Unterstützung der lokalen Polizeikräfte beim 
Kampf gegen die organisierte Kriminalität und die Unterstützung beim Neuaufbau der 
bosnisch-herzegowinischen Polizeikräfte, die weiterhin, aufgrund der territorialen 
Aufteilung des Landes, getrennt agieren (vgl. Fagan 2010: 84). 
 
Die Institutionen der EU arbeiten sowohl mit den Regierungsinstitutionen Bosnien und 
Herzegowinas als auch mit dort ansässigen Nichtregierungsorganisationen zusammen. Eine 
wichtige Institution, im Hinblick auf die Europäische Integration Bosnien und Herzegowinas, 
ist die Direktion für Europäische Integration (DEI). Die DEI hat in den letzten Jahren sehr an 
Bedeutung gewonnen, da es wichtige Vorarbeit zur Unterzeichnung des SAA zwischen der 
EU und BiH leistete und einer der wichtigsten Kooperationspartner für das Europäische 
Parlament und die Europäische Kommission war. Im Hinblick auf die Unterzeichnung des 
SAA saßen im Verhandlungsteam der DEI insgesamt zehn Mitglieder, von denen vier Frauen 
waren (vgl. DEI 2011a: http://www.dei.gov.ba/ba/?ID=28). 
      Weiters gibt es einen regen Informationsaustausch zwischen den Mitgliedern der DEI und 
jenen der Europäischen Kommission, des Europäischen Parlaments und des Europäischen 
Rates. Die Dokumente, die von Seiten der europäischen Institutionen ausgearbeitet werden 
und an die DEI weitergeleitet werden, haben hohe Relevanz für das nationale Parlament in 
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Sarajewo. Zwei Berichte sind diesbezüglich zentral: Der Fortschrittsbericht der Europäischen 
Kommission 2008 und der Beschluss über die Europäische Partnerschaft mit Bosnien-
Herzegowina. 
Das folgende Organigramm soll die Zusammensetzung der DEI demonstrieren: 
 
 
(Quelle: DEI 2011b: http://www.dei.gov.ba/img/eng.jpg) 
 
An der Spitze der DEI steht der Direktor bzw. die Direktorin (derzeit Nevenka Savić, Stand: 
Mai 2011), der / die von seinem / ihren persönlichen Mitarbeiterstab („Office of Director“) 
unterstützt wird. Die Direktion selbst besteht aus sechs Abteilungen, die wie folgt lauten: 
 
1. Division for Strategy and Integration Policies 
2. Division for Harmonisation of the BiH Legal system with the acquis communautaire 
3. Division for the EU Assistance Coordination 
4. General Affairs Division 
5. Division for Translation in the Field of European Integration 
6. European Integration Unit 
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Die DEI ist eine unabhängige Institution, die aber der Regierung in Fragen der Europäischen 
Integration beratend zur Seite stehen kann. Bezüglich des EU – Annäherungsprozesses 
Bosnien und Herzegowinas hat die DEI entscheidende Arbeit geleistet. Die bisherigen 
Stationen dieses Annäherungsprozesses sollen nun näher ausgeführt werden.  
 
 
7.7. Bisheriger Verlauf des Annäherungsprozesses Bosnien und Herzegowinas an 
die Europäische Union - Einführung 
 
“1994 beschloss der Europäische Rat in Essen eine Heranführungsstrategie zur Vorbereitung 
der assoziierten Länder auf den Beitritt, die in den folgenden Jahren immer weiter ausgebaut 
und im Lichte der Bedürfnisse der Bewerberländer überarbeitet wurde.” (Pommer 2008: 150) 
Diesbezüglich sind mehrere Abkommen und Programme, von Seiten der EU, ins Leben 
gerufen worden. Beispiele dafür sind das Europaabkommen, das PHARE (Poland and 
Hungary Action for Restructuring of the Economy) – Programm, zahlreiche Instrumente für 
die Anpassung der Landwirtschaft, wie z.B. SAPARD (Special Accession Programme for 
Agriculture and Rural Development) oder auch Instrumente für regionale Entwicklung, wie 
z.B. IPA (Instruments for Pre-Accession). Im Hinblick auf die Balkanregion stellt sicherlich 
der Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess (SAP) bzw. in weiterer Folge das 
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen (SAA) den Schwerpunkt der GASP 
(Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union) dar (vgl. ebd.: 151). 
 
Nach der Unterzeichnung des Daytoner Friedensvertrages verfolgte die EU einen regionalen 
Ansatz für BiH. An vorderster Front der Agenda standen zum einen die Friedenssicherung im 
Land und zum anderen die Etablierung guter bilateraler bzw. nachbarschaftlicher 
Beziehungen zwischen den Ländern des ehemaligen Jugoslawien (vgl. Starčević-Srkalović 
2010: 187). Doch dieser Ansatz war nur ein kurzfristiges Modell, da die Notwendigkeit für 
komplexere und individuellere Modelle für den Balkan gegeben war. Zu diesem Zeitpunkt 
war die EU allerdings noch weit entfernt davon den Ländern dieser Region Zugeständnisse 
bezüglich einer Mitgliedschaft machen zu können. 
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7.8. Der Stabilitätspakt für Südosteuropa (1999) 
 
Im Juni 1999 wurde von Seiten der EU, unter deutscher Ratspräsidentschaft, der 
Stabilitätspakt für Südosteuropa vorgestellt.  Der Ausgangspunkt des Stabilitätspakts war, 
dass die EU der Meinung war, „dass man wirtschaftliche Entwicklung und Wohlstand in 
dieser Region nur erreichen könne, wenn demokratische und friedliche Verhältnisse 
geschaffen würden.“ (Pommer 2008: 152) 
 
„Ziel der Überlegungen zum Stabilitätspakt war es, nachdem man die Lehren aus dem oftmals 
ineffektiven Engagements in Bosnien-Herzegowina gezogen hatte, zukünftig nicht mehr durch ad 
hoc – Aktionen auf Krisensituationen zu reagieren, sondern ein umfassendes neues Herangehen, 
ein neues Instrumentarium der Krisenprävention zu entwickeln.“ (ebd.: 152) 
 
Das wichtigste Gremium bezüglich des Stabilitätspakts stellt der Regionaltisch dar. Diesem 
sind drei Arbeitstische untergeordnet. 44 Schirmherr des Pakts ist die OSZE, die diesbezüglich 
verschiedene Projekte in den Ländern des ehemaligen Jugoslawien, aber auch in Albanien, 
Moldawien oder Rumänien betreut. Zum Stabilitätspakt ist noch anzufügen, dass seit seinem 
Bestehen 28 bilaterale Freihandelsabkommen abgeschlossen wurden und die Schaffung eines 
regionalen Energiemarktes ausgebaut wurde (vgl. ebd.: 154). 
 
 
7.9. Der Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess (SAP) 
 
Weiters bietet die EU seit 1999/2000 „den südosteuropäischen Ländern mit dem 
„Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess“ (SAP) einen eigenen Politikansatz an.“ 
(Weidenfeld / Wessels 2007: 350) Der Unterschied zum Stabilitätspakt ist, dass der SAP nicht 
auf die ganze Südosteuroparegion, sondern lediglich auf die fünf Staaten des Westbalkans 
(Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, Mazedonien und Serbien) zugeschnitten ist. 
Zugleich stellt der SAP die Erweiterung des regionalen Post-Kriegs-Ansatzes der EU dar, 
erhält zugleich aber eine entscheidend individuellere Note. Der SAP „kann als 
Konkretisierung der im Stabilitätspakt verkündeten Absicht, die Region durch eine neue Art 
von vertraglicher Beziehung näher an die Europäische Union heranzuführen“ (Pommer 2008: 
156) verstanden werden. Das Ziel des SAP stellt letztendlich die Unterzeichnung des 
                                                 
44 Die Bezeichnungen der Arbeitstische sind Arbeitstisch für Sicherheitsfragen, Arbeitstisch Demokratisierung 
und Menschenrechte und Arbeitstisch wirtschaftlicher Wiederaufbau (vgl. Pommer 2008: 152). 
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Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens dar. Förderung von Demokratie und 
Rechtstaatlichkeit, Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres, die schrittweise Errichtung 
von Freihandelszonen oder die wirtschaftliche Entwicklung sind nur einige der Hauptziele der 
jeweils individuellen SAA (vgl. Weidenfeld / Wessels 2007: 350). Bosnien und Herzegowina 
hat am 16. Juni 2008 das SAA unterzeichnet. Bis dahin war es allerdings ein schwieriger 
Weg, auf dem BiH viele Anforderungen, die von Seiten der EU gestellt worden sind, 
überwinden musste. 
 
Im Jahr 2000 wurde die EU – Roadmap for Bosnia and Herzegovina vorgestellt, die 
insgesamt 18 Punkte enthielt, die das Land erfüllen müsste, um der EU beitreten zu können. 
Ein Punkt davon war die Unterzeichnung des SAA. Weiters erstellte die Europäische 
Kommission im Jahr 2003 eine Durchführbarkeitsstudie (Feasibility Study), die besagt, dass 
die Verhandlungen im Hinblick auf die Unterzeichnung des SAA erst dann starten sollten, 
wenn BiH jene 16 Schlüsselprioritäten erfüllt, die in drei Kategorien aufgeteilt worden sind. 45 
Die Zwischenergebnisse auf dem Weg Bosnien und Herzegowinas zur Unterzeichnung des 
SAA konnten in den SAP Progress Reports nachgelesen werden. So stand z.B. im SAP 
Progress Report 2003, dass die Institutionen Bosnien und Herzegowinas selbst nicht fähig 
sind politische Verantwortung zu übernehmen und es somit keinen Grund gibt die Funktion 
des Hohen Repräsentanten, mitsamt den „Bonn Powers“, einzustellen. Weiters wurde die 
ökonomische Lage in BiH als schwach und in weiterer Folge die Fähigkeit BiHs ein 
mögliches SAA zu implementieren, aufgrund der Schwäche und Ineffizienz staatlicher 
Institutionen, als limitiert bezeichnet (vgl. Starčević-Srkalović 2010: 191). Diesbezüglich 
verwies die EU darauf, dass die Lösung der Frage der bosnisch-herzegowinischen 
Staatlichkeit prioritär ist. So heißt es: „Without self-sustainability BiH can neither meet the 
basic needs of its citizens in terms of security, institutionalized freedom and economic 
wellbeing, nor can it integrate into European structure.“ (ebd.: 192) 
 
 
 
 
 
 
                                                 
45 Die drei Kategorien sind a) die politische-, b) die ökonomische und c) jene Kategorie, die bestimmte 
Verpflichtungen im Zusammenhang mit den Kopenhagener Kriterien und dem SAA selbst enthält (vgl. 
Starčević-Srkalović 2010: 190 / 191).  
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7.10. Der Gipfel von Thessaloniki (2003) 
 
Die Hoffnungen der Westbalkan – Staaten auf einen künftigen Beitritt zur EU wurden 2003 
durch den Gipfel von Thessaloniki bekräftigt. „Hauptinhalt der Agenda von Thessaloniki ist 
der Vorschlag, die Beziehungen zu den Ländern der Region um Elemente des bisherigen 
Erweiterungsprozesses zu ergänzen […].“ (Altmann 2003: 1) Dabei wurde ebenso festgelegt, 
dass der SAP weiterhin der zentrale Ansatz, im Hinblick auf eine Integration der 
Westbalkanländer, bleibt.46 Grundsätzlich wird der Gipfel von Thessaloniki zwar nicht als 
Durchbruch für diese Ländergruppe bezeichnet, dennoch wird er allgemein als positiv 
bewertet, da er ein klares Bekenntnis von Seiten der EU zu den Ländern dieser Region 
darstellt. Dafür spricht auch die Aussage des damaligen Kommissionspräsidenten Romano 
Prodi, der gesagt hat „Europas Einigung bleibe unvollkommen, bis die Balkanländer ebenfalls 
EU – Mitglieder sind.“ (ebd.: 2) 
 
Seit dem Thessaloniki – Gipfel hat es in der Balkanregion zahlreiche Fortschritte gegeben. So 
sind 2007 Rumänien und Bulgarien der EU beigetreten und Kroatien steht kurz vor dem EU – 
Beitritt (Stand: Mai 2011). Serbien hat 2009, ebenso wie Albanien, den Beitrittsantrag 
eingereicht und somit haben beide Länder den Status eines „potenziellen Beitrittskandidaten“ 
inne. Diesen hat Bosnien und Herzegowina zwar ebenso erworben, allerdings hat es, im 
Unterschied zu Serbien und Albanien, keinen Beitrittsantrag eingereicht. Im Hinblick auf die 
derzeitige politische Situation und der Tatsache, dass es noch immer keine Regierung auf 
staatlicher Ebene gibt (Stand: Mai 2011) ist nicht davon auszugehen, dass sich diesbezüglich 
noch 2011 etwas ändern wird. Mazedonien und Montenegro sind offizielle EU – 
Beitrittskandidaten. 
 
Grundsätzlich hat sich in allen Westbalkanstaaten, im Hinblick auf den EU – 
Integrationsprozess, etwas bewegt. Allerdings hat es den Anschein, dass dieser Prozess 
lediglich in Bosnien und Herzegowina am Langsamsten voranschreitet. Wichtig zu betonen 
ist aber, dass die EU erneut bekräftigt hat, dass die Zukunft des Landes in der EU liegt. 47 Das 
                                                 
46 Der komplette Inhalt der Schlusserklärung des Gipfels von Thessaloniki kann unter 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=PRES/03/163&format=HTML&raged=0&language=D
E&guilLanguage=en nachgelesen werden.  
47 Das spiegelt die Aussage von EU – Außenministerin Lady Cathrin Ashton wider, die bei ihrem Besuch in 
Banja Luka am 13. Mai 2011 bekräftigt hat, dass die Zukunft Bosnien und Herzegowinas eindeutig in der 
Europäischen Union liegt. Sie verdeutlichte aber auch, dass die heimischen Politiker sich diesbezüglich, im 
Rahmen eines Dialogs, auf eine einheitliche Linie verständigen müssen (vgl. Oslobođenje 2011: 2 ff). 
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entspricht ebenso den Zielen der Thessaloniki – Agenda, wo den Westbalkanstaaten eine 
verstärkte Unterstützung im Beratungs- und technischen Bereich zugesagt wurde, aber diese 
auch klar zu mehr Reformanstrengungen aufgefordert worden sind. Das bezieht sich 
insbesondere auf „die mangelnde Verankerung rechtsstaatlicher und demokratischer 
Grundsätze in der Region und die weitere Bekämpfung von Korruption und organisierter 
Kriminalität.“ (Altmann 2003: 3). Ebenso wurde in Thessaloniki festgelegt, dass, im Hinblick 
auf die Westbalkanstaaten, von der EU das Regattaprinzip verfolgt wird. Das bedeutet, dass 
jeder zukünftige Beitrittskandidat das Tempo des Integrationsprozesses selbst bestimmt. 
Weiter ausgeführt ist damit gemeint, dass bei einer schnelleren Umsetzung der Vorgaben 
seitens der EU, eine schnellere Integration in die Staatengemeinschaft zu erwarten ist. Somit 
werden die Westbalkanstaaten nicht in einem großen „Paket“, wie z.B. die Länder, die im 
Rahmen der Osterweiterung 2004 der EU beigetreten sind, aufgenommen, sondern jedes Land 
für sich (je nach Geschwindigkeit der Umsetzung der Vorgaben). „Dies trug zur Beruhigung 
Bulgariens und Rumäniens sowie Kroatiens bei, die zunehmend befürchteten, daß [sic!] eine 
Öffnung der EU – Perspektive für den Westlichen Balkan den eigenen Beitritt verlangsamen 
könnte.“ (ebd.: 5) 
 
Wie bereits erwähnt, stellt der Thessaloniki – Gipfel keinen Durchbruch für die 
Westbalkanstaaten dar, allerdings wurde das Ziel der EU, diese Länder in die 
Staatengemeinschaft aufzunehmen, bestätigt. Dafür wurde aber die Gelegenheit verpasst, „in 
den Erweiterungsprozeß [sic!] Optionen für abgestufte Mitgliedschaften einzubeziehen, der in 
ferner Perspektive auch noch die neuen Nachbarn Ukraine, Moldova und Belarus, sowie 
vielleicht demnächst sogar die Länder des Transkaukasus und Rußland [sic!] erfassen wird.“ 
(ebd.: 5) 
 
 
7.11. Das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen (SAA) 
 
Ein Jahr nach dem Gipfel von Thessaloniki entstand, resultierend aus den eher mäßigen 
Ergebnissen davor, die erste Europäische Partnerschaft für BiH. Zwischen 2003 und 2005 
stellte die Europäische Kommission fest, dass BiH entscheidende Fortschritte im Hinblick auf 
den Europäisierungsprozess gemacht hat, aufgrund dessen sie dem Rat der EU die Aufnahme 
von Verhandlungen zum Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen der EU und 
Bosnien und Herzegowina empfohlen hatte. Die formelle Eröffnung der Verhandlungen zum 
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SAA erfolgte schließlich am 25. November 2005. Diesbezüglich wurden von Seiten der EU 
bestimmte Schlüsselprioritäten, wie z.B. die Zusammenarbeit mit dem ICTY, die 
Implementierung des Gesetzes für öffentlichen Rundfunk, die Polizeireform und Entwicklung 
administrativer Kapazitäten, ausgegeben (vgl. Starčević-Srkalović 2010: 193 ff). 
      In den Verhandlungen zum SAA bestimmte der Rat der EU die Europäische Kommission 
als Hauptverhandler. In dieser Hinsicht hatte der EU Special Representative eine 
Beratungsfunktion inne, wodurch er lediglich Empfehlungen machen konnte, was z.B. 
prioritäre Issues sein könnten. Einer der Vertreter Bosnien und Herzegowinas in den 
Verhandlungsrunden war die Direktion für Europäische Integration. Vorsitzender des 
bosnisch-herzegowinischen Verhandlungsteams war der Diplomat Igor Davidović, der von 
Seiten der DEI unterstützt und beraten wurde. Insgesamt umfasste das Verhandlungsteam 200 
Experten, die in acht Arbeitsgruppen aufgeteilt worden sind (vgl. ebd.: 195). Grundsätzlich 
war Davidović von Anfang an mit dem Problem konfrontiert, dass sich in BiH Vieles über die 
ethnische Zugehörigkeit definiert. Hinzu kam, dass er ein geeignetes Mittel finden musste, um 
die politischen Auseinandersetzungen zwischen den ethnischen Parteien, ebenso aber 
zwischen den beiden Entitäten, ins Gleichgewicht zu bringen bzw. niemanden in den 
Verhandlungen zu benachteiligen. Er versuchte das so zu lösen, indem er sein 
Verhandlungsteam nicht nach ethnischer Zugehörigkeit, sondern ausschließlich nach 
Kompetenzen und diplomatischen Fähigkeiten zusammengestellt hatte (vgl. ebd.: 196). 
         Während der Verhandlungen kristallisierte sich die Polizeireform als eine der 
wichtigsten Themen heraus. Innerhalb eines Jahres konnten, im Hinblick darauf, wesentliche 
Fortschritte erzielt werden, was eine schnellere Annäherung bezüglich einer Unterzeichnung 
des SAA bedeutete. Diesem Schwung versuchte die EU zusätzlich Nachdruck zu verleihen, 
indem als Deadline für die vollkommene Umsetzung der Reform der Oktober des Jahres 2007 
ausgegeben wurde. Den Politikern Bosnien und Herzegowinas gelang es aber nicht diesen 
Zeitplan einzuhalten, stattdessen entwickelte sich eine politische Krise im Land, in der sich 
die Institutionen der Republika Srpksa mit dem Hohen Repräsentanten in einem Konflikt 
befanden. Den Höhepunkt dieses Konflikts stellt der Rücktritt des Premierministers Nikola 
Špirić dar. Dennoch konnte die Polizeireform letztendlich, wenn auch nur in minimalistischer 
Form, umgesetzt werden, wodurch der Weg zur Unterzeichnung des SAA für Bosnien und 
Herzegowina frei wurde. 48   
 
                                                 
48 Details zur Polizeireform bzw. deren Umsetzung können dem Unterkapitel „Die Polizeireform 2008“ 
entnommen werden. 
  
 
94 
7.12. Die Europäische Partnerschaft mit Bosnien und Herzegowina (2008) 
 
2008 wurde erneut die Europäische Partnerschaft mit Bosnien und Herzegowina im 
Europäischen Rat bekräftigt. In diesem Beschluss wird erneut bestätigt, dass Bosnien und 
Herzegowina für das Entwickeln von Zeitplänen und Prioritätensetzungen, im Rahmen der 
Europäischen Partnerschaft, selbst verantwortlich ist. 
      „Bosnia and Herzegovina is expected to develop a plan including a timetable and specific 
measures intended to address the European Partnership priorities. The partnership also 
provides guidance for financial assistance to the country.” (Official Journal of the European 
Union 2008: 2) 
      Unter Berücksichtigung der Kopenhagener Kriterien, hat der Europäische Rat folgende 
Punkte, die hinsichtlich eines EU-Beitritts des Landes zu erfüllen sind, zu Schlüsselprioritäten 
erklärt49 (zum Folgenden vgl. ebd.: 3ff.): 
 
- Einleitung einer Polizeireform, sowohl auf gesamtstaatlicher- als auch auf 
Entitätenebene, die europäische Standards im Hinblick auf das Drei-Säulen-Modell 
der EU erfüllen muss 
- Vollständige Kooperation mit dem Internationalen Kriegsverbrechertribunal in Den 
Haag 
- Implementierung einer Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
- Schaffung eines einheitlichen Wirtschaftsraumes in Bosnien-Herzegowina und 
Unterstützung des freien Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs 
- Schaffung effizienter Institutionen und Verbesserung der Menschenrechte und 
individueller Freiheiten mit Blick auf eine Reform der gesamtstaatlichen Verfassung 
Bosnien-Herzegowinas 
 
Im Hinblick auf die Kopenhagener Kriterien, werden zudem Verbesserungsvorschläge der 
Europäischen Union dargelegt, die sich auf die wirtschaftliche und politische Ebene Bosnien-
Herzegowinas beziehen (insbesondere Schutz der Minderheiten und Stärkung der freien 
Marktwirtschaft). Letztendlich wird in diesem Dokument noch der Monitoring – Prozess 
beschrieben, in dem die Europäische Kommission eine zentrale Rolle einnimmt, da sie die 
jährlichen Berichte über die Fortschritte des Landes erstellt. 
 
                                                 
49 Es handelt sich bei den folgenden Punkten um eine Auswahl, da nicht alle Punkte für die Arbeit relevant sind. 
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7.13. Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission (2008) 
 
Der Fortschrittbericht 2008 der Europäischen Kommission ist ein sehr wichtiges Dokument 
im Hinblick auf einen möglichen EU-Beitritt Bosnien-Herzegowinas, da er auf diverse 
Kriterien (vergleichbar mit den Kopenhagener – Kriterien) Rücksicht nimmt und in dieser 
Hinsicht den Fortschritt des Landes aufzeigt. Grundsätzlich gibt der Bericht einen Überblick 
über das Verhältnis zwischen der Europäischen Union und Bosnien und Herzegowina und 
widmet sich anschließend einer Analyse über einen möglichen Beitritt des Landes, im 
Hinblick auf politische und wirtschaftliche Kriterien. Zudem gibt er einen Überblick über den 
Fortschritt Bosnien-Herzegowinas von Oktober 2007 bis Oktober 2008 und darin werden 
folgende Punkte thematisiert (zum Folgenden vgl. ebd.: 3 f.): 
 
• Beziehungen zwischen Bosnien-Herzegowina und der EU 
• Politische Kriterien: Demokratie, Menschenrechte, Schutz der Minderheiten, 
regionale Themen und internationale Verpflichtungen 
• Wirtschaftliche Kriterien: Das Vorhandensein einer funktionsfähigen 
Marktwirtschaft und die Fähigkeit dem Wettbewerbsdruck innerhalb der 
Europäischen Union standzuhalten. 
• Überdies wird analysiert, inwieweit das Land europäische Standards erfüllt, wie z.B. 
Freier Waren-, Personen-, Kapital- und Dienstleistungsverkehr, Steuern, 
Wettbewerb, Bildung, Forschung oder auch Sozialpolitik. 
 
 
Betrachtet man den Fortschrittsbericht 2008 aus heutiger Sicht so ist klar, dass Bosnien und 
Herzegowina bis heute in vielen Bereichen Mängel aufweist. Dennoch wurde das SAA 
schließlich am 16. Juni 2008 unterzeichnet, was ein entscheidender Meilenstein für den 
Beitritt des Landes zur EU darstellt. Die aktuelle politische Krise, die sich langsam zu 
stabilisieren scheint, hat allerdings dazu beigetragen, dass trotz der Euphorie nach der SAA – 
Unterzeichnung wenig Fortschritte hinsichtlich des Europäisierungsprozess BiHs erzielt 
werden konnten. Es wird zentral sein eine Regierung auf Staatsebene zu bilden, die sich 
letztendlich der EU – Agenda annehmen kann und muss. Nur so kann der Weg Bosnien und 
Herzegowinas Richtung Brüssel fortgesetzt werden. Im Rahmen der Entitäten wird der EU – 
Integrationsprozess nicht stattfinden können, da es sich dabei um einen Prozess handelt, der 
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von gesamtstaatlichem Interesse ist und nur durch die Interaktion zwischen Staat und 
Entitäten verlaufen kann. 
 
 
7.14. Enlargement Strategy and Main Challenges 2010 – 2011: Finanzen und 
Soziales 
 
Einer der aktuellsten Berichte bezüglich des EU – Integrationsprozesses Bosnien und 
Herzegowinas ist die bereits erwähnte Enlargement Strategy and Main Challenges 2010 – 
2011. Dieser Bericht ist in mehrere Bereiche geteilt, die den Hauptfokus der EU für eine 
künftige Erweiterung darstellen. 
       Was die Finanzkrise betrifft, so hat diese Länder wie Albanien, den Kosovo und 
Mazedonien weniger getroffen als z.B. Kroatien, Serbien oder die Türkei. Erste Länder sind 
aber auch weniger auf Exporte angewiesen, da ihre heimischen Märkte in guter Verfassung 
sind. Bosnien und Herzegowina liegt diesbezüglich ungefähr in der Mitte (vgl. EC 2010: 5). 
Die Erholung von der Finanzkrise schreitet voran, allerdings ging das nicht ohne externe 
Hilfe. So haben Länder wie z.B. Serbien, Kosovo, aber auch Bosnien und Herzegowina 
finanzielle Unterstützung aus dem Internationalen Währungsfonds (IWF) gebraucht. EU – 
Programme, wie das IPA oder das Western Balkans Investment Framework, spielten 
diesbezüglich ebenso eine Rolle. Die EU hat den Westbalkanstaaten diese Unterstützung zwar 
gewährt, zugleich aber auch darauf hingewiesen, dass diese Länder Anstrengungen 
unternehmen müssen, um für ausländische, aber auch heimische Investoren attraktiver zu 
werden. Diesbezüglich ist die Aufhebung von Handelsbarrieren essentiell, aber ebenso wird 
der regionalen Kooperation viel Bedeutung beigemessen, da bestimmte Fortschritte in 
Gruppen oftmals leichter zu erzielen sind als für einen Staat alleine (vgl. ebd.: 6). 
        In der Enlargement Strategy ging die Europäische Kommission ebenso auf den Bereich 
der sozialen Inklusion ein. Hier geht es vor allem um Minderheitenschutz und die Integration 
sozial schwächerer Gruppen in die Gesellschaft. Diesbezüglich werden insbesondere die 
Roma erwähnt, die, laut Kommission, stärker in die Gesellschaft integriert werden sollen (vgl. 
ebd.: 7). Die Europäische Union ist diesbezüglich bereit die (potenziellen) Beitrittskandidaten 
finanziell zu unterstützen, was z.B. durch das IPA möglich ist. 
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7.15. Instrument for Pre-Accession Assistance (IPA) 
 
„Das Instrument für Heranführungshilfe (IPA) ist ein Finanzierungsinstrument für den 
Heranführungsprozess an die Europäische Union (EU) im Zeitraum 2007 – 2013. Die Hilfe wird 
für die Beitrittskandidaten auf der Grundlage der Europäischen Partnerschaften und auf der 
Grundlage von Beitrittspartnerschaften, die die Länder des Balkanraums, die Türkei und Island 
betreffen, geleistet. Als flexibles Instrument bietet das IPA Hilfe, die von den Fortschritten der 
Empfängerländer und ihnen aus den Evaluierungen und jährlichen Strategiedokumenten der 
Kommission hervorgehenden Bedürfnissen abhängt.“ (Rat der EU 2010: 1) 
 
Das IPA soll grundsätzlich helfen, den (potenziellen) Beitrittskandidaten die Beitrittskriterien 
zu erfüllen und sich den EU – Policies und EU – Standards anzupassen und soll ebenso 
sozioökonomische Entwicklungen fördern. Die EU sieht Investitionen in diese Länder als 
Investitionen in die eigene Zukunft an; daher wurde für das IPA, im Zeitraum 2007 bis 2013, 
ein Budget von 11,3 Milliarden Euro beschlossen (vgl. EC 2010: 11). 
        Das IPA enthält ein verstärkt individuelles Element, was bedeutet, dass es auf das 
jeweilige Empfängerland zugeschnitten ist. Im Dreijahresrhythmus werden individuelle Pläne, 
so genannte MIPDs (Multi annual indicative planning documents) erarbeitet, die sich an die 
Bedürfnisse des jeweiligen Landes richten. Diesbezüglich gilt zu sagen, dass bei der 
Implementierung dieser in einigen Ländern Probleme auftreten, wodurch man von Seiten der 
EU bemüht ist, die Pläne nur mehr noch auf ein Jahr zu beschränken, um so diesen Ländern 
bessere Möglichkeiten zur Umsetzung zu bieten. Dadurch sollen sie nicht mit zu vielen Issues 
auf einmal konfrontiert werden (vgl. ebd.: 12). 
      Weitere Programme, durch die die EU versucht Kapital von außen in die Länder fließen 
zu lassen, sind das Western Balkans Investment Framework (WBIF), der European Fund for 
South-East Europe (EFSE) oder der Green for Growth Fund (GGF). Das WBIF entstand 2009 
als Zusammenschluss der Europäischen Kommission und internationaler Finanzinstitutionen, 
die der EU nahestehen. Zugleich ist es das wichtigste Instrument bezüglich Investitionen in 
die Infrastruktur der Region. 
 
„The WBIF will focus on increasing the number of water and waste water projects in the region, 
stimulating support for energy efficiency, accelerating investments in the core transport network, 
and supporting the development of SMEs [Small and Medium-sized Enterprises] and mechanisms 
to encourage economic growth in the aftermath of the financial crisis.“ (EC 2010: 12) 
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7.16. Enlargement Strategy and Main Challenges 2010 – 2011: Rechtsstaatlichkeit 
und regionale Kooperation 
 
Im Rahmen der Enlargement Strategy nimmt die Rechtsstaatlichkeit und öffentliche 
Verwaltung ebenso einen besonderen Stellenwert ein. Der Schwerpunkt in diesem Bereich 
liegt insbesondere im Kampf gegen das organisierte Verbrechen und die Korruption. Wie 
bereits erwähnt, trägt die Lösung dieser Probleme zu Fortschritten der Rechtsstaatlichkeit bei 
(vgl. EC 2010: 7). Die Europäische Kommission hat sich daher zum Ziel gesetzt den Dialog 
mit den (potentiellen) Beitrittskandidaten diesbezüglich zu intensivieren. Ein Beispiel dafür 
wäre, dass die Zusammenarbeit zwischen staatlichen Institutionen mit Institutionen der EU, 
wie z.B. EUROPOL und EUROJUST, ausgebaut werden könnte. Das IPA spielt auch im 
Bereich der Rechtsstaatlichkeit eine Rolle, da seitens der EU ungefähr 100 Mal im Jahr ein 
Trainingsprogramm zu diesem Issue abgehalten wird, das die Erweiterungskandidaten in 
Anspruch nehmen dürfen (vgl. ebd.: 8). Die regionale Kooperation spielt auch hier eine 
wesentliche Rolle. So haben z.B. Kroatien und Serbien ein bilaterales Abkommen 
geschlossen, durch das ein Serbe in Kroatien bzw. ein Kroate in Serbien zur Verantwortung 
gezogen werden kann, wenn es um organisiertes Verbrechen oder Korruption geht. 
 
Grundsätzlich ist die Europäische Kommission der Meinung, dass vor allem im Bereich der 
regionalen Kooperation große Fortschritte erzielt worden sind.  Im Rahmen der regionalen 
Kooperation sind in Bosnien und Herzegowina Fortschritte im Rahmen des 
Versöhnungsprozesses zwischen den Völkern zu erwarten. Daher wird von Seiten der 
Europäischen Kommission explizit darauf hingewiesen, dass das essentiell für das 
Funktionieren des Staates BiH ist (vgl. ebd.: 9).  
       Was die regionale Kooperation betrifft, so gibt es einen eigenen Regional Cooperation 
Council (RCC), der in diesem Kooperationsprozess eine Monitoringrolle einnimmt. Eine 
weitere regionale Initiative ist z.B. auch das Central European Free Trade Agreement 
(CEFTA). 
 
 
 
 
 
 
  
 
99 
7.17. Fortschritte Bosnien und Herzegowinas 2010/2011 
 
Am 2. Juni 2010 fand das EU - Western – Balkans – Meeting in Sarajewo statt. Hier machte 
die EU erneut unmissverständlich klar, dass die Zukunft dieser Länder eindeutig in der 
europäischen Staatengemeinschaft liegt. 
     Auf Bosnien und Herzegowina bezogen stellte die EU fest, dass es bezüglich der 
Schlüsselreformen, nur bedingten Erfolg gibt. Als positiv wurde hervorgehoben, dass die 
Wahlen im Oktober 2010 internationalen Standards entsprachen. Negativ ist allerdings die 
Tatsache, dass die bosnisch-herzegowinische Verfassung weiterhin nicht im Einklang mit der 
Europäischen Menschenrechtskonvention steht. Im Hinblick auf den Integrationsprozess 
Bosnien und Herzegowinas in die europäische Staatengemeinschaft wird es laut EU sein, dass 
die politische Elite des Landes einen gemeinsamen Standpunkt bezüglich des Weges in die 
EU einschlagen muss. Ebenso wird der Abschluss der „Fünf plus Zwei“ – Bedingungen, 
sowie die Schließung des OHR gefordert. Generell wird die EU Bosnien und Herzegowina 
bei der Unterstützung der EU – Agenda unterstützen (vgl. EC 2010: 16). 
 
Der Umstand, dass ein halbes Jahr nach den Wahlen noch immer keine Regierung auf 
Staatsebene gebildet worden ist, ist nicht gut für den weiteren Europäisierungsprozess des 
Landes. Um ein effizientes Funktionieren des Staates BiH zu gewährleisten muss die 
Verfassung des Landes mit der Europäischen Menschenrechtskonvention in Einklang 
gebracht werden, da BiH in der Lage sein muss Gesetze und Vorgaben der EU zu 
implementieren (vgl. ebd.: 23). 
 
 
7.18. Zusammenfassung 
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die politische Landschaft des Post-Dayton-
Bosniens vor allem durch ein Merkmal charakterisiert werden kann: Politische Instabilität. 
Weitere Merkmale die hinzukommen sind schwache und ineffiziente Institutionen und eine 
Fülle an Ministern und Ministerpräsidenten, die dazu führen, dass die Zusammenarbeit mit 
externen Akteuren entscheidend geschwächt wird. 
      Diesbezüglich erschwerend ist sicherlich die Tatsache, dass es in Bosnien-Herzegowina 
nicht bloß das nationale Parlament in Sarajewo gibt, sondern zwei weitere: Nämlich das der 
Föderation BiH, das sich ebenso in Sarajewo befindet und jenes der Republika Srpska, das in 
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Banja Luka ist. Zwar hat das gesamtstaatliche Parlament in der Gesetzgebung das letzte Wort, 
doch das bedeutet nicht, dass die Parlamente der zwei Entitäten jede Entscheidung, die aus 
Sarajewo kommt, tatsächlich umsetzen. Hierfür ist in weiterer Folge ein fehlendes Monitoring 
– System seitens des gesamtstaatlichen Parlaments verantwortlich zu machen. Die 
Europäische Kommission, die mittlerweile jährlich Berichte über die Fortschritte Bosnien-
Herzegowinas veröffentlicht, hat so ein Monitoring – System installiert. Das Problem dabei 
ist aber, dass diese Initiative erneut von Brüssel ausging und nicht von Sarajewo selbst. 
Sarajewo zeichnet sich vielmehr durch mangelnde Eigeninitiative als durch Übernahme von 
Themen, die die EU – Agenda betreffen, aus. 
 
Ein Hauptproblem, neben der Ineffizienz der bosnischen Institutionen, bleibt der fehlende 
politische Wille zur europäischen Integration. So schreibt Haindl (2006: 3): „Je schwächer die 
staatlichen Institutionen sind, desto größer, desto entschlossener muss der politische Wille 
sein.“ Doch genau das Gegenteil ist der Fall. 
     Die Parlamentsparteien, die hinsichtlich der Bemühungen zu einem EU-Beitritt einen 
politischen Konsens finden sollten, arbeiten viel mehr nach dem Prinzip „jeder gegen jeden“ 
und nicht miteinander. Die politische Landschaft ist selbst 15 Jahre nach dem Krieg noch 
immer viel zu stark durch ein ethnisches und teilweise auch diskriminierendes Denken 
geleitet. Die Parteien Bosnien und Herzegowinas, die größtenteils ethnische Parteien sind, 
kämpfen hauptsächlich für die Interessen der jeweiligen Volksgruppe. So ist besonders bei 
Betrachtung der Parteiprogramme sichtbar, dass die eigene ethnische Gruppe an der Spitze 
steht und erst danach der bosnische Gesamtstaat oder die Europäische Union. 
 
Diese Prioritätensetzung hat nicht gerade zu einer Entspannung des politischen Klimas 
beigetragen oder dazu geführt, dass die Parteien eine einheitliche europäische Linie verfolgen. 
Vielmehr haben externe Beobachter, aber auch die Völker BiHs selbst bemerkt, dass sich das 
Land auseinanderlebt anstatt zusammenzuwachsen. Im Land, das ohnehin schon durch das 
Entitätenmodell gewissermaßen entzweit ist, findet selbst innerhalb der Entitäten eine Teilung 
statt. Denn in der Föderation BiH werden die Stimmen nach einer eigenen bosnisch-
kroatischen Entität immer lauter (wie z.B. im „kroatischen Volksparlament“ Mitte April 2011 
dargelegt). De facto läuft das Land mehr auf eine weitere Trennung, als auf eine geschlossene 
Einheit zu. Doch genau diese  politische Einheit ist einer der wichtigsten Faktoren, wenn nicht 
sogar der wichtigste, wenn Bosnien und Herzegowina ernsthafte Ambitionen hegt der 
Europäischen Union beizutreten. Man muss hervorheben, dass es sich hierbei nicht nur um 
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Verbesserungen der Beziehungen in der politischen Landschaft handelt, die wirtschaftliche 
Ebene ist genauso davon betroffen. Konzentrieren sich die Entitäten vor allem auf 
Beziehungen mit Serbien und teilweise Kroatien, gibt es z.B. aus diesen Regionen vermehrt 
Importe. Das soll mit der Schaffung eines einheitlichen bosnischen Wirtschaftsraumes zwar 
nicht unterbunden werden, aber es soll zu einer Anhebung des Standards in Bosnien-
Herzegowina führen. 
 
Grundsätzlich kann gesagt werden: Erst wenn sich alle Parteien darüber im Klaren sind, 
welche neuen Möglichkeiten der EU-Beitritt mit sich bringt, wird Bosnien und Herzegowina 
entscheidende Fortschritte hinsichtlich seiner Europapolitik machen können. Die bosnisch-
herzegowinische Verfassung, die Teil des Daytoner Friedensabkommens ist, muss 
entscheidend reformiert werden. Das Abkommen führte dazu, dass das Land heute aus zwei 
konstitutiven Landesteilen besteht und der Wille zu einem bosnisch-herzegowinischen 
Gesamtstaat sowohl auf politischer-, als auch auf wirtschaftlicher Ebene kaum vorhanden ist. 
Durch das Agieren der Parteien wird dieser Gedanke der Teilung aufrechterhalten. In dieser 
Hinsicht fordert die Europäische Union eine verstärkte Eigeninitiative des gesamtstaatlichen 
Parlaments und der Parlamentsparteien zur Überwindung dieser Teilung, jedoch muss man 
nüchtern betrachtet sagen, dass dies ohne Einmischung der europäischen Institutionen nicht 
zu erreichen sein wird. Einziger Lichtblick bleibt in dieser Hinsicht die Unterzeichnung des 
SAA.  
 
Letztendlich muss man sich fragen, was ein EU-Beitritt dem Land bringen würde. Wenn man 
bedenkt, dass die Gräben nach dem Krieg der 1990er-Jahre noch immer tief sitzen, könnte die 
EU einen Durchbruch bedeuten. Und zwar einen wesentlichen Durchbruch – der europäische 
Einheitsgedanke könnte dazu führen, dass die Bürger Bosnien und Herzegowinas gerne 
Bürger des Landes wären. Nicht Bürger irgendeines unbedeutenden Landes, sondern Bürger 
eines EU-Landes. Somit könnte diese Statistik - 72,8 Prozent der Bosniaken sind stolz Bürger 
des Landes zu sein, hingegen nur 33,9 Prozent der bosnischen Kroaten bzw. 18,6 Prozent der 
bosnischen Serben (vgl. Džihić 2006: 31) – um Vieles positiver ausfallen. 
       Weiters würden die bosnisch-herzegowinischen Bürger viel mehr Möglichkeiten am 
Arbeitsmarkt haben. In einem Land in dem die offizielle Arbeitslosigkeit ungefähr 40 Prozent 
beträgt (vgl. Ivanji 2007: 15), würden sich durch freien Waren-, Personen-, Dienstleistungs- 
und Kapitalverkehr viel mehr Möglichkeiten als bisher ergeben. Der europäische 
Arbeitsmarkt wäre somit auch für die Bürger Bosnien und Herzegowinas zugänglich. 
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      Die Menschen wären nicht mehr so vielen Restriktionen ausgesetzt, sondern könnten sich 
innerhalb des EU-Raumes frei bewegen. Ein erster Schritt in diese Richtung war die 
Liberalisierung des Visa-Regimes am 15. Dezember 2010. Die Bürger könnten, durch neu 
erlangte Freiheiten, neue Chancen im Bildungswesen wahrnehmen. Durch die Schaffung 
eines einheitlichen europäischen Hochschulraumes sind den bosnisch-herzegowinischen 
Bürgern keine Grenzen gesetzt und die Bildungsmöglichkeiten würden um ein Vielfaches 
steigen. Diese These lässt sich dadurch belegen, dass „Österreich seit dem Beitritt 1995 auch 
von zahlreichen EU-Forschungsprojekten vor allem durch wachsende Netzwerke, Know-how 
und überproportionale Fördergelder aus der EU-Kasse [profitierte].“ (Lahodynsky / Lettner  
2009: 29) 
     Für die Menschen, insbesondere die Konsumenten, würden sich viele neue Türen öffnen. 
Eine neue Produktvielfalt würde das Land erreichen, was sich positiv auf die heimische 
Wirtschaft auswirken könnte. Dadurch, dass viele EU-Gesetze über den nationalen Gesetzen 
stehen, wäre auch der Einfluss der Entitäten um Vieles geringer. Das wiederum würde 
zugleich den bosnisch-herzegowinischen-, aber auch den europäischen Einheitsgedanken 
vorantreiben. 
     Für das gesamtstaatliche Parlament wäre ein EU-Beitritt ein positiver Schritt in die 
Zukunft. Statt „ethnisch“ würde man dort „europäisch“ denken. Statt Bevorzugung des 
bosniakischen, kroatischen oder serbischen Volkes würde es darum gehen, den bosnischen 
Bürgern die EU so schmackhaft wie möglich zu machen. Dazu müssten alle 
Parlamentsparteien, entgegen der heutigen Situation, an einem Strang ziehen. Somit wäre es 
möglich einheitliche europäische Programme, ungeachtet der Parteilinie, zu entwerfen. Diese 
würden letztendlich allen, insbesondere den Bürgern des Landes, zu Gute kommen. 
 
BiH wird aber auch, im Hinblick auf die Kopenhagener Kriterien, so bald wie möglich das 
Sejdić / Finci – Urteil implementieren müssen, was nahezu gleichbedeutend wäre mit einer 
Angleichung der Verfassung an die Europäische Menschenrechtskonvention. Weiters wird 
man in Zukunft die Rolle des Hohen Repräsentanten verfolgen müssen, da noch immer nicht 
klar ist, ob dieser für einen längeren Zeitraum in Bosnien und Herzegowina bleiben wird oder 
nicht. Nach der politischen Krise zu Beginn des Jahres 2011 zu urteilen, wird er weiterhin im 
Amt bleiben. Diskussionswürdig bleibt allerdings die Anwendung seiner „Bonn Powers“. 
Sollte die EU weiterhin die Führungsrolle in Bosnien und Herzegowina anstreben, wird man 
versuchen den EU Special Representative so zu positionieren, dass er, auf längere Sicht, ein 
adäquater Ersatz für den Hohen Repräsentanten werden könnte. Doch dazu müssen die 
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weiteren Schritte der bosnisch-herzegowinischen EU – Integration betrachtet werden, um 
diesbezüglich eine klare Aussage machen zu können. 
 
In einigen Bereichen, die die EU – Agenda betreffen, wie z.B. Rechtsstaatlichkeit, hat 
Bosnien und Herzegowina Fortschritte erzielt. Das ermöglichte die Liberalisierung des Visa-
Regimes im Dezember 2010, was wiederum einen großen Fortschritt in der Reisefreiheit der 
Bürger des Landes bedeutet. Erste Auswirkungen dessen sind insbesondere für Geschäftsleute 
und Schüler bzw. Studenten spürbar, die nun deutlich weniger bürokratische Hürden 
überwinden müssen, um an ihren Zielort zu gelangen (vgl. Wirtschaftskammer BiH 2011: 22). 
 
Was die Verfassungsproblematik in Bosnien und Herzegowina betrifft, so sieht man, dass 
diese innerhalb der Annäherung des Landes an die EU, immer wieder eine Rolle gespielt hat. 
Trotz zahlreicher Versuche, wie z.B. Prud oder Butmir, konnten diesbezüglich keine 
konkreten Ergebnisse geliefert werden. Dazu haben auch die politischen Krisen beigetragen, 
die es immer wieder verhinderten, dass sich die heimischen Politiker zusammensetzen und, 
durch das Erarbeiten konstruktiver Vorschläge, gemeinsam versuchen sich einer Lösung 
dieses Problems anzunähern. Stattdessen verstrickten sie sich in tagespolitische Themen, die 
zum wiederholten Male ethnonationalistisch dominiert worden sind. Daher sollen im 
Folgenden Lösungsvorschläge für die Verfassungsproblematik in Bosnien und Herzegowina 
geboten werden, was zugleich der Beantwortung der zentralen Fragestellung der Arbeit nahe 
kommen soll. 
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8. Eine neue Verfassung für Bosnien und Herzegowina? 
 
Grundsätzlich ist in Bosnien und Herzegowina der Grundkonsens vorhanden, dass das Land 
eine Verfassungsreform benötigt. Diese Verfassungsreform wird immer wieder im Zuge mit 
dem Europäisierungsprozess des Landes genannt. Insbesondere geht es dabei um die genaue 
Definition der staatlichen Kompetenzen bzw. deren Stärkung zu Gunsten des Gesamtstaates 
(vgl. Banović 2009: 343). 
       Wie bereits im Kapitel über die gesamtstaatliche Verfassung Bosnien und Herzegowinas 
dargelegt, ist die Verfassung des Landes stark auf ethnische Gruppen fokussiert, wodurch das 
bürgerliche Prinzip nahezu ausgelöscht worden ist. Ein weiteres Problem das hinzukommt ist, 
dass die höchste Instanz, die über Verfassungsfragen entscheidet, zugleich jene Instanz ist, die 
das letzte Wort über den Inhalt und die Geltung der Verfassung innehat. „Die Verfassung 
vollzieht sich ja nicht etwa von selbst […] Sie wird erst dadurch lebendig, dass sie allgemein 
und insbesondere von den Trägern staatlicher Macht beobachtet und eingehalten wird.“ (ebd.: 
124) Was die Situation in Bosnien und Herzegowina betrifft so kann festgehalten werden: 
 
„Für die Verfassungssicherung durch ein Gericht und nicht z.B. durch das Parlament sprach, dass 
die Erwartung der Unabhängigkeit, der Entscheidung allein nach Rechtsgründen anstatt nach 
verdeckten politischen Gesichtspunkten, bei einem Gericht in hergebrachter Weise am größten ist. 
Verfassungssicherung unterliegt dann den Anforderungen und Bedingungen der 
Gerichtsförmigkeit.“ (ebd.: 125) 
 
Was hinzu kommt ist, dass die bosnisch-herzegowinische Verfassung von externen Akteuren, 
die aus verschiedenen Rechtssystemen kommen, geschaffen worden ist. In Dayton einigte 
man sich auf die Institutionalisierung eines starken Verfassungsgerichts, das über 
weitreichende Kompetenzen verfügen soll, um so einer Verletzung der Menschenrechte 
entschieden zuvorzukommen (vgl. ebd.: 126). Nimmt man in Rücksicht, dass das Sejdić / 
Finci – Urteil allerdings noch immer nicht implementiert worden ist, so sieht man, dass dieses 
Vorhaben mehr oder weniger nicht gelungen ist. Verfassungen, die in dieser Hinsicht als 
Vorbilder dienten waren z.B. die deutsche Verfassung nach dem Zweiten Weltkrieg, 
Südafrika nach dem Apartheid-Regime oder die Länder Osteuropas nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion, „weil es ermöglich unbelastete Kräfte in einem Organ zu 
versammeln, um einer neuen Verfassung Wirkung zu verleihen und damit einen Beitrag zur 
Überwindung oftmals tief verwurzelter Strukturen zu leisten.“ (ebd.: 126) 
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8.1. Der bosnisch-herzegowinische Verfassungsstaat nach Dayton 
 
Edin Sarčević (2002: 495) stellt die These auf, dass Bosnien und Herzegowina sich im 
Hobbesianischen Naturzustand befindet. Das bedeutet, dass die Menschen ohne Gesetz und 
ohne Staat leben, dass jeder Anspruch auf alles hat und grundsätzlich jeder Krieg gegen jeden 
führt. Nach Dayton befindet sich BiH in einer Phase des Übergangs von diesem Naturzustand 
zu einem Rechtszustand, der sich in durch das Entstehen eines Verfassungsstaates äußert.  
 
„Der Verfassungsstaat basiert in der Tat auf einer außerordentlichen Verbundenheit seiner Bürger, 
die man mit Herman Heller als den >>nichtnormierten Unterbau der Staatsverfassung<< 
bezeichnen kann. […] In diesem Sinne ist nicht zu leugnen, dass erst ein stabiler und 
funktionierender Verfassungsstaat den wirtschaftlichen Aufschwung nach sich zieht. […] Die 
BiHV [Verfassung BiHs] ist als integraler Teil eines völkerrechtlichen Vertrags entstanden. 
Obwohl ihr der Verfassungscharakter einerseits textlich-autoritativ durch das Rahmenabkommen 
und andererseits von der bosnischen Verfassungswissenschaft zusammen mit dem 
Verfassungsgerichtshof von Bosnien Herzegowina […] zuerkannt wurde, kann nicht ernsthaft 
behauptet werden, dass Annex 4 einen verfassungsgebenden Akt des bosnischen Staatsvolkes 
darstellt. “ (Sarčević 2002: 495 ff.) 
 
Für letzteres spricht auch die eingangs dargelegte These, dass es in diesem Sinne kein 
bosnisch-herzegowinisches Staatsvolk gibt. Positiv sei, so Sarčević (2002: 498), dass die 
bosnisch-herzegowinische Verfassung an die europäische Verfassungsentwicklung angelehnt 
ist. Das bedeutet, dass Staaten an Souveränität verlieren, um anschließend in einen 
supranationalen Gesamtkörper, wie z.B. die EU, eingegliedert zu werden. Eine weitere 
Parallele zur EU ist die Aufteilung der staatlichen Hoheitsgewalt auf mehrere Ebenen (vgl. 
Sarčević 2002: 498). 
 
Bei aller Nähe zur EU-Verfassung weist die bosnisch-herzegowinische Verfassung aber 
entscheidende Mängel auf, wenn es um die Menschenrechte geht. Denn grundsätzlich werden 
einzelne Gruppen bevorzugt, was bedeutet, dass der Staatsbürger an sich nicht bedeutend ist. 
Hinzu kommt, dass die Verfassung, wie bereits ausgeführt, für einige Volksgruppen, 
diskriminierend ist. 50 Die Daytoner Verfassung trägt ebenso dazu bei, dass die Effektivität in 
Bosnien und Herzegowina bzw. das effektive Funktionieren der staatlichen Institutionen 
durch das Fehlen einer gesamtstaatlichen Gesetzgebung und das Nicht-Vorhandensein eines 
einheitlichen Wirtschaftsraums, entscheidend gebremst wird. Im Vergleich zur EU besitzt die 
                                                 
50 Näheres dazu findet sich im Kapitel Inhalte und einzelne Artikel der Verfassung Bosnien und Herzegowinas. 
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bosnisch-herzegowinische Verfassung keine „wirtschaftliche Rationalität“ (Sarčević 2002: 
499). In Anlehnung daran ergibt sich durch die Verfassungsordnung ebenso ein Problem in 
Bosnien und Herzegowina. Generell definiert die Verfassung die Ordnung der Staatsform. 
Demnach kann ein Staat unitaristisch oder föderal sein. Das konstitutive Element in einem 
unitaristischen Staat ist nur der Bürger; in einem föderalen Staat entweder der Bürger, oder 
die föderale Einheit (vgl. Miljko 2009: 210). Vor dem Zerfall Jugoslawiens war Bosnien und 
Herzegowina ein unitaristischer Staat mit 109 Gemeinden und zudem eine der sechs 
Teilrepubliken Jugoslawiens (vgl. ebd.: 210). Das Hauptproblem nach dem Zerfall des 
jugoslawischen Staatenbundes war der Übergang von einem unitaristischen in einen föderalen 
Staat und die Festlegung der Grenzen der künftigen föderalen Einheiten. 
 
Was die Organisation der Staatsgewalt betrifft, entschied man sich in Bosnien und 
Herzegowina auf den Parlamentarismus. Das Hauptmerkmal dessen ist das „Recht der 
vollziehenden Gewalt, dass sie das Parlament, dem die Regierung verantwortlich ist, auflösen 
kann.“ (ebd.: 216) Somit ist, laut der Verfassung Bosnien und Herzegowinas, das 
gesamtstaatliche Parlament Bosnien und Herzegowinas der Gesetzgeber und die 
Präsidentschaft hat die vollziehende Funktion der Staatsgewalt inne. Allerdings kann die 
Präsidentschaft das gesamtstaatliche Parlament nicht auflösen, das obliegt der Völkerkammer, 
nicht aber dem Abgeordnetenhaus (vgl. ebd.: 216). In Bosnien und Herzegowina ersetzt 
zudem die ethnisch-völkische Konsensdemokratie die prozedural-bürgerliche 
Mehrheitsdemokratie (vgl. Sarčević 2002: 500). 
 
„Das bosnische Verfassungssystem verdichtet sich somit zu einem System zur Regelung der 
Völkermordergebnisse, das in seiner jetzigen Form wegen der Legalisierung der >>ethnischen 
Säuberungen<< in direktem Widerspruch zum Völkermordverbot und zum Gebot der Achtung des 
humanitären Völkerrechts steht.“ (ebd.: 501 ff.) 
 
In weiterer Folge stellt sich daher die Frage ob die jetzige Verfassung Bosnien und 
Herzegowinas, das heißt die Daytoner Verfassung, ein friedliches Zusammenleben in diesem 
Land garantieren kann? Grundsätzlich kann das System, das derzeit vorhanden ist, „aus sich 
selbst heraus keine effektive, rechtsstaatlich geprägte Gewalt erbringen.“ (ebd.: 512) 
Lediglich der Hohe Repräsentant kann eine minimale Funktionsfähigkeit des Staates 
garantieren. Eine Möglichkeit zur Korrektur dieser Verhältnisse ergab sich durch eine 
Entscheidung des bosnisch-herzegowinischen Verfassungsgerichtshofes vom 30.6. und 
1.7.2000: 
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1) Der Verfassungsgerichtshof bestimmt eindeutig den Rechtsstatus der Entitäten, 
wodurch die Republika Srpska und die Föderation BiH nicht als Staaten, sondern 
„ausschließlich als territoriale Bestandteile des Staates BiH“ (ebd.: 513) verstanden 
werden müssen. 
2) Die rechtliche Natur der Verfassung Bosnien und Herzegowinas wurde als 
völkerrechtlicher Vertrag qualifiziert, wodurch sich die Pflicht zur Gleichbehandlung 
aller konstitutiven Völker ergibt. 
3) Die Entitäten sind verpflichtet Flüchtlinge und Vertriebene zu schützen. Diesbezüglich 
gibt es von Seiten des Verfassungsgerichtshofes den Vorwurf, „dass seit dem 
Inkrafttreten des Daytoner Abkommens in der RS und in der FBiH eine absichtliche 
Diskriminierungspraxis staatlicher Organe existiere“ (ebd.: 513), wodurch sich die 
Flüchtlingsrückkehr bzw. in weiterer Folge deren Integration in die Gesellschaft als 
äußerst problematisch erweist. 
4) Der privilegierte Status der orthodoxen Kirche in der Republika Srpska ist 
verfassungswidrig, da sich dadurch eine entscheidende Behinderung in der 
Religionsfreiheit ergibt (vgl. ebd.: 513 ff.) 
5) Der Verfassungsgerichtshof verlangt eine gleichberechtigte Verwendung der 
offiziellen Amtssprachen. Das soll auch verfassungsrechtlich abgesichert werden. 
Daher stehen die Verfassungen der RS bzw. der FBiH nicht im Einklang mit der 
gesamtstaatlichen Verfassung, da sie die Sprache bzw. die Schrift jener Volksgruppe, 
die die Mehrheit in der jeweiligen Entität stellt, bevorzugt (vgl. ebd.: 514). 
 
In weiterer Folge spricht Sarčević (2002: 517) von einer „Ethnisierung“ des bosnisch-
herzegowinischen Verfassungssystems, da in der FBiH Bosniaken und Kroaten und in der RS 
Serben ausschließliche Verfassungsgeber sind. „Das erzwungene Ende des Krieges bedeutete 
folglich die Anerkennung der verfassungsgebenden Kraft der drei durch den Krieg profilierten 
Ethnien […] als eigentliche Verfassungsgeber.“ (Sarčević 2002: 517) Dieses ethnische 
Prinzip kann nur dann aufgehoben werden, wenn Bosniaken und Kroaten in der RS und 
Serben in der FBiH als verfassungstragende Völker anerkannt werden. Solange das nicht 
passiert, wird es in den jeweiligen Entitäten weiterhin Diskriminierungen geben, die somit 
stillschweigend und sogar rechtlich legitimiert, hingenommen werden. Um dem Prinzip der 
Diskriminierung entgegenzuwirken wurde vom Hohen Repräsentanten pro Entität eine 
Verfassungskommission eingerichtet, deren Aufgabe es war etwaige Verfassungsänderungen 
dem jeweiligen entitären Parlament vorzuschlagen. Die wichtigsten Änderungsvorschläge 
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waren mitunter die „positivrechtliche Anerkennung aller drei konstitutiven Völker sowie […] 
die verfassungsrechtliche Gewährleistung der gleichberechtigten Verwendung aller drei 
Amtssprachen in den beiden Entitäten.“ (Sarčević 2002: 520) Ebenso sollte das vitale, 
nationale Interesse genau definiert werden und zudem der Verwaltungsapparat beider 
Entitäten reduziert werden. Bei genauer Betrachtung stellt man fest, dass es bis heute (Stand: 
Mai 2011) nur bei den Vorschlägen geblieben ist und, dass diesbezüglich nichts Konkretes 
unternommen worden ist. 
 
Manfred Dauster (2010: 3) spricht in seinen Ausführungen, im Hinblick auf die Verfassung 
Bosnien und Herzegowinas, von einem unvollkommenen Organisationsstatut. 
 
„Die Kriegsereignisse und die ihnen vorausgehende Unabhängigkeitserklärung haben vielmehr 
bleibende und bisher nicht behobene Schäden an der (Rechts-)Kultur von Bosnien und 
Herzegowina hinterlassen. Diese Schäden in der juristischen Landschaft liefern jedenfalls teilweise 
ein Erklärungsmuster für das völlige Desinteresse auch der juristischen Akteure an einer 
Besserung der verfassungspolitischen und damit auch der allgemein-politischen Lage des Landes.“ 
(Dauster 2010: 5) 
 
In dieser Hinsicht gab es, wie bereits ausgeführt, mehrere Versuche die Verfassung Bosnien 
und Herzegowinas neu zu gestalten. Doch das April-Paket sowie die Diskussionen in Prud 
und Butmir brachten nichts Zählbares. Vielmehr brachten diese Verfassungsdebatten, die 
grundsätzlich positive Initiativen sein sollten, mit sich, dass sich der politische Ton im Land 
verschärfte und die Entitäten erneut in ethnonationalistische Debatten zurückfielen. Der 
Höhepunkt dessen war sicherlich das angestrebte Referendum über die Entscheidungen des 
Hohen Repräsentanten im Hinblick auf das Staatsgericht, das allerdings, nach Interventionen 
durch die EU, verhindert werden konnte. Nachdem sich die Wogen nun zu glätten scheinen 
wird es wichtig sein, ökonomische Reformen in Bosnien und Herzegowina durchzuführen, 
um das Land auf wirtschaftlich stabile Beine zu stellen. Doch die Verfassungsreform bleibt 
das zentrale Ziel. Zudem bleibt es ein Ziel das vor einem möglichen EU – Beitritt gelöst 
werden muss. Denn Bosnien und Herzegowina wird nur mit entscheidenden 
Verfassungsänderungen der europäischen Staatenunion beitreten können. 
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8.2. „Dayton 2“ oder eine Verfassung mit der Handschrift nationaler Akteure? 
 
Im Hinblick auf die Reform der Verfassung Bosnien und Herzegowinas wird das sicherlich 
die entscheidende Frage sein. Will man im Land lediglich Amendments zur bestehenden 
Verfassung hinzufügen oder möchte man eine gänzlich neue Verfassung etablieren, die die 
Handschrift heimischer Akteure trägt? Letzteres würde bedeuten, dass die Tage der 
internationalen Gemeinschaft in Bosnien und Herzegowina wohl gezählt wären. Doch bis es 
so weit kommen würde, ist es noch ein weiter Weg. Diesbezüglich ist auch die Frage 
berechtigt, ob die bosnisch-herzegowinischen Politiker überhaupt wollen, dass BiH ein Land 
ist, das selbst Verantwortung übernehmen kann und nicht auf die Hilfe externer Akteure 
angewiesen ist? 
 
Wie bereits erwähnt, tauchte im April 2011 der Vorschlag Zlatko Lagumdžijas auf, eine 
internationale Konferenz, ähnlich der in Dayton 1995, einzuberufen. Allerdings würde diese 
Konferenz natürlich unter anderen Vorzeichen stehen als im Jahr der Unterzeichnung des 
Daytoner Friedensvertrages. Demnach schlug Lagumdžija vor, der Konferenz den Namen 
„Dayton 2“ zu geben. Das brachte ihm von vielen Seiten Kritik ein, da viele darin ein 
„unilaterales“ Handeln sahen, ohne, dass er sich davor mit Vertretern anderer Parteien darüber 
abgesprochen hätte. Allerdings wurden diesbezüglich auch durchaus positive Töne 
angeschlagen, wie z.B. von Martin Raguž, einem hochrangigen Vertreter der HDZ 1990 BiH:  
 
„16 Jahre nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages von Dayton ist sichtbar, dass dieses 
Abkommen viele Hürden mit sich gebracht hat, das BiH in eine tiefe politische Krise gestürzt hat. 
[…] Es wäre ideal wenn wir uns ohne die Hilfe externer Akteure über Verfassungsreformen 
einigen könnten. […] Wir dürfen aber nicht ignorieren, dass wir Teil internationaler Strukturen 
sind. Deswegen müssen wir optimale Lösungen für die Stabilität und das Weiterbestehen BiHs 
finden.“ (Gudelj 2011: 2; Übersetzung durch den Autor) 
 
Der Vizepräsident der HSP BiH, Josip Perić, hat sich ebenso dazu geäußert und das 
Einberufen einer neuen, internationalen Konferenz befürwortet: „Eine Reform Daytons hätte 
schon längst passieren müssen. Der Beweis dafür ist, dass der Großteil der damaligen 
Unterzeichner heute tot ist.“ (ebd.: 2; Übersetzung durch den Autor) Kritik kam vor allem von 
Vertretern aus der Republika Srpska, wie z.B. durch den Exekutivsekretär der SNSD Rajko 
Vasić, der ausführte, dass Lagumdžija durch seinen „Privatbesuch in den USA lediglich den 
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Umstand lindern möchte, dass die SDP für die Nichtbeteiligung der beiden HDZs in der 
Regierung der FBiH schuld ist.“ (Krsman 2011: 3; Übersetzung durch den Autor)  
Natürlich gibt es Für- und Widersprüche für das Abhalten einer internationalen Konferenz, im 
Hinblick auf eine Verfassungsreform für Bosnien und Herzegowina. Betrachtet man die 
bisherigen ernsthaften Ansätze im Hinblick darauf, wie eben Prud oder Butmir, so ist es nicht 
verwunderlich, dass einige der heimischen Akteure vor einer internationalen Konferenz 
zurückschrecken. Andererseits fehlt ihnen aber auch der entschlossene Wille selbst 
Verantwortung in dieser Causa zu übernehmen. Denn abgesehen von runden Tischen, die 
durchaus nur von heimischen Politikern und Intellektuellen abgehalten werden, ist in Bosnien 
und Herzegowina bezüglich Verfassungsreformen nicht viel passiert. Daher ist die Frage 
berechtigt ob es überhaupt eine Alternative zur einer internationalen Konferenz gibt? Das ist 
natürlich schwierig vorauszusehen, aber ein mögliches Szenario wäre die Neuordnung der 
politischen Landschaft Bosnien und Herzegowinas. Durch das, zweifelsohne erkennbare, 
stärkere Engagement der EU in BiH, haben die heimischen Politiker gewissermaßen eine 
Vorgabe in welche Richtung die politische Zukunft gehen wird. Hier gilt es schließlich 
anzuknüpfen. Wie das in etwa aussehen könnte soll im Folgenden präsentiert werden. 
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9. Änderungsvorschläge zur nationalen Verfassung Bosnien und Herzegowinas 
 
Durch das immer stärker werdende Engagement der EU in BiH, haben die bosnisch-
herzegowinischen Politiker einen neuen, starken Kooperationspartner gefunden, wenn es um 
die Integration BiHs in die EU geht. Es wird an den bosnisch-herzegowinischen Politikern 
selbst liegen, dieses Verhältnis aufrecht zu erhalten und auszubauen. Doch das Ziel der 
diversen Institutionen der EU, die zurzeit in BiH tätig sind, ist klar vorgegeben. BiH soll von 
der Unterstützung, im Hinblick auf die Annäherung zur EU, profitieren. Doch diese 
Unterstützung soll nicht von ewiger Dauer sein, sondern sie soll so weit reichen, dass BiH für 
die essentiellsten Aufgaben des EU-Integrationsprozesses bestens gerüstet ist. Schließlich 
muss das Land selbst Initiativen ergreifen und den Willen zeigen der EU beitreten zu wollen. 
An den Institutionen der EU liegt es lediglich diesen Prozess zu bewerten. 
 
Ein zentraler Punkt im Hinblick auf den EU – Annäherungsprozess wird die bosnisch-
herzegowinische Verfassung sein. Diese ist, in Anbetracht der Kopenhagener Kriterien und 
gewisser demokratischer EU – Standards, nicht EU – tauglich. Dafür sprechen mehrere 
Gründe. Einer davon ist, dass lediglich Bosniaken, Kroaten und Serben konstitutive Völker 
sind (vgl. OHR 1995: DPA, Annex 4, Preamble). Dadurch sind andere Völker Bosnien und 
Herzegowinas, in nahezu allen Lebensbereichen, klar benachteiligt. Allein in der Politik 
kommt es für die so genannten „Anderen“ zu zahlreichen Diskriminierungen, wie z.B. das 
passive Wahlrecht betreffend. Demnach sind, wie bereits erwähnt, nur Bosniaken, Kroaten 
und Serben zur Präsidentschaft BiHs wählbar. Wenn BiH in die EU möchte, so wird es 
entscheidend sein, diese Präambel zu verändern. In der Präambel eines demokratischen 
Staates muss auch das demokratische Prinzip klar und deutlich erkennbar sein. Nach diesem 
haben alle StaatsbürgerInnen dieselben Rechte und Pflichten. Daher muss dieses Element – 
„konstitutive Völker“ – aus der Verfassung eliminiert werden. In dieser Hinsicht müssen die 
Politiker Bosnien und Herzegowinas, aber auch deren Bürger, entscheidend daran arbeiten ein 
bosnisch-herzegowinisches Staatsvolk zu etablieren und den Menschen das eigene Land so 
nahe zu bringen, dass sich jede Person gerne als Bosnier sieht. Dadurch könnte in Zukunft 
vermieden werden, dass sich die Menschen in BiH über ihre Religion definieren. 
 
Von der jetzigen Verfassung ausgehend, besteht der Staat BiH aus zwei Entitäten, der FBiH 
und der RS. Realpolitisch betrachtet, genießen innerhalb der jeweiligen Entitäten jene 
Menschen bestimmte Privilegien, die der Mehrheitsbevölkerung angehören. In der FBiH sind 
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das die Bosniaken und in der RS die Serben. Das ist nicht ein realpolitisches Faktum, das erst 
seit Kurzem besteht, vielmehr geht es dabei um die territoriale Aufteilung BiHs, die während 
der Friedensverhandlungen in Dayton 1995 beschlossen worden ist. Diese hat sich 
mittlerweile fest etabliert und, auch wenn es von Seiten vieler Vertreter (insbesondere 
Bosniaken) Wünsche bezüglich eines bosnisch-herzegowinischen Zentralstaates gibt, wird das 
wohl auch in naher Zukunft die Staatsform BiHs bleiben. Doch um gewisse Privilegien, die 
grundsätzlich nur souveränen Nationalstaaten vorbehalten sind, wie z.B. das Abschließen 
bestimmter Partnerschaften und Verträge mit einem Nachbarstaat (vgl. OHR 1995: DPA, 
Annex 4, Art. 3, Ziffer 2a.) zu verhindern, wäre das Eliminieren der Entitätsverfassungen eine 
Lösung. Demnach müsste in der gesamtstaatlichen Verfassung, wie von Sarčević (2002: 513) 
ausgeführt, klar und deutlich festgelegt werden, dass sowohl die FBiH als auch die RS 
ausschließlich territoriale Bestandteile des Gesamtstaates Bosnien und Herzegowina sind. 
Dadurch wäre, in jeder Hinsicht, ein einseitiges Handeln der Entitäten obsolet, da nur der 
Staat selbst die Befugnis hat mit Nachbar- und anderen Staaten zu kommunizieren und in 
weiterer Folge Verträge und Partnerschaften abzuschließen. 
           13 Verfassungen sind für ein Land wie Bosnien und Herzegowina einfach zu viel. Eine 
Reduktion dieser würde auch wesentlich dazu beitragen, den bosnisch-herzegowinischen 
Staatsbürger an erste Stelle zu setzen. Denn neben der Religion ist die Entität oder der Kanton 
eine weitere Möglichkeit der Definition der Menschen Bosnien und Herzegowinas. Es gäbe 
demnach die Möglichkeit die Rechte und Pflichten der Kantone und der beiden Entitäten 
BiHs, als territoriale Bestandteile des Gesamtstaates BiH, in der gesamtstaatlichen Verfassung 
festzuschreiben. Somit müssten, bei Verstößen gegen diese Bestimmungen, keine kantonalen- 
und entitären Gerichtshöfe mehr angerufen werden, sondern direkt der bosnisch-
herzegowinische Verfassungsgerichtshof. 
        Ein weiterer zentraler Punkt, um den Staatsbürger BiHs zum Träger der nationalen 
Verfassung zu machen, wird die Implementierung des Sejdić/Finci-Urteils sein (vgl. ECHR 
2009: Case of Sejdić and Finci v. Bosnia and Herzegovina). Doch wie bereits erwähnt, ist 
dazu eine Zwei – Drittel – Mehrheit im gesamtstaatlichen Parlament BiHs notwendig. Bis 
jetzt (Stand: August 2011) ist das noch nicht erfolgt und diesbezüglich kommen auch keine 
Signale, in welche Richtung es weiter gehen wird. Ein wahrscheinliches Szenario könnten 
aber, bei ausbleibender Umsetzung, Sanktionen durch die internationale Gemeinschaft sein. 
Doch genau das ist es, was in Zukunft in BiH verhindert werden soll, nämlich, dass erst auf 
Drängen der internationalen Gemeinschaft die politische Elite BiHs agieren wird. Sobald das 
Urteil allerdings umgesetzt ist, fällt auch die Privilegierung der konstitutiven Völker weg, da 
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somit auch die „Anderen“ diese Rechte, wie z.B. jenes des passiven Wahlrechts, genießen 
dürften. 
 
Ein Widerspruch, der sich aus der jetzigen, in Dayton beschlossenen Verfassung ergibt, ist in 
Artikel 2 festgeschrieben. Demnach darf niemand aufgrund seines Geschlechts, „Rasse“, 
Hautfarbe, Sprache, Religion usw. diskriminiert werden (vgl. OHR 1995: DPA, Annex 4, Art. 
2, Ziffer 4). In der Realität sieht das natürlich anders aus, da gemäß den entitären 
Verfassungen jene Schrift und Sprache, die die Mehrheitsbevölkerung beherrscht, die 
offizielle der jeweiligen Entität ist (vgl. Ustav Republike Srpske 2011: Član 7). Würden die 
entitären Verfassungen abgeschafft, so wäre es möglich sowohl Kyrillisch als auch Lateinisch 
als offizielle Schriften in BiH und Bosnisch, Kroatisch und Serbisch als offizielle, 
gleichberechtigte Amtssprachen in BiH zu etablieren (vgl. Sarčević 2002: 514). 
     Weiters würden andere Aspekte, die bis jetzt den Entitäten oblagen, wie z.B. die 
Flüchtlingsrückkehr, dem Staat zugesprochen werden. Dadurch hätten die Entitäten 
entscheidend weniger politischen Einfluss. Ein weiterer Punkt, der die Entitäten zu einem 
staatsähnlichen Gebilde macht ist, dass diese eigene Parlamente besitzen. Demnach sollte der 
Begriff „Entitätsparlament“ gestrichen und über einen Alternativbegriff nachgedacht werden. 
Als mögliches Vorbild dazu, könnte der deutsche „Landtag“ dienen. 
 
Um politische Effektivität in BiH zu garantieren – nicht nur im Hinblick auf den EU-
Integrationsprozess – muss die Zahl der Abgeordneten in der Völkerkammer, aber auch im 
Repräsentantenhaus neu zusammengesetzt werden. Zurzeit zählt die Völkerkammer insgesamt 
15 Mitglieder, von denen zwei Drittel aus der FBiH (fünf Bosniaken und fünf Kroaten) und 
ein Drittel (fünf Serben) aus der RS kommen. Ähnlich verhält es sich im Repräsentantenhaus, 
wo es insgesamt 42 Abgeordnete gibt, wo ebenso zwei Drittel aus der FBiH gewählt werden 
und ein Drittel aus der RS (vgl. OHR 1995: DPA, Annex 4, Art. 4, Ziffer 1./2.). Sowohl die 
Zusammensetzung der Völkerkammer als auch des Repräsentantenhauses bedeutet, dass 
Angehörige anderer Volksgruppen, außer jene, die zu den drei konstitutiven Volksgruppen 
gezählt werden, weder zur Völkerkammer noch zum Repräsentantenhaus wählbar sind. Neben 
der Tatsache, dass diesen Personen das passive Wahlrecht vorenthalten wird, wird, innerhalb 
der jetzigen Bestimmungen, Teilen der konstitutiven Volksgruppen innerhalb einer Entität 
ebenso die Ausübung des aktiven Wahlrechts nicht erlaubt. Demnach dürfen Bosniaken oder 
Kroaten, die in der RS leben, keine serbischen Abgeordneten wählen, sowie in der FBiH 
lebende Serben nicht bosniakische oder kroatische Abgeordnete in dieser Entität wählen 
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dürfen (vgl. Ibrahimagić 2010: 1). Zudem sind jene Abgeordneten, die innerhalb der 
jeweiligen Entität gewählt wurden, nicht die Vertreter aller Staatsbürger Bosnien und 
Herzegowinas, sondern nur die Vertreter der Bosniaken, Kroaten und Serben innerhalb der 
jeweiligen Entität. Somit verstößt dieser Teil der Verfassung gegen einen anderen. So heißt es 
in Artikel 9, Ziffer 3: „Officials appointed to positions in the institutions of Bosnia and 
Herzegovina shall be generally representative of the peoples of Bosnia and Herzegovina.” 
(OHR 1995: DPA, Annex 4, Art. 9, Ziffer 3)  
       Ein Vorschlag zur Lösung dieses Problems wäre die Zahl der Abgeordneten in der 
Völkerkammer auf 17 zu erhöhen. Demnach würde dann dieses Haus aus fünf bosniakischen-, 
fünf kroatischen-, fünf serbischen- und zwei Vertretern „anderer“ Völker bestehen, die von 
den Abgeordneten des Repräsentantenhauses gewählt würden (vgl. Ibrahimagić 2010: 2). 
 
Ein ähnliches Problem ergibt sich aus Artikel 5 der nationalen Verfassung Bosnien und 
Herzegowinas. Demnach stellen nur Vertreter aus Reihen der Bosniaken, Kroaten und Serben 
die Präsidentschaft des Landes. Somit sind jene, die nicht Vertreter der konstitutiven Völker 
sind, zur Präsidentschaft nicht wählbar. Hinzu kommt, dass ein Serbe nicht in der FBiH- und 
ein Bosniake und ein Kroate nicht in der RS gewählt werden dürfen. Für dieses Problem gibt 
es zwei Lösungen. Eine könnte sein, dass die dreiköpfige Präsidentschaft um ein Mitglied 
erweitert wird und somit ein Vertreter aus den Reihen der „anderen“ Völker BiHs, neben dem 
bosniakischen, kroatischen und serbischen Mitglied, die Präsidentschaft bildet. Diese würden 
mit einfacher Mehrheit durch das Repräsentantenhaus gewählt werden. Der Nachteil dieses 
Lösungsansatzes ist allerdings, dass er wieder auf die einzelnen Völker bezogen ist.  
       In Anbetracht des Ziels das ethnische- durch das staatsbürgerliche Prinzip zu ersetzen, 
erscheint der zweite Lösungsansatz besser geeignet. Demnach wird die jetzige dreiköpfige 
Präsidentschaft abgeschafft und durch einen einzigen Staatspräsidenten ersetzt. Dieser würde 
durch die Staatsbürger Bosnien und Herzegowinas gewählt werden (vgl. ebd.: 2). 
 
Ein weiterer Artikel der Verfassung, der neu überdacht werden müsste, ist Artikel 6. Er 
enthält die Bestimmungen zum Verfassungsgerichtshof BiHs. Derzeit zählt der 
Verfassungsgerichtshof neun Mitglieder, von denen vier aus der FBiH und zwei aus der RS 
sind. Die restlichen drei Richter kommen von außen (aber nicht aus einem Nachbarstaat) und 
werden vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ernannt. Grundsätzlich sollte hier 
das Prinzip gelten, dass Qualität vor Quantität kommt. Das heißt es geht nicht um die Anzahl 
der Richter des Verfassungsgerichtshofs, sondern vielmehr, um die Qualität ihrer Arbeit. 
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Daher ist es primär, auch in Anbetracht des staatsbürgerlichen Prinzips, die Richter 
ausschließlich nach ihrer Qualifikation zu ernennen. Das könnte in nächster Zeit durch ein 
externes, unabhängiges Gremium, das z.B. von Mitgliedern der EU-Staaten gestellt wird, 
geschehen. In weiterer Folge könnte dann ein unabhängiges, bosnisch-herzegowinisches 
Gremium diese Funktion übernehmen. Demnach würde auch hier das ethnische- durch das 
staatsbürgerliche Prinzip verdrängt werden. Was die Zusammensetzung betrifft, so könnte 
man ein Modell verfolgen, dass es insgesamt fünf Richter und jeweils einen Stellvertreter 
gibt. Deren primäre Aufgabe wäre zu überprüfen ob bestimmte Issues, wie z.B. das 
Abschließen von Verträgen mit Nachbarstaaten, der Verfassung BiHs entspricht. Streitfälle 
zwischen Entitäts- und der gesamtstaatlichen Verfassung würden wegfallen, insofern sowohl 
die Verfassung der FBiH als auch jene der RS aufgelöst würden. 51 
 
Artikel 7 beschäftigt sich mit der Zentralbank BiHs. Demnach ist die Zentralbank die einzige 
Autorität, die für die Landeswährung zuständig ist. Der erste Vorstand der Zentralbank wurde 
durch einen gemeinsamen Beschluss des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der 
Präsidentschaft BiHs für einen Zeitraum von sechs Jahren (nach Inkrafttreten des Daytoner 
Friedensvertrages) gewählt. Danach sollte sich der Vorstand aus fünf Personen 
zusammensetzen, die, ebenso für ein Mandat von sechs Jahren, von der Präsidentschaft BiHs 
bestimmt werden sollten. Die fünf Personen, die den Vorstand bilden, wählen anschließend 
aus diesem Kreis eine Person aus, die den Vorstandsvorsitzenden stellt (vgl. OHR 1995: 
DPA, Annex 4, Art. 7, Ziffer 1.-3.). 
        Im Hinblick auf die Verfassungsreform ist vor allem die Wahl des 
Vorstandsvorsitzenden zu überdenken. Verfolgt man das Ziel das ethnische Prinzip durch das 
staatsbürgerliche zu ersetzen, so würde ein Präsident, der durch das Volk gewählt werden 
würden, an der Spitze BiHs stehen. Dieser sollte in weiterer Folge die Wahl des 
Vorstandsvorsitzenden lediglich absegnen. Die Vorstandsmitglieder, die den 
Vorstandsvorsitzenden wählen, sollten, nicht wie bisher durch die Präsidentschaft, sondern 
durch den zuständigen Ministerrat gewählt werden. Dadurch erhöht sich die Möglichkeit, dass 
Kandidaten für diesen Posten lediglich nach ihrer Qualifikation und nicht nach ihrer 
ethnischen Zugehörigkeit ernannt werden, da die Kandidaten aus einem Expertenpool gewählt 
werden. In weiterer Folge, sollten die fünf ernannten Vorstandsmitglieder, wie bisher, aus 
ihrem Kreis heraus den Vorstandsvorsitzenden wählen (vgl. ACIPS 2010: 10). 
                                                 
51 Artikel 7 bis Artikel 12 sind in dieser Arbeit zwar nicht näher ausgeführt, allerdings sollen in weiterer Folge 
auch für diese Artikel Verbesserungsvorschläge geboten werden. 
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Artikel 8 der Verfassung Bosnien und Herzegowinas beschäftigt sich mit den Finanzen. Wie 
bereits erwähnt geht es hier darum, dass das jährliche Budget von der Präsidentschaft 
vorgeschlagen und vom Parlament angenommen wird (siehe S. 40). Diesbezüglich könnte 
man, in Hinblick auf eine Erneuerung des Artikels 5 (Präsident statt Präsidentschaft), dem 
Ministerrat die Rolle zukommen lassen das jährliche Budget vorzuschlagen. Dieses sollte, in 
weiterer Folge, vom Parlament BiHs angenommen werden (vgl. ACIPS 2010: 10). 
 
Allgemeine Bestimmungen sind in Artikel 9 der Verfassung festgeschrieben. Demnach darf 
z.B. niemand, der vom ICTY gesucht wird, eine politische Position in BiH bekleiden (siehe S. 
40). Eine weitere Ausführung ist in Ziffer 3 dieses Artikels festgeschrieben, der lautet, dass 
alle Funktionäre, die in den Institutionen BiHs tätig sind, grundsätzlich die Völker Bosnien 
und Herzegowinas repräsentieren (vgl. OHR 1995: DPA, Annex 4, Art. 9, Ziffer 3). Das 
könnte man, im Rahmen einer Verfassungsreform, in weiterer Folge präzisieren und sagen, 
dass es hierbei um die Abgeordneten des Repräsentantenhauses und der Völkerkammer, des 
Staatspräsidenten BiHs und die Minister geht (vgl. ACIPS 2010: 11). 
 
Artikel 10 der jetzigen Verfassung beschäftigt sich mit Amendments bzw. dem Prozess, wie 
Amendments angenommen werden (siehe S. 40). Dem derzeitigen Prozess der Annahme von 
Amendments ist nichts hinzuzufügen, da es sich dabei nicht um einen Prozess handelt, der 
von den Entitätsparlamenten in Gang gesetzt wird, sondern im gesamtstaatlichen Parlament 
behandelt wird. 
     Ebenso müsste Artikel 11 der Daytoner Verfassung nicht geändert werden, da es hier um 
Übergangsregelungen geht, die sich insbesondere auf öffentliche Dienstleistungen, Gesetze 
und andere Angelegenheiten beziehen, die in Annex II der Verfassung festgeschrieben sind. 
 
Der letzte Artikel der jetzigen Verfassung, Artikel 12, bestätigt lediglich das Inkrafttreten der 
Verfassung. Die jetzigen Ziffern 1 und 2 wären in einer neuen Verfassung BiHs zu streichen, 
stattdessen könnte man die „Erklärung im Namen der Föderation Bosnien und Herzegowina“ 
und die „Erklärung im Namen der Republika Srpska“ (vgl. OHR 1995: DPA, Annex 4, Annex 
II) zu Artikel 12 hinzufügen. Dies ist lediglich ein Bekenntnis der beiden Entitäten zur 
Verfassung Bosnien und Herzegowinas. Sowohl in der einen als auch in der anderen 
Erklärung heißt es, dass die jeweilige Entität „im Namen ihrer konstitutionellen Völker und 
Bürger“ (OHR 1995: DPA, Annex 4, Annex II) die gesamtstaatliche Verfassung angenommen 
hat. Dieser Teil der Erklärung ist zu streichen, da es in Zukunft nicht konstitutionelle Völker, 
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sondern ein Volk – das bosnisch – herzegowinische – geben soll. Somit könnte eine neue, in 
Artikel 12, festgeschriebene Erklärung lauten: Sowohl die Föderation Bosnien und 
Herzegowina als auch die Republika Srpska erkennen die gesamtstaatliche Verfassung 
Bosnien und Herzegowinas an und fühlen sich dieser, in jeder Hinsicht, verpflichtet. Das wäre 
Ziffer 1. 
           Ziffer 2 würde lauten: Das gesamtstaatliche Parlament Bosnien und Herzegowinas 
nimmt die Verfassung, die sowohl von der Föderation Bosnien und Herzegowina als auch von 
der Republika Srpska anerkannt werden, an und bekennt sich zu dieser. Die Verfassung tritt 
somit ab sofort (ein Datum wäre hinzuzufügen) in Kraft. 
           Somit wären die „Erklärungen“ aus Annex II der Verfassung gestrichen und zu Artikel 
12 hinzugefügt. Dadurch wird Annex II entscheidend gekürzt, dafür wird Artikel 12 mehr 
Bedeutung beigemessen. Was Annex I betrifft, so bliebe dieser aufrecht, da regelmäßig neue 
Verträge unterzeichnet werden, die in weiterer Folge zu diesem Annex hinzugefügt werden 
könnten. 
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10. Schlusswort 
 
Diese Änderungsvorschläge, das ist zu betonen, sind lediglich einige Änderungsvorschläge 
von vielen. Ein Datum, wann einige dieser tatsächlich umgesetzt werden könnten, ist nicht 
vorhersehbar. Dafür gibt es momentan noch zu viele Hindernisse auf gesamtstaatlicher Ebene 
(Stand: August 2011). Eines der größten Hindernisse ist sicherlich, dass das Sejdić/Finci-
Urteil bis heute noch immer nicht umgesetzt ist. Deswegen sind viele Völker, die heute nicht 
zu den „Konstitutiven“ gezählt werden, in vielen Lebensbereichen diskriminiert. Erst wenn 
dieses Urteil umgesetzt wird, können ernsthafte Reformen zur jetzigen Verfassung in Betracht 
gezogen werden. 
 
Was Bosnien und Herzegowinas Weg in die Europäische Union betrifft, so wird 
diesbezüglich ebenso viel von der Umsetzung des genannten Urteils abhängen. Die 
Europäische Union ist ein Staatenbund der für bestimmte Rechten und Pflichten, aber 
insbesondere für demokratische Werte, steht. Solange in Bosnien und Herzegowina nicht alle 
Völker gleichberechtigt sind, hat das Land kaum Aussichten auf einen Beitritt zur 
Europäischen Union. Bedenkt man, dass die Nachbarländer Kroatien und Serbien, einem EU-
Beitritt immer näher rücken, so sieht man, dass in Bosnien und Herzegowina in vielen 
Bereichen Aufholbedarf besteht. 
 
Dayton hat Bosnien und Herzegowina Frieden und ein Ende des blutigen Krieges gebracht. 
Dafür sitzen die sozialen Gräben heute noch sehr tief. Viele bekennen sich nicht zu dem Land 
in dem sie leben und fühlen sich nicht als Bosnier. Die Religionszugehörigkeit ist bis heute 
das primäre Identifikationsmerkmal bzw. die Zugehörigkeit zu einer ethnischen Gruppe. Dazu 
hat auch die jetzige Verfassung, die während der Friedensverhandlungen in Dayton 
ausgearbeitet worden ist, beigetragen. In der Verfassung sind ethnische- über 
staatsbürgerliche Prinzipien gesetzt worden. Das hat auch dazu beigetragen, dass die beiden 
Entitäten, die formell territorialer Bestandteil des Gesamtstaates Bosnien und Herzegowina 
sind, Möglichkeiten eingeräumt werden, die ansonsten nur souveränen Nationalstaaten 
vorbehalten sind. Ebenso gibt es nicht nur einen Staatspräsidenten, sondern eine dreiköpfige 
Staatspräsidentschaft. Das alles sind Indizien, dass Bosnien und Herzegowina kein 
funktionierender, demokratischer Nationalstaat ist. Abgesehen von fehlgeschlagenem Nation-
Building hat aber auch die bosnisch-herzegowinische politische Elite selbst dazu beigetragen, 
dass der Status Quo beibehalten wird und keine Besserung dieses in Sicht ist. 
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Doch genau an den Politikern des Landes selbst wird es liegen Bosnien und Herzegowina in 
ein neues, demokratischeres Licht zu führen. Zu oft waren es Initiativen externer Akteure, die 
Reformen im Land gepusht haben. Die heimischen Politiker haben oftmals etwas auf dem 
Silbertablett serviert bekommen und haben dies entweder angenommen oder abgelehnt. 
 
Nun müssen die Politiker selbst die Initiative ergreifen und den Willen zeigen, einen Staat zu 
formen, in dem sich alle, unabhängig der religiösen Zugehörigkeit, wohl fühlen und sich 
gerne als Bürger dieses Staates sehen. Ein erster Schritt dazu wäre die Umsetzung des 
Sejdić/Finci-Urteils und anschließend daran die Reform der jetzigen Verfassung. Das würde 
den Demokratiestandard im Land um ein Vielfaches erhöhen. Mit der Erhöhung des 
Demokratiestandards sind weitere Reformen, wie z.B. in ökonomischer Hinsicht, leichter und 
effektiver umzusetzen. Der demokratische Weg wird letzten Endes Bosnien und Herzegowina 
dorthin führen, wo die Nachbarländer nahezu angekommen sind: In die Europäische Union.  
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Abkürzungsverzeichnis 
 
BiH……………………………………………...Bosnien und Herzegowina 
CEFTA…………………………………………Central European Free-Trade Agreement 
DEI……………………………………………..Direktion für Europäische Integration 
DPA…………………………………………….Dayton Peace Agreement (Friedensvertrag 
von Dayton) 
ECHR…………………………………………..European Court of Human Rights 
(Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte) 
EEAS…………………………………………..European External Action Service 
EFSE………………………………………….. European Fund for South-East Europe 
EG……………………………………………...Europäische Gemeinschaft 
EMRK………………………………………….Europäische Menschenrechtskonvention 
ESI……………………………………………...Europäische Sicherheitsinitiative 
EU………………………………………………Europäische Union 
EUFOR…………………………………………European Union Force 
EUPM…………………………………………..European Union Police Mission 
EUROJUST…………………………………….Europäische Einheit für justizielle 
Zusammenarbeit 
EUROPOL……………………………………..European Union Police Office 
EUSR…………………………………………...European Union Special Representative 
(Sonderbeauftragter der Europäischen Union) 
FBiH…………………………………………….Föderation Bosnien und Herzegowina 
GASP……………………………………………Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
der Europäischen Union 
GGF……………………………………………. Green for Growth Fund 
HDZ 1990………………………………………Hrvatska Demokratska Zajednica 1990 
(Kroatisch-Demokratische Union 1990) 
HDZ BiH……………………………………..Hrvatska Demokratska Zajednica Bosne i 
Hercegovine (Kroatisch-Demokratische Union Bosnien und Herzegowinas) 
HNV…………………………………………….Hrvatsko Narodno Vijeće (Kroatischer 
Volksrat) 
HSP……………………………………………..Hrvatska Stranka Prava (Kroatische Partei 
des Rechts) 
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ICTY…………………………………………….International Criminal Tribunal for the 
former Yugoslavia (Internationaler Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien) 
IFOR……………………………………………(Peace) Implementation Force der Vereinten 
Nationen in Bosnien und Herzegowina 
IG………………………………………………..Internationale Gemeinschaft 
IPA………………………………………………Instrument for Pre-Accession Assistance 
(Instrument für Heranführungshilfe) 
IPTF……………………………………………..International Police Task Force of the United 
Nations 
IWF……………………………………………..Internationaler Währungsfonds 
KM………………………………………………Konvertibilna Marka (Konvertibile Mark) 
MIPDs…………………………………………. Multi annual indicative planning documents 
NATO…………………………………………...North Atlantic Treaty Organization 
NGO…………………………………………….Non-Governmental Organization 
(Nichtregierungsorganisation) 
NSRzB…………………………………………..Narodna Stranka Radom za Boljitak 
(Volkspartei durch Arbeit zur Besserung) 
OHR……………………………………………..Office of the High Representative (Büro des 
Hohen Repräsentanten) 
OSZE……………………………………………Organisation für Sicherheit und     
Zusammenarbeit in Europa 
PIC………………………………………………Peace Implementation Council 
(Friedensimplementierungsrat) 
PHARE……………………………………….....Poland and Hungary Action for 
Restructuring of the Economy 
RCC……………………………………………..Regional Cooperation Council 
RRTF……………………………………………Return and Reconstruction Task Force 
RS……………………………………………….Republika Srpska 
RTRS……………………………………………Radio-Televizija Republike Srpske 
(Öffentlicher Rundfunk der Republika Srpska) 
RTV FBiH…………………………………...Radio-Televizija Federacije Bosne i 
Hercegovina (Öffentlicher Rundfunk der Föderation Bosnien und Herzegowina) 
SAA…………………………………………….Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen 
SAP……………………………………………..Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess 
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SAPARD……………………………………….Special Accession Programme for Agriculture 
and Rural Development 
SBiH…………………………………………….Stranka za Bosnu i Hercegovinu (Partei für 
Bosnien und Herzegowina) 
SDA……………………………………………..Stranka Demokratske Akcije (Partei der 
demokratischen Aktion) 
SDP BiH……………………………………...Socijaldemokratska Partija Bosne i 
Hercegovine (Sozialdemokratische Partei Bosnien und Herzegowinas) 
SFOR……………………………………………Stabilisation Force 
SMEs…………………………………………….Small and Medium-sized Enterprises (Klein- 
und Mittelbetriebe) 
SNSD……………………………………………Savez Nezavisnih Socijaldemokrata (Bund 
der unabhängigen Sozialdemokraten) 
UN………………………………………………United Nations (Vereinte Nationen) 
UNPROFOR……………………………………United Nations Protection Force 
USA……………………………………………..Vereinigte Staaten von Amerika 
WBIF……………………………………………Western Balkans Investment Framework 
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Abstract (Deutsch) 
 
Bosnien und Herzegowina steht auch 15 Jahre nach Kriegsende, das durch den 
Friedensvertrag von Dayton (1995) beschlossen wurde, vor zahlreichen Problemen. Zur 
Ineffektivität des politischen Systems kommt hinzu, dass die gesamtstaatliche Verfassung 
keine Verfassung des Volkes ist, sondern vielmehr einzelne ethnische Gruppen bevorzugt 
bzw. andere benachteiligt. Im Hinblick auf die Integration in die EU werden die Politiker des 
Landes Anstrengungen unternehmen müssen, damit die Verfassung heutigen demokratischen 
Standards entspricht. Dazu gilt es, mit einer gezielten Verfassungsreform, das 
Demokratiedefizit zu beheben, um sich so schrittweise dem EU-Beitritt anzunähern. Dadurch 
soll der Einfluss der externen Akteure in der Politik des Landes entscheidend reduziert 
werden. Diese Arbeit soll den bisherigen Annäherungsprozess des Landes an die EU zeigen, 
sowie zentrale Fragen zur Verfassungsreform beantworten. 
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Abstract (English) 
 
15 years after the war, which came to an end through signing the Dayton Peace Agreement 
(1995), Bosnia and Herzegovina is still confronted with a lot of problems. Besides the fact 
that the political system is ineffective, the constitution of the country is not a people’s 
constitution. It divides the people of Bosnia and Herzegovina into “constitutent-“ and “not-
constitutent”-people, which means that some ethnic groups have advantages in many areas, 
while others do not have these. It is up to the politicians of the country to change this fact. A 
reform of the constitution would be a first step to make Bosnia and Herzegovina more 
democratic and would make the accession to the European Union more possible. The 
influence of the external actors would thereby also be reduced significantly. This work shall 
show the current process Bosnia and Herzegovina has made concerning the EU-accession and 
should answer main questions concerning the reform of the current constitution. 
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